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Kurdlnnen-Abschiebung 
in Ex- und Hopp-Manier 
Abschiebung trotz drohender Folter? 
Vom Büro-Kollektiv Ulla Jelpke (PDS)
Das Bundeskabinett hat sich am 27. 
März auf ein ganzes Bündel von Maß­
nahmenverständigt, mit dem es die „ge­
walttätigen Ausschreitungen von Aus­
ländem bekämpfen“ möchte. Herausge­
kommen ist ein Horror-Paket.
I. Bundesgesetzliche Maßnahmen:
• Zwingende Abschiebung bei einer 
Haftstrafe o. Bewährung (mind. 2 Jah­
re) bei schwerem Landfriedensbruch;
• „Wesentliche Absenkung“ für zwingen­
de Abschiebungen auf Freiheitsstrafen 
von einheitlich drei Jahren (bislang 5 
Jahre oder bei mehreren Delikten);
- Einführung eines neuen Straftatbe­
standes, des sog. „besonders schweren 
Landfriedensbruchs“. Der soll vorlie­
gen, wenn einfacher Landfriedensbruch 
„aus Anlaß einer verbotenen Demon­
stration begangen wird“;
• Verschärfung des ausländerrechtli­
chen Verbots politischer Betätigung;
- Einführung eines „vorläufigen Fest­
nahmerechts“ und des „Haftgrundes 
zur Sicherung der Hauptverhandlung 
im beschleunigten Verfahren“.
ZI. Die Bundesländer werden u.a. zu fol­
genden Schritten aufgefordert:
' Ausschöpfung aller ordnungs- und ge­
werberechtlichen Maßnahmen gegen 
Busuntemehmen (bis zum Entzug der 
Beförderungskonzession) bei „Beförde­
rung gewalttätiger Demonstranten“;
- verstärkte Verhängung des Unterbin­
dungsgewahrsams;
- verschärfte Kontrolle räumlicher Be­
schränkungen für Asylbewerberinnen;
- vermehrt Ausweisungsverfügungen 
Während der Ermittlungsverfahren;
• Abschaffung der in NRW eingeführten 
„Härtefallkommissionen“ für abgelehn­
te Asylbewerberinnen;
- „konsequente Anwendung“ des Ab- 
schiebeabkommens der BRD mit dem 
Folterstaat Türkei vom 10. März 1995.

Wolfgang Zeitlmann, innenpolitischer 
Sprecher der CSU-Landesgruppe in 
Bonn, hatte am 20. März zusammen mit 
dem Vorsitzenden der CSU-Trachten- 
gruppe, Michael Glos, ein 10-Punkte- 
Fapier vorgelegt. Darin wurde nicht nur 
gefordert, auch den „einfachen Land­
friedensbruch“ (§125 StGB), sondern 
bereits die „Teilnahme an verbotenen 
Demonstrationen“ zum zwingenden 
Ausweisungstatbestand festzuschrei­
ben. Ähnlich hatte sich auch der Frak­
tionschef der Union, Schäuble, das 
SPD-Präsidium und Burkhardt Hirsch 
(FDP) geäußert. Der Parlamentarische 
Geschäftsführer der FDP-Fraktion, 
Jörg van Essen, plauderte aus: „Die FDP 
bat sich schon vor Wochen mit dem Ko­
alitionspartner auf eine deutliche Ver­
schärfung der Ausweisungsvorschriften 
frir gewalttätige Ausländer verständigt. 
Ich gehe davon aus, daß unser Gesetz­

entwurf noch bis Mitte des Jahres ver­
abschiedet wird.“ (Pressemitteilung,
19.3.) Bereits im Oktober 1995 hatte 
Bayern einen entsprechenden Gesetz­
entwurf in den Bundesrat eingebracht 
(BRat-Drs. 686/95).

Glos und Zeitlmann: „Strafverfahren 
gegen ausländische Gewalttäter müs­
sen Vorrang haben. Alle Fristenverkür­
zungen ... müssen ausgeschöpft werden 
... Das Verfahren soll regelmäßig inner­
halb von zwei Monaten abgeschlossen 
werden.“ Der Parlamentarische Ge­
schäftsführer der Union, Hörster, war 
der Auffassung, „daß ... die richterliche 
Nachprüfung nachhaltig eingeschränkt 
werden muß, daß die Tatbestandsfest­
stellung durch die Behörden im Ergeb­
nis reicht.“ (Deutschlandfunk, 18.3.)

Der Landfriedensbruch-Paragraf ist 
ein Relikt des Obrigkeitsstaates, der in 
aller Regel mit Geld- oder einer mehr­
monatigen Bewährungsstrafe geahndet 
wird. Würde der Landfriedensbruch zu 
einem Ausweisungstatbestand, würde 
der Kreis der potentiell auszuweisen­
den Ausländerinnen massenhaft ausge­
dehnt. Für sie würde so die Wahrneh­
mung ihres Grundrechts auf Meinungs­
äußerung und Versammlungsfreiheit zu 
einem unkalkulierbaren Risiko.

Wes Geistes Kind die Stichwortgeber 
aus der Union sind, wird in dem Vor­
schlag des Herrn Hauser, Vorsitzender 
der baden-württembergischen Landes­
gruppe in der CDU/CSU-Fraktion, deut­
lich. Er verlangte, für gewalttätige Ex­
tremisten dürften die Bestimmungen 
der Genfer Flüchtlingskonvention nicht 
gelten, wonach Ausländer nicht abge­
schoben werden dürfen, denen im Hei­
matland die Todesstrafe oder Folter 
drohe. (FAZ, 23.3.)

Das langfristig Bedrohliche ist das 
zerrüttete Verhältnis dieser Politikerin­
nen zum demokratischen Rechtsstaat. 
Zum ersten ist für das Strafen das Straf- 
und nicht das Ausländerrecht maßgeb­
lich. Zweitens garantiert das Grundge­
setz den Rechtsweg für jede und jeden 
— auch und erst recht für Kriminelle 
bzw. für jene, die dafür gehalten werden. 
Drittens: Die Europäische Menschen­
rechtskonvention hat das Ziel, jeden 
Menschen vor Folter oder unmenschli­
cher Behandlung zu schützen — unab­
hängig, was dieser Person strafrechtlich 
zur Last gelegt wird. Und dieser Schutz 
gebührt in besonderem Maß Menschen, 
denen' aufgrund ihrer politischen 
Betätigung in ihrem Herkunftsland Fol­
ter, unmenschliche Behandlung oder 
gar die Todesstrafe droht. Die Bundes­
regierung ist dabei, sich von diesem 
Eckpfeiler einer an Menschenrechten 
orientierten Politik zu verabschieden, 
(aus Platzgründen v. d. Rod. erheblich gekürzt)

Am 20. März begann in Hamburg vor dem Oberlandesgericht ein Strafverfahren gegen drei angebliche 
höhere Funktionäre der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK). Den Angeklagten, zwei Frauen und ein Mann, 
wird „Rädelsführerschaft“ bzw. Mitgliedschaft in einer „terroristischen Vereinigung“ in der PKK vor­
geworfen sowie Mordversuche in Hamburg und Bremen und Drohungen. Die Inhaftierten bestreiten die 
Vorwürfe. BeiProzeObeginn riegelte ein Großaufgebot Polizei das Gerichtsgebäude ab (Bild). (rül)

Bau: 17 DM Mindestlohn?
Nach dem Scheitern der Verhandlungen 
über einen Mindestlohn im Baugewer­
be durch die Kapitalisten ließ die IG 
BAU am 22.3. die parallel laufenden Ver­
handlungen um die Einkommenstarif­
verträge platzen. Die erste Schlich­
tungsrunde am 26.3. und 29.3. über je­
weils beide Verträge wurde auf den 3.4. 
und 10.4. vertagt. In der Schlichtungs­
runde über den Mindestlohn haben sich 
die Arbeitgeber zum ersten Mal fest ge­
legt. Einen Stundenlohn über 17 DM 
könne man sich vorstellen, allerdings in 
Ostdeutschland weniger. Dies soll in ei 
nem Stufenmodell verwirklicht werden. 
Demgegenüber beharrt die IG BAU auf 
einem Vertrag, der sofort gilt.

In der Schlichtungsrunde über die 
Einkommenstarife hielten die Kapitali­
sten an ihren Maximalforderungen fest. 
Sie wollen statt 5% mehr Einkommen 
nur 1,3% geben; ohne auf die Forderung 
der Gewerkschaft einzugehen, die 
Rückerstattung für das Über­
brückungsgeld (neues SWG) über die 
Sozialkassen von 20% auf 50% zu er­
höhen. Zu den immer noch gewollten 
Eingriffen in bereits bestehende Tarif­
verträge sind noch zwei weitere Frech­
heiten gekommen: Das zusätzliche Ur­
laubsgeld soll um ein Drittel gekürzt 
werden, und auch die Azubis sollen zwi­
schen Weihnachten und Neujahr auf die 
Baustelle. Diese ehemals für alle freien

Osteraktionen ‘96:

in alle Welt?

Wir sagen NEIN!
In zahlreichen Städten haben bei Aus­
lieferung dieser Zeitung wieder die Os­
termärsche begonnen. Widerstand ge­
gen die zunehmende Militarisierung der 
Innen- und Außenpolitik der Herr­
schenden, gegen Waffenexporte, atoma­
re Aufrüstung, gegen Bundeswehrein­

Tage sind als Kompromiß für den Ab­
schluß über ein ganzjährig gesichertes 
Einkommen gestrichen worden, laut 
dem Essener IG BAU-Vorsitzendem 
Knerler sollen diese aber auch für die 
Gesellen zurückerobert werden. Kner­
ler bekräftigte auf der Beleg schaftsver- 
sammlung der Hochtief AG Essen am
20.3. die schon von Wiesehügel klarge­
machte Ablehnung von Tariföffinungs- 
klauseln für „notleidende“ Betriebe. Die 
Streikbereitschaft ist groß, das wurde 
auch auf der Versammlung deutlich, 
und deshalb haben sich die Kapitalisten 
in der Höhe des Mindestlohnes bewegt. 
Sie werden sich aber auch in anderen 
Punkten bewegen müssen. (tja)

ERNK dementiert Vorwürfe
In einer Erklärung hat die ERNK-Euro- 
pavertretung am 2. April zu Vorwürfen 
gegen die PKK Stellung genommen. 
Das Gerücht, „die PKK werde auf deut­
sche Polizisten schießen“, sei eine Er­
findung der Geheimdienste. Wenn es zu 
solchen Aktionen komme, sei das „ein 
Schlag gegen die Erwartungen und 
Sehnsüchte unseres Volkes nach Frie­
den“. Die PKK wolle eine friedliche Lö­
sung. „Wir betonen erneut, daß wir we­
der einen Grund noch die Absicht ha­
ben, Deutschland anzugreifen.“ (rül) 
(ERNK-Europavertretung, 2.4.96, KIZ Köln)

Bundeswehr

sätze im Ausland und für die Abschaf­
fung aller Kriegsdienste sind ihre The­
men. In Nr. 5196 hatten wir eine Über­
sicht über die geplanten Aktionen ver­
öffentlicht. Wer sie nicht zur Hand hat: 
Die Büros der örtlichen Friedensbewe­
gung geben sicher auch Auskunft. (rül)
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Gegen „Lohnsteuerstaat“
Die hessische rot-grüne Landesregie­
rung will über den Bundesrat einen 
Antrag auf Steuerreform einbringen. 
Hessens Finanzminister Starzacher 
(SPD) nannte das Ungleichgewicht 
zwischen sinkender Einkommens­
steuer und weiter steigender Lohn­
steuer „dramatisch“. So sei in Hessen 
das Aufkommen aus der Einkom­
menssteuer 1995 um 70% gesunken, 
bei der Körperschaftssteuer habe das 
Land nach Einnahmen von 2 Milliar­
den DM 1991 im letzten Jahr sogar 25 
Millionen DM zurückerstatten müs­
sen, also gar nichts mehr eingenom­
men. Während die Ertragsteuem von 
1991 bis 1995 um 83% gesunken seien, 
sei die Lohnsteuer erneut um 17% ge­
stiegen. Starzacher kritisierte insbe­
sondere die steuerliche Begünstigung 
von Investitionen in den neuen Bun­
desländern, die zu extremen Steuer­
senkungen für Gutverdiener und 
Konzerne im Westen geführt hätten. 
Auch bei der Vermögens- und Erb­
schaftssteuer bestehe „dringender 
Handlungsbedarf“. Selbst die hessi­
sche CDU schloß sich der Kritik der 
Landesregierung im Landtag an. Sie 
fordert aber, daß parallel zur Strei­
chung solcher Steuerprivilegien die 
Steuersätze erneut gesenkt werden 
sollten.

Subventionsbetrug 
mit Wissen Waigels
Daß der Vorstand der Bremer Vulkan- 
Werft 850 Millionen DM zweckgebun­
dene Subventionen für seine Ost- 
Werften vertragswidrig diesen Stand­
orten vorenthalten hat und stattdes­
sen mit diesem Geld Firmen im We­
sten kaufte bzw. Verluste abdeckte, 
war dem Bundesfinanzministerium 
seit Oktober 1993 bekannt. Das be­
stätigte Anfang letzter Woche ein 
Sprecher des Ministeriums. Auch die 
Treuhand wußte von diesen Betrüge­
reien, sah aber keinen Anlaß, einzu­
schreiten. Das berichteten Berliner 
Zeitung und Handelsblatt (25.3.)

Bundeswehr in Bosnien: 
700 Millionen DM Kosten
Die Kosten des Bundeswehreinsatzes 
in Bosnien werden sich nach Berech- 

I nungen des Verteidigungsministeri­
ums auf 700 Millionen DM belaufen. 
Im Haushalt sind bisher nur 65 Mil­
lionen DM vorgesehen. Das Ministeri­
um soll nun diese Mehrkosten durch 

' Umschichtungen im Verteidigungs­
haushalt aufbringen. Das hat Rühe so 
aufgebracht, daß er öffentlich gegen 
weitere Streichungen im Rüstungse- 
tat polemisierte: So was gefährde die 
Sicherheit der Soldaten, behauptet 
er. Tatsächlich ist derzeit nur strittig, 
wann die Beschaffung von drei weite­
ren Fregatten in Auftrag geht. Der Mi­
nister will sie noch in diesem Jahr in 
Auftrag geben, Waigel will etwas spä­
ter. Also nicht die „Sicherheit der Sol­
daten“ ist strittig, sondern das Tem­
po beim Aufbau der BRD-Flotte!

Erbschafts- und Vermögens­
steuer: Wieder vertagt
Erneut vertagt haben die Finanzpoli­
tiker von CDU/CSU und F.D.P die Än­
derung der Erbschaftssteuer Aus der 
Unionsfraktfon hatten einige Abge­
ordnete eine Vcrbreltömng der Bc- 
mcMsungsgrundlage für diese Steuer, 

also Senkung der Freibeträge, bei 
gleichzeitiger Senkung des Steuer­
satzes auf 10% propagiert. Das ging 
selbst Waigel zu weit: So niedrige 
Steuersätze bei großen Erbschaften 
seien „politisch kaum durchsetzbar“. 
Waigel will stattdessen die Freibeträ­
ge bei der Erbschaftssteuer deutlich 
erhöhen - was im Ergebnis ebenfalls 
einer Steuersenkung für große Erb­
schaften gleichkommt. Einigkeit gab 
es bei den Regierungsparteien mit 
dem Ziel, die Vermögenssteuer ganz 
abzuschaffen - auch wenn die SPD- 
Länder strikt dagegen auftreten. 
Nach der Osterpause wollen die Re­
gierungsparteien weiter verhandeln.

Unternehmer-Institut für 
„Einwanderungsgesetz“
Das „Institut der deutschen Wirt­
schaft“ des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie hat von den Po- 
Iitikem gefordert, ein „Zuwande- 
rungskonzept“ zu entwickeln. Ohne 
weiteren Zuzug von Ausländem 
schrumpfe die Bevölkerung in der 
BRD bis zum Jahr 2030 von jetzt 81 
auf 73 Millionen Menschen, will das 
Institut jetzt schon wissen. Ein „Zu­
wanderungsgesetz“ müsse her, das 
eine „Feinsteuerung der Migration“ 
ermögliche. Darunter stellt sich das 
Institut vor ein Gesetz, das Alter, Ge­
schlecht u.ä. der Zuwanderungsbe­
rechtigten jährlich festlegt, verbun­
den mit Maßnahmen, um die Zuwan­
derer „fit fürs Erwerbsleben zu ma­
chen“. Praktisch schwebt dem BDI of­
fenbar ein Gesetz über modernen 
Menschenhandel vor.

Ladenschluß: Im April erste 
Lesung, HBV demonstriert
Nach ihren Erfolgen bei den Land­
tagswahlen in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol­
stein drängt die FDP jetzt auf rasche 
Verabschiedung ihrer Forderungen 
beim Ladenschluß. Noch im April, so 
Wirtschaftsminister Rexrodt, müsse 
der Gesetzentwurf zum Ladenschluß 
im Bundestag in die erste Lesung 
kommen. Die FDP will Öffnungszei­
ten von 6 Uhr morgens bis 20 Uhr 
abends sowie Samstags regelmäßig 
bis 16 Uhr. Die Länder sollen darüber 
hinaus am Samstag Öffnungszeiten 
bis 18 Uhr regeln dürfen. Diese extre­
me Ausdehnung der Arbeitszeiten im 
Einzelhandel in den frühen Morgen 
und den späten Abend wird vom Ein­
zelhandelsverband ebenso wie von 
den Gewerkschaften, die zudem eine 
Kette weiterer Arbeitszeitverlänge­
rungen in anderen Bereichen in der 
Folge erwarten, heftig abgelehnt. Die 
HBV mobilisiert für den 28. April zu ei­
ner bundesweiten Demonstration 
nach Bonn.

Was kommt demnächst?
Der Bundestag ist in der „Osterpau­
se", die nächste Sitzungswoche be­
ginnt erst am 15. April. Noch länger 
dauert die Unterbrechung beim Bun­
desrat, dessen nächste Sitzung ist 
erst am 3. Mai. Vorher tagt vom 15. bis 
19. April in Istanbul die „Internatio­
nale Parlamentarische Union“ und lei­
stet so ihren Beitrag zur Aufwertung 
des türkischen Regimes. Die Parla­
mentarischen Versammlung der 
NATO tagt, einen Monat später, vom 
16. bis 20. Mai in Athen. Vom 3. bis 6. 
Juni ist WEU-Sommertagung.

Strafverteidigertag protestiert 
gegen Kurdenverfolgung
Die „uferlose Auslegung“ des Vereinsgesetzes gegen 
Kurdinnen und Kurden ist verfassungswidrig

Der 20. Strafverteidigertag am 23. und 
24. März in Essen hat m einer Ent­
schließung gegen die staatliche Repres­
sion gegenüber Kurdinnen und Kurden 
protestiert. „Die Grundrechte der Ver- 
einigungs-, Demonstrations-, Mei- 
hungs- und Pressefreiheit sind faktisch 
für alle Kurden abgeschafft“, rügen die 
Strafverteidiger. Mit dem PKK-Verbot 
habe die Bundesrepublik die politische 
Auseinandersetzung mit dem kurdi­
schen Unabhängigkeitskampf „zugun­
sten einer polizeilich/polizeistaatlichen 
Unterdrückung aufgegeben“. Die Aus­
einandersetzungen zwischen Polizei 
und Kurdinnen und Kurden seien die 
von den Behörden „erkannte und pro­
vozierte“ Folge des PKK-Verbots durch 
die Bundesregierung im November 
1993, „nicht ihre Ursache“.

Ausdrücklich kritisieren die Strafver­
teidiger die breitflächige Anwendung 
des Paragrafen 20 Vereinsgesetz, der 
„neben § 129a StGB wichtigstes Instru­
ment zur Kriminalisierung politisch ak­
tiver Kurden“ geworden sei. „Dabei 
knüpfen das PKK-Verbot und seine po­
lizeiliche wie strafrechtliche Umsetzung 
zum Teil ausdrücklich an das KPD-Ver­
bot und die hierzu während des ’Kalten 
Krieges’ ergangene Rechtsprechung 
an“, stellen sie fest.

Ausdrücklich kritisieren die Strafver­
teidiger die Rechtsprechung des Bun­
desgerichtshofes. Dieser hatte in einer 
Entscheidung am 24.1.96 zwar entgegen 
der polizeilichen Praxis festgestellt, daß 
allein das öffentliche Verwenden oder 
Verbreiten von Kennzeichen von PKK 
oder ERNK nicht strafbar sei. „Er hat 
jedoch zugleich § 20 Abs. 1 S. 4 Vereins­
gesetz eine derart uferlose Auslegung 
gegeben, daß praktisch jede auf PKK 
oder ERNK bezugnehmende politische 
Betätigung als Verstoß gegen das 
Betätigungsverbot ... erfaßt werden 
kann. Nach dieser Entscheidung verbo­

„Rasse“biologie vom BMI
Das Ministerium Kanthers fördert Broschüre eines 
NS-„Rasse-Biologen“ über „Rußlanddeutsche“

Mit 242.488 DM förderte das Bundesin­
nenministerium (BMI) die Herstellung 
und Verbreitung der Broschüre „Volk auf 
dem Weg. Deutsche in Rußland und in 
der GUS 1763-1993“ des ehemaligenNS- 
„Rasse“biologen Dr. Karl Stumpp. Her­
ausgeber des Heftes sind der Kulturrat 
der Deutschen aus Rußland und die 
Landsmannschaft der Deutschen aus 
Rußland. Die Darstellung der Ge­
schichte der Rußlanddeutschen in die­
ser Broschüre basiert auf überarbeite­
ten Manuskripten des 1982 verstorbe­
nen Dr. Karl Stumpp, von 1933 bis 1982 
führender Funktionär des VDA, damals 
Volksbund für das Deutschtum im Aus­
land, heute Verein für das Deutschtum 
im Ausland.

Dr. Stumpp arbeitete im deutschen 
Faschismus in der „Hauptstelle für aus­
landsdeutsche Sippenkunde“ des Deut­
schen Auslands-Institut an der kar­
teimäßigen Erfassung der Rußland­
deutschen. Nach Veröffentlichung eines 
Werkes „Die Volksbiologie der Rußland­
deutschen“ war er als Leiter des „Kom­
mando Dr. Stumpp“ in den „Sippenäm- 
tem“ Shitomir und Dnjepropetrowsk an 
der Selektion beteiligt. Er fertigte „Ab- 
stammungsgutachten“ an, und es muß 
davon ausgegangen werden, daß die von

ten ist jede Handlungsweise, die kon­
kret geeignet ist, eine für die verbotene 
Vereinstätigkeit vorteilhafte Wirkung 
hervorzurufen, ohne daß es auf einen 
tatsächlich eingetretenen meßbaren 
Nutzen ankäme.“ „Diese Auslegung“, so 
die Strafverteidiger, „verstößt gegen 
Art. 5 Abs. 1 GG und das Bestimmt- 
heitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG.“

Auch die Bundesanwaltschaft setze 
sich in ihrer Verfolgung einer angebli­
chen „terroristischen Vereinigung in der 
PKK“ „über bisher in der Rechtspre­
chung anerkannte Grenzen dieses Tat­
bestandsmerkmals hinweg“, um „die 
ganze PKK als terroristisch abzuquali- 
fizieren“. • •r j*.

Nach Ansicht der Strafverteidiger ver­
stoßen das PKK-Verbot und die De­
monstrationsverbote „gegen zwingen' 
des .Völkerrecht“. Sie fordern eine Än­
derung der Politik gegenüber dem tür­
kischen Staat und den die Kurden re­
präsentierenden Organisationen, u.a. 
durch die Aufhebung des PKK-Verbots, 
den Stopp der Waffen- und Wirtschafts­
hilfe für die Türkei, die Wiederherstel­
lung der Demonstrations- und Ver­
sammlungsfreiheit für Kurden. (rül) 
Quelle: Ergebnisse der AG 6 des 20. StrafVer- 
teidigertages - „Strafverfolgungsmaßnahmen 
gegen Kurdinnen“ vom 23. / 24. März in Essen

ihm als „Juden oder jüdische Mischlin­
ge“ in die „Volksliste 4“ eingeordneten 
Menschen den Vemichtungskomman- 
dos der SS zum Opfer fielen, ebenso wie 
die von ihm als „völkische Mischfälle“ 
oder „fremdvölkisch gemischte“ Famili­
en eingestuften Rußlanddeutschen.

Angesichts dieses Hintergrundes ist 
es kaum verwunderlich, daß die BMI-ge- 
förderte Broschüre den faschistischen 
Krieg gegen die Sowjetunion als Befrei­
ung der Rußlanddeutschen feiert und 
auch der Gemanisierungspolitik im be­
setzten Polen im Rahmen des berüch­
tigten „Generalplan Ost“ durchaus po' 
sitive Aspekte abgewinnen kann.

In einer Presseerklärung zu diesen 
Vorgängen schreibt die Abgeordnete 
Annelie Buntenbach (Bündnis 90/Grü' 
ne): „Es ist ein unglaublicher Skandal- 
daß Bundesmittel aus dem Haushalt­
stitel „Informationspolitische Maßnah­
men“ für derartige Desinformationen 
Verfügung gestellt werden. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, alle noch ver­
bliebenen Exemplare aus dem Verkeil 
zu ziehen und eine weitere Auflage die- 
ser Broschüre nicht zu fördern.“

(entnommen aus: FORUM Wissenschaft, Nr. 1- 
März 1996, über: CL-Netz)
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D
ie REPs im Ländle kamen auf 9,1 
Prozent. , Die vollmundigen 
Ankündigungen von Republika­
ner-Chef Rolf Schlierer im Wahlkampf 

von Baden-Württemberg sind Realität 
geworden: „Wir zwingen zum Handeln— 
wir verhindern linke Experimente“, so 
waren die Wahlampfmassenzeitungen 
der Reps in Baden-Württemberg über­
schrieben. Gleich in mehrfacher Hin­
sicht hatten sich die Rechtsextremen 
dank eines sozialpatriotisch geführten 
Wahlkampfes der SPD ins rechte Licht 
setzen können. Reps und SPD waren in 
den Hauptaussagen einig: „Rettet die 
DM“, hieß die Hauptparole der Reps. 
Schuld an der höhen Erwerbslosigkeit 
und der wachsenden Armut seien das 
Ausland und die Einwandererungsströ- - 
me. Die Deutschen müßten sich endlich 
wehren gegen das „Abzocken durch är­
mere Länder“ — die BRD sei schließlich 
nicht das „Sozialamt der übrigen Welt“. 
Die sachliche Richtigstellung, daß die 
BRD und das Kapital im Ländle Haupt­
nutznießer der Währungsunion seien, 
hörte man hauptsächlich von CDU und 
FDP Die SPD verlangte stattdessen auf 
knalligen Plakaten mit dem Hinweis auf 
Stabilität, Standort und'deutsche Ar­
beitsplätze* die Verschiebung der 
Währungsunion:

Durch die von den Sozialdemokraten 
losgetretene Aussiedlerdebatte profi­
tierten die Reps gleich in zweifacher 
Hinsicht. Der Wahlkampf bekam 
nochmals einen chauvinistischen Kick. 
Die Reps bedankten sich ausdrücklich 
bei Scharping und Spöri dafür, daß sie 
mit ihren Argumenten nun nicht mehr 
alleine seien. Verhinderung von weiterer 
Einwanderung und Ausweisung abge­
lehnter Flüchtlinge seien auch ihr zen­
trales Anliegen. Bei Aussiedlern aller­
dings forderten sie eine Ausnahme. Ge­
schickt mobilisierten die Reps nationa­
le Solidaritäts- und Mitleidseffekte, die 
durch die Sündenbockkampagne der 
SPD provoziert worden waren. CDU 
und Reps konterten mit „Heim ins 
Reich“-Argumenten für die deutsch­
stämmigen Aussiedler. „Solidarität mit 
deutschem Blut“ und Kampf gegen an­
gebliches „Sozialschmarotzertum“ wur­
den so gleichzeitig zu beherrschenden 
Faktoren im Wahlkampf.

Inhaltliche Abgrenzung zu den 
Reps war kein Thema
Abgesehen von einigen antifaschisti­
schen Aktionen sowie Flugblättern von 
WN und PDS gab es keinen inhaltli­
chen Wahlkampf gegen die Reps. Die 
Landesregierung streute zwar einige In­
formationen darüber, daß militante 
Neonazis als Wahlkampfhelfer der Re­
publikaner arbeiteten, inhaltliche Ab­
grenzung war in der Öffentlichkeit je­
doch kein Thema. Erste Wahlauswer­
tungen zeigen, daß die CDU-Stamm- 
wählerlnnen von den Reps zurückholen 
konnte, die SPD jedoch nicht. Diese 
Entwicklung wird noch verschärft 
durch die niedrige Wahlbeteiligung von 
67%. Während Reps, CDU, FDP und 
Grüne ihre Wählerschichten mobilisie­
ren konnten, verlor die SPD im linken 
Spektrum. Die SPD stellte im Wahl­
kampf nicht die sozialen Interessen von 
lohnabhängig Beschäftigten und Ar­
beitslosen in den Mittelpunkt, sondern 
die Subventionierung des sogenannten 
Mittelstandes, eine Klientel; um die sich 
schon alle anderen kümmern. Die An­
teile der Reps bei gehobenen Schichten 
der Facharbeiterschaft sind nach wie 
vor überdurchschnittlich hoch. Anson­
sten sind die Rep-Anteile ziemlich 
gleichmäßig über alle sozialen Schich­
ten verteilt. Schnellschüsse wie etwa die 
Behauptung der Jungen Welt, die Rep- 
Anteile seien unter den Beschäftigten 
der Kembelegschaften in der welt­
marktorientierten Großindustrie klei­
ner und bei Menschen, die aus Kernbe-

Die Braunzone ist nach 
den Wahlen gestärkt
In Baden-Württemberg stabilisierten sich die 
„Reps“ auf hohem Niveau. Von B. Strasdeit

legschaften rausflögen, also in neuen 
Randschichten, größer, sind bislang 
über Zahlen nicht nachvollziehbar. 
Frühere Untersuchungen bei Jung­
wählern in Großbetrieben beweisen das 
Gegenteil: Gerade die Orientierung auf 
den Weltmarkt und entsprechende be­
triebsgemeinschaftliche Einbindung 
stärken nätionalkonservative Denkmu­
ster und Wertvorstellungen. Tatsächli­
che oder vermeintliche Aufstiegschan­
cen prägen Herrschaftsdenken auch da, 
wo noch keine Herrschaft ausgeübt wer­
den kann.

Doch nicht nur die SPD hat Wahl­
kampfhilfe geleistet. Auch die CDU will 
sich nicht so recht von Rechtsextremi­
sten abgrenzen. So wird der bisherige 
und auch künftige Ministerpräsident 
Erwin Teufel (CDU) am 13. April ein 
Grußwort bei einer Tagung des rechts­
extremistischen Studienzentrums Wei- 
kerheim im Stuttgarter Haus der Wirt­
schaft sprechen. Geleitet wird die rech­
te Denkfabrik von dem ehemaligen NS- 
Marinerichter und Ministerpräsidenten 
a.D. Hans Filbinger, der immer noch Eh­
renmitglied der baden-württembergi­
schen CDU ist.

Falsche Zurückhaltung
Alle Wahlumff agen, die vor der Wahl in 
Baden-Württemberg veröffentlicht 
wurden, veranschlagten die Reps bei 4,0 
bis 4,5%. Renate Köcher, zweite Ge­
schäftsführerin des Allensbacher Insti­
tuts für Demoskopie, räumte ein, ihr In­
stitut habe hohe Stimmenergebnisse 
der Reps bei 8% vorhergesehen, jedoch 
nicht veröffentlicht. Angeblich habe das 
der CDU nahestehende Institut die 
Rep-Anteile bewußt verharmlost, um 
sie nicht noch mehr zu puschen. Wurden 
die Reps durch diese Behandlung eher 
begünstigt? Tatsächlich ist bislang 
nicht bewiesen, ob sich Umfragen und 
somit auch Fälschungen auf das Ender­
gebnis auswirken 9der nicht. Die vor­
herrschende Stimmung in den Medien 
vor der Wahl war: Die Reps kommen so­
wieso nicht reich, rechts liegen lassen. 
Bei der letzten Bundestagswahl dage-

Antifaschstische Kritik und 
Widerstand gegen Reps und 
DVU waren in den Landtags­
wahlen in Baden-Württem­
berg und den anderen Bun­
desländern nur schwach ent­
wickelt Bild: Titelbild einer 
Broschüre der WN/BdA Ba­
den-Württemberg vom Mai
1994. Die Broschüre („Sag 
Nein zu Republikanern. Kritik 
und Dokumentation der Par­
lamentspolitik der Republi­
kaner am Beispiel Baden- 
Württembergs“, 28 S. A-4, 
Preis 3,50 DM) ist in gerin­
gen Mengen noch bei den 
GNN-Verlagen erhältlich so­
wie direkt bei:
WN-BdA Bad.-Württemberg, 
Böblinger Str. 195, 
70199 Stuttgart,
Telefon 0711-60 32 37, 
Fax 0711-60 07 18.

gen wurde der Einzug der Reps im Vor­
feld für möglich gehalten, ihre Inhalte 
waren thematisiert, ihr Programm wur­
de breit öffentlich kritisiert. Das Ergeb­
nis lag dann deutlich unter 5%. Die Reps 
verfügen zwar inzwischen über eine 
feste Stammwählerschaft, die sich auch 
durch antifaschistische Kritik kaum be­
irren läßt. Mindestens die Hälfte ihrer 
Klientel, das zeigen Vergleiche der 
Landtags-, Kommunal- und Bundes­
tagswahlergebnisse, sind- jedoch nicht 
auf diese Partei festgelegt. Anstrengun­
gen zur öffentlichen Ächtung ihrer Po­
sitionen machen weiter Sinn. Hinweise 
allein auf ihre intellektuellen und per­
sonellen Schwächen sind hilflos. Das Al­
lensbacher Institut kann sich also den 
Vorwurf nicht ersparen, direkt zur Ver­
harmlosung und Festigung faschistoi­
der Tendenzen beigetragen zu haben.

Terrain gewonnen
Die Republikaner haben im rechten 
Fonnierungsprozeß durch ihren Wahl­
sieg Terrain zurückgewonnen. Auch in 
Rheinland-Pfalz erreichten sie beachtli­
che 3,5 Prozent. Die DVU ist mit 4,3 Pro­
zent in Schleswig-Holstein aus dem par­
lamentarischen' Betrieb erst mal raus. 
Möglicherweise kann der als politischer 
Milchbubi verharmloste Schlierer neue 
Parteigründungen, die für die nächsten 
Zeit im Umfeld von NPD, DVU, Deut­
scher Liga und Reps geplant waren, vor­
erst verhindern. Er könnte jetzt seinen 
Führungsanspruch im gesamten 
rechtsextremen Lager ausbauen, wo er 
als „Verhinderer der rechten Einheit“ 
gilt. Schlierer erklärt sich den Erfolg der 
Reps vor allem mit der „klaren Abgren­
zung“ gegenüber den altrechten Nazi­
gruppierungen. Er kündigte eine „Par­
teireform 1996“ an, mit der er diesen 
Kurs offenbar festschreiben will. Ob ihm 
Teile der FDP und der Bund Freier Bür­
ger nunmehr folgen, ist noch offen.

Bernhard Strasdeit ist Mitarbeiter des 
PDS-Abgeordneten Winfried Wolf und 
gehört zum Herausgabekreis der „Anti­
faschistischen Nachrichten".

DVU nur knapp 
unter 5 Prozent
Schleswig-Holstein. Die faschistischen 
Parteien kamen hier zusammen auf 
4,57%, DVU auf 4,3% und DLVH auf 
0,27%. Die DVU erhielt vor vier Jahren 
6,3%. Die Republikaner, die 1992 1,2% 
schafften, traten dieses Mal nicht an.

DVU/DLVH haben sich in gut einem 
Drittel der 45 Wahlkreise über 5% halten 
können. Am höchsten schnitt die DVU 
mit 7,1% in Lauenburg-Süd ab. Neben 
Lauenburg bleibt Lübeck bei 6,2% die 
Hochburg der Faschisten. Sie haben 
sich damit entgegen den entwarnenden . 
Kommentaren in den Tageszeitungen 
und den gleichlautenden Ausflüchten 
der bürgerlichen Parteien, die schnell 
zur Tagesordnung übergehen wollen, 
auf hohem Niveau vorerst festgesetzt.

Was macht die Stärke der Faschisten 
aus? Eine Untersuchung landesweit 
fehlt derzeit. Erschwerend kommt hin­
zu, daß die bisherigen Statements in 
den Medien mehr vernebeln als erhel­
len. Einige Auffälligkeiten des Land­
kreises Pinneberg mit seinen vier Wahl­
kreisen könnten Anhaltspunkte liefern. 
In den 49 Gemeinden und Orten kamen 
DVU/REP 1992 in 42 auf über 5%. Jetzt 
sind es noch 13. Überdurchschnittlich 
halten konnten sich Orte, in denen die 
Faschisten auch außerhalb des Wahl­
kampfes bzw. im Wahlkampf neben der 
zentral gesteuerten Propaganda selbst­
ständig auftraten. So in Moorrege, einer 
traditionellen NPD-Hochburg und Sitz 
der Reservistenkameradschaft sowie 
Kasemenstandort; in Tornesch und Ue- 
tersen, Verbreitungsgebiet der Ueterse­
ner Nachrichten und Medium der dort 
seßhaften Revanchisten; in Lutzhorn, 
wo eine antifaschistische Veranstaltung 
durch eine größere Anzahl von Nazis ge­
stört werden sollte. Dabei sackte Bock- 
holt-Hanredder, Ort des kreiseigenen 
Sammellagers für Flüchtlinge, von 9,9% 
vor vier Jahren auf 2,6% ab. Ebenfalls 
hoch liegen nach wie vor Orte mit bäu­
erlicher Struktur.

In Elmshorn, der größten Stadt im 
Kreis Pinneberg, lagen DVU und REP 
1992 in einem Viertel der Wahllokale zwi­
schen 10 und 12%. Diese haben eine 
Blockbebauung sowie hohe Ausländer­
anteile gemeinsam. 1996 liegen hier wie­
derum die höchsten Verluste der Fa­
schisten. Was daraufhin deutet, daß 
zweistellige Prozentzahlen vorerst un­
realistisch sind und eher durch einen 
Teil nicht direkt überzeugter Nazi­
wähler zustande kamen.

Übriggeblieben sind Revanchisten, 
Militaristen, EU-Gegner und einge­
fleischte Ausländerhasser, die alles be­
fürworten, wozu Faschisten in der Lage 
sind. Aufgeschwemmt wurden DVU/ 
REP vor vier Jahren durch die Kampa­
gne gegen Flüchtlinge. Das würde be­
deuten, daß sich die Faschisten durch 
eine zunehmend militarisierte Außen­
politik, durch das Bauernlegen der EU 
wie auch die Anvisierung ehemals 
reichsdeutscher Gebiete sowie Krimi­
nalitätsdebatten bei günstiger Stim­
mungslage über 5% aufblasen könnten. 
Dabei stehen sie jetzt an der Schwelle, 
sich öffentlich zeigen zu müssen, aber 
dieses nur vereinzelt zu können, (rua)
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4 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft

E
uer Verfahren ist schon jetzt eines 
der größten Staatsschutzverfah­
ren in dieser Republik. Kannst du 
eingangs etwas zum Ausmaß des Ver­

fahrens sagen: Wer ist angeklagt, was 
wirft euch die Staatsanwaltschaft vor?

Die ersten Ermittlungsaufträge ergin­
gen im März 1991 wegen „Bildung einer 
terroristischen  Vereinigung“ nach § 129a 
von der Bundesanwaltschaft (BAW) an 
die Generalstaatsanwaltschaft (GSA) 
Celle wegen drei Anschlägen in Göttin­
gen. Ende 1991 wurde dann auch in der 
Göttinger Öffentlichkeit bekannt, daß 
sich verstärkt Beamte des LKA in der 
Stadt rumtreiben. Die Staatsschutz­
behörden reagierten mit der Behaup­
tung, daß es bis zu 52 Anschläge aus den 
Jahren 1981 bis 1991 aufzuklären gelte, 
die einer Gruppe zuzuordnen seien, die 
abgeschottet von der linken „Szene“ 
agieren würde. Schon damals gerieten 
die Ermittlungsmethoden zur Farce: 
Jugendliche wurden vorgeladen, die zur 
Tatzeit der Anschläge den Kindergar­
ten oder die Grundschule besucht hat­
ten, bekannte Nazi-Schläger wurden 
von LKA-Beamten aufgefordert, Straf­
anzeige gegen Antifas zu stellen. Als im 
Laufe der Jahre immer deutlicher wur­
de, daß im Zentrum der Repression die 
Autonome Antifa (M) stand, versuchte 
die GSA Celle die Autonome Antifa (M) 
dadurch zu diskreditieren, daß sie sie in 
die Nähe der RAF rückte, oder indem sie 
behauptete, die Gruppe würde über 
eine Privatarmee von 800 gewaltberei­
ten Antifas verfügen. 143 Personen aus 
dem linken Spektrum wurden auf die 
Mitgliedschaft in der Autonomen Anti­
fa (M) hin überprüft. Es wurden in sie­
ben Monaten 13.929 Telefonate ab­
gehört und ausgewertet. Für diesen 
Aufwand wurde eine Sonderkommissi­
on, die Soko 606, eingesetzt, in der bis 
zu 28 Beamte gearbeitet haben, zusätz­
lich zu dem Observationskommando, 
daß tagtäglich in Göttingen auftauchte.

Im März 1994 mußte die GSA Celle ein­
gestehen, daß der Vorwurf wegen „Bil­
dung einer terroristischen Vereinigung“ 
(§ 129a) nicht aufrechterhalten werden 
konnte, nachdem selbst die BAW die­
sem Vorwurf widersprach. Die Ermitt­
lungen wurden jedoch nicht eingestellt, 
sondern im Gegenteil wegen „Bildung 
einer kriminellen Vereinigung“ (§ 129) 
verstärkt.

Im Juli 1994 fanden dann bei 17 Per­
sonen, an ihren Arbeitsplätzen, bei 
ihren Angehörigen, bei dem Buchladen 
Rote Straße, im AStA der Uni Göttin­
gen und bei zwei Druckereien Haus­
durchsuchungen statt. In der Folgezeit 
kam es zu einer Reihe von Anklagen und 
Verfahren, auch gegen den Buchladen 
Rote Straße. Im Februar 1995 hat die 
GSA dann beim Oberlandesgericht 
(OLG) Celle Anklage wegen „Unter­
stützung einer terroristischen Vereini­
gung“ gemäß § 129a, Durchführung 
nichtangemeldeter Demonstrationen, 
Verstoß gegen das Uniformierungsver­
bot und das Versammlungsgesetz, Mas­
kierung und Nötigung gegen 17 Antifas 
erhoben. Zum Zwecke der Durch­
führung dieser Straftaten und mit dem 
Ziel, „das System (gewaltsam) zu kip­
pen“, sollten die 17 die Autonome Anti­
fa (M) gegründet haben bzw. Mitglied in 
dieser sein. Das OLG wollte sich jedoch 
nicht der Auffassung der GSA nicht 
anschließen, daß die Autonome Antifa 
(M) eine „kriminelle Vereinigung44 dar­
stellen würde.

Das OLG Celle wollte sich mit all dem 
licht beschäftigen und verwies die 
ibriggebllebenen „Verstöße gegen Ord- 
lungsvorschiften des Vcrsammhmgsge- 
etzes“ an das Amtsgericht Göttingen. 
)as war Im Juni 1995. Im August ent- 
chlcd der Bundesgerichtshof (BGH) 
iann nachdem sowohl die GSA als 
uch die BAW Beschwerde gegen den

Beschluß des OLG eingelegt hatten — 
daß die Vorwürfe wegen „Bildung einer 
kriminellen Vereinigung“ gerechtfertigt 
seien, davonder Autonomen Antifa (M) 
eine „Gefährdung der öffentlichen Si­
cherheit und Ordnung“ ausgehen wür­
de. Die Vorwürfe wegen „Unterstüt­
zung4' nach § 129a wurden endgültig fal­
lengelassen.

Wann wird das Verfahren beginnen und 
wo? Anscheinend soll auf keinen Fall in 
Göttingen verhandelt werden... .

Das Verfahren soll nun vor der Staats­
schutzkammer (SSK) beim Landge­
richt in Lüneburg stattfinden. Der Be­
ginn ist auf den 14. August 1996 termi-

„Die Abschaffung der §§ 
129/129a sollte im Zentrum 
der Solidarität stehen“
Interview mit Sebastian Siegele, Autonome 
Antifa (M), zu ihrem kommenden Prozeß

niert. Im übrigen drei Tage vor dem 40. 
Jahrestages des Verbotes der KPD in 
der BRD. Es sind bis August 1997 ins­
gesamt 131 Gerichtstage anberaumt. 
Mit dem Hinweis, daß Folgetermine Vor­
behalten bleiben und mit der Andro­
hung von Haft bei Nichterscheinen. Daß 
dies bei drei Gerichtstagen wöchentlich 
und dem weiten Anfahrtsweg einem 
Freiheitsentzug gleichkommt, ist offen­
sichtlich. Dann sind auch die für den 
Prozeß aufgestellten Rahmenbedin­
gungen auf die Einschüchterung der 
verfolgten Antifaschisten und Antifa­
schistinnen ausgerichtet. Daß die Öf­
fentlichkeit nicht erwünscht ist, ist si­
cher ein weiterer Punkt. Die SSK er­
wartet Unruhen, wenn der Prozeß in 
Göttingen durehgeführt werden würde. 
Im übrigen hat die SSK enorme organi­
satorische Schwierigkeiten. Der Beginn 
der Hauptverhandlung mußte bereits 
einmal verschoben werden, da keine 
Räumlichkeiten zur Verfügung stehen.

Welche Ziele verfolgt die Autonome An­
tifa (M), wogegen richtete sich ihre Po­
litik? Welche Politik greifen die Staats­
schutzbehörden durch den Prozeß an?

Die Autonome Antifa (M) steht bei­
spielhaft für eine Bündnispolitik, die 
von linksradikaler Seite initiiert wurde. 
Sie hat die Isolation von Autonomen 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
im Raum Südniedersachsen durchbro­
chen. Durch die Politik konnte der Auf­
bau der mittlerweile verbotenen FAP in 
Göttingen verhindert und in der Umge­
bung fast verunmöglicht werden.

Sie stellte zudem klar, daß sich Anti­
fapolitik nicht auf das Zurückdrängen 
von Nazibanden beschränkt. Hierzu hat 
sie im Laufe ihrer sechsjährigen Exi­
stenz eine Kulturarbeit in Form von 
Agit-Prop-Aktionen, historischen Aus­
stellungen und internationalistischen 
Veranstaltungen und Vorträgen ent­
wickelt. Themen wie die Annexion der 
DDR durch die BRD waren ebenso 
Thema wie der Zusammenhang zwi­
schen Kapitalismus, Sexismus und Ras­
sismus. Die Autonome Antifa (M) sicht, 
ihre Arbeit In einem antiimperialisti­
schen Kontext.

Für den Staatsschutz gibt es eine 
ganze Reihe von Gründen, so vehement 
vorzugehen: Linksradikale Gruppen 
sollen weiterhin in die Isolation ge­
drängt werden. Antifaschismus muß

kriminalisiert werden, damit der hinter 
dem Antifaschismus bestehenden anti­
kapitalistischen Alternative die Legiti­
mation entzogen werden kann.

Das Verfahren gegen die Autonome 
Antifa (M) hat präventiven Charakter: 
Der Staatsschutz will sich ein Instru­
mentarium an die Hand geben, mit dem 
in Zukunft gegen die zu erwartenden In­
itiativen gegen Kriegspolitik und So­
zialabbau vorgehen kann. Mit dem Kon­
strukt, das sich heute gegen uns richtet, 
kann selbst Greenpeace zur „kriminel­
len Vereinigung“ erklärt werden, da sich 
auch ihre Aktionen am Rande der Ge­
setzestexte bewegen. Dies ist bei dem 
engen, gesetzlichen Spielraum, der für 
eine außerparlamentarische Praxis

übrigbleibt, keine Kunst. Der Willkür 
zur Kriminalisierung sind Tür und Tör 
geöffnet. Die neue Dimension an dem 
jetzigen Verfahren ist, daß nicht mehr 
das Begehen von schweren Straftaten 
übergeordnetes Ziel sein muß, um eine 
Gruppe zur „kriminellen Vereinigung“ 
zu erklären, sondern daß Bagatelldelik­
te, die „die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung gefähfden“, schon ausreichen 
sollen.

Nicht unerwähnt bleiben sollte dabei, 
daß eine Vielzahl von § 129/129a-Verfah- 
ren gegen den linken Widerstand laufen: 
Zum Beispiel die Verfahren wegen der 
Zeitschrift radikal, gegen den Castor- 
Widerstand und massiv gegen die kur­
dische Bevölkerung und hier im Beson­
deren gegen die PKK.

Der Prozeß gegen euch ist schon in der 
Form vernichtend aufgezogen. Wie ent­
wickelt sich die Unterstützung für euch ?

Zu den Kosten: Vorsichtige Schätzun­
gen gehen alleine von 3,5 Millionen Mark 
Anwaltskosten pro Jahr aus. Zusätzlich 
zu den eigenen Kosten, Anfahrt und Ver­
dienstausfall. In Göttingen läuft die Un­
terstützung gut. Trotzdem ist die staat­
liche Anti-Antifa-Politik nicht spurlos 
geblieben. Besonders nachdem sich die 
Bundesanwaltschaft durch ihre Be­
schwerde gegen den Beschluß des OLG 
Celle offiziell eingeschaltet hatte und 
somit der bundesweite Charakter des 
Verfahrens offensichtlich wurde, waren 
viele Unterstützerinnen verschreckt. 
Die Teile der SPD, die die Ermittlungen 
bis dato verurteilt hatten, entsolidari- 
sierten sich. Die für den 2. Oktober 1995 
von der Autonomen Antifa (M) an­
gekündigte Demonstration und Agit- 
Prop-Aktion, die an diesem Datum be­
reits das sechste Jahr in Folge stättfin- 
den sollten, wurden von der Stadtver­
waltung verboten. So kam es in Göttin­
gen nach Jahren das erstemal wieder zu 
einem Polizeispalier, nachdem die Grü­
nen aus Solidarität zur Autonome Anti­
fa (M) zu einer Kundgebung am selben 
Tag aufgerufen hatten. Göttingen wur­
de von 4.000 Polizeibeamten besetzt 
und terrorisiert.

Daß die bundesweite Soliarbeit erst 
relativ spät anläuft, hängt wahrschein­
lich mit dem Schwerpunkt der regiona­
len Verankerung dor Autonomen Antifa 
(M) zusammen. Wir erhalten jetzt aber 
eine Vielzahl von Einladungen. So wur­

de uns zum Beispiel auf den Bundes' 
Parteitag der PDS in Magdeburg 
dem der DKP in Dortmund Redezeit 
Verfügung gestellt. Uns wird von alle*1 
Seiten Unterstützung signalisiert, ic& 
denke, momentan geht es noch därutf1’ 
die Informationen über das Verfahre11 
breiter zu streuen. Nächster Schritt ist» 
Aktionen zu initiieren. Es wird zur zeit 
eine Resolution vorbereitet, die in übef' 
regionalen Tageszeitungen veröffent' 
licht werden soll. Es gibt Versuche, iä' 
temationale Kontakte zu knüpfen.

Welche politischen Konsequenzen sott' 
ten nach eurer Ansicht aus dem Verfaß 
ren gezogen werden? Das Büro Ulla jel' 
pke (PDS-MdB) will erneut versuche^ 
den § 129a abzuschaffen. Gibt es ähnfr 
ehe Initiativen von euch oder anderen"

Die Sonderrechtsparagraphen 129 ui^ 
129a sind Gesinnungs- und Ermitf' 
lungsparagraphen. Sie werden vorwtf' 
gend gegen Linke angewendet, führe11 
aber lediglich in 2% der Fälle zur Veruf 
teilung. Ihre Funktion besteht zum d' 
nen in der Einschüchterung der Vef' 
folgten. Wird nach §§ 129/129a ermittel 
ist der Einsatz geheimdienstlicher EX' 
mittlungsmethoden gestattet. Die Vef 
teidigerrechte sind eingeschränkt. Diß 
Haftbedingungen werden dermaße*1 
verschärft, daß amnesty international 
von weißer Folter spricht.

Deswegen sind Initiativen zur AV' 
Schaffung der §§ 129/129a erst recht no^ 
wendig. Ob dies langfristig durchs 
setzt werden kann, hängt auch von del11 
Druck ab, der außerhalb der parlamefl' 
tarischen Strukturen aufgebaut werde*1 
kann ab. Daß es möglich ist, ist in Göt' 
tingen deutlich geworden, wo selb^ 
SPD-Politikerinnen und Gewerkschaf' 
terlnneir im Angesicht des Verfahret 
gegen die Autonome Antifa (M) die 
Streichung der Paragraphen geforde^ 
haben, was sicherlich die Entscheidung 
des OLG Celle beeinflußt hat. Wir wif I 
sen, daß auch Bündnis 90/DIE GRÜ' I 
NEN eine entsprechende Initiative ai> 
Bundesebene* vorbereiten. Ich denltf' 
dies sollte auch Schwerpunkt der Soli' I 
arbeit zu dem Verfahren gegen die Ai*' ’ 
tonome Antifa (M) sein: Die Forderung 
nach Abschaffung der §§ 129/129a!

(Die Fragen stellte R. Lötzer)
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Zur Lage der Metallarbeiter in der Slowakei
Bericht über einTreffen zwischen IGM und der Metallgewerkschaft KOVO

Vom 8. bis 10.11.95 führte die IG Metall 
zusammen mit JtOVO, dem slowaki­
schen Metallgewerkschaftsbund, ein 
Joint-Venture-Seminar in Piestany 
durch, bei dem sich Betriebsräte der 
deutschen Konzerne mit Gewerkschaf­
tern der slowakischen Tochterbetriebe 
austauschten.

Durchschnittslohn um
25-30% gesunken
Die slowakischen Metaller mußten im 
Vergleich mit 1989 eine Talfahrt der Löh­
ne, konkret eine Absenkung ihres Le­
bensstandards um 25 - 30% hinneh- 
men!

Ein Gewerkschafter sprach unwider­
sprochen von einer „Entwicklung zur 
Sklaverei“: Es sei nur noch ein Leben 
von Zahltag zu Zahltag möglich. Der 
Lohn gehe für Miete und Lebensmittel 
drauf. Die Bildung von Rücklagen für 
Wohnungseinrichtung, Reparaturen am 
Haus, für Urlaub und Sport sei nicht 
mehr möglich.

Als Antwort auf diese Situation hat die 
Metallgewerkschaft folgende Forderun­
gen für die Tarifrunde aufgestellt:
- Erhöhung der Tarife um 15 %, minde­
stens jedoch um die offizielle Inflations­
rate von 6-10 %.
- Zusätzlich für 1 % Produktivitätsstei­
gerung 0,5 % Lohnerhöhung.
- Anhebung der Löhne und Gehälter, so 
daß das Lebensniveau von 1989 wieder 
erreicht wird.

Die Senkung des Lebensniveaus wur­
de hauptsächlich durch den Wegfall der 
früher üblichen Subventionen erzwun­

gen. Daneben spielen Einbrüche bei den 
Sozialversicherungen eine wichtige 
Rolle.

Die Arbeitnehmer und ihre Gewerk­
schaften werden von einem Kartell zwi­
schen Regierung und Arbeitgebern in 
die Mangel genommen. Profiteure 
scheinen Regienmgsbeamte und Be­
triebseigentümer bzw. Direktoren zu 
sein.

Wie das wohl funktioniert, verdeutli­
chen folgende Beispiele:

Fahrtkosten
Die Regierung hat die Streichung von 
Subventionen für Arbeiterfahrtkosten 
zum 1.7.95 verfügt. Die Metallgewerk­
schaft spricht von einer Erhöhung der 
Reisekosten für Arbeitnehmer in Höhe 
von teilweise 200 bis 1200 Kronen, sie 
fordert Kompensation und hat ein Pro­
testmeeting mit 20 000 Teilnehmern or­
ganisiert. In den dazu gerade stattfin­
denden Verhandlungen hat die Regie­
rung geantwortet, die Gewerkschaften 
sollten Kompensation in den Kollektiv­
tarifvertragsverhandlungen suchen, 
während die Arbeitgeber antworten: 
„Wendet Euch ah die RegierungI“

Tarifverhandlungen
Bei den Kollektiwerhandungen auf 
Branchenebene sitzt die Regierung mit 
am Tisch. Der Standpunkt der Regie­
rung ist : „Erst Produktivitätssteigerun­
gen, dann Anhebung der Löhne und 
Gehälter“. Die Gewerkschaft ist damit 
nicht einverstanden, dazu müßten not­
wendige Investitionen in neue Techno­
logien vorgenommen werden, eine Stei­

gerung der Produktivität hänge weniger 
von der konkreten Arbeitsleistung der 
Arbeitnehmer ab.

X ♦

Anerkennungstarifvertrag
Es gibt im slowakischen Arbeitsrecht 
das Instrument des Anerkennungstarif­
vertrags, mittels dessen der Branchen­
kollektivvertrag auch auf nicht organi­
sierte Betriebe ausgedehnt wird. Der­
zeit verzögert die Regierung in Abspra­
che mit den Arbeitgebern seit einem 
halben Jahr die Verbindlichkeitser­
klärung des neuen Tarifvertrags.

Krankenversicherung / Lohn­
fortzahlung
Früher waren Medikamente und sonsti­
ge Leistungen auf gesundheitlichem 
Gebiet gratis. Heute sind die Medika­
mente in drei Kategorien unterteilt: ko­
stenlos / halber Preis / voller Preis. Gera­
de Medikamente für chronische Er­
krankungen wie Diabetes, Herzkrank­
heiten oder Asthma fallen unter die 3. 
Kategorie „voller Preis“.

Bei Krankheit erhält ein Arbeitneh­
mer nur 180 Kronen/Tag, max. 3600 
Kronen/Monat (entspricht 55% des 
Durchschnittslohns). Folge ist, daß vie­
le krank zur Arbeit gehen oder Urlaub 
nehmen. Hier berät das Parlament ge­
rade über eine ca. 20 %ige Anhebung, 
die aber zum größten Teil nur die Infla­
tionsverluste ausgleichen würde.

Direktoren
Die ostslowakischen Eisenhüttenwerke 
in Kosice mit ca. 30000 Beschäftigten 
sind heute in 155 verschiedene Gesell­

schaften aufgespalten worden. Jede Ge­
sellschaft hat Vorstände, Aufsichtsräte, 
Direktoren. Direktoren würden durch­
schnittlich das 50fache Jahreseinkom­
men eines Arbeitnehmers erhalten. Es 
gäbe Leute, die in 40 Aufsichtsräten 
säßen. Die Friedrich-Ebert-Stiftung be­
richtete, daß der Anteil der Löhne und 
Gehälter an den Produktionskosten in 
der Slowakei bei 11-20% liegen würde, 
zum Vergleich in Deutschland ca. 30 %.

Das Tarifvertragssystem 
in der Slowakei
Die Gewerkschaften in der Slowakei ar­
beiten auf Grundlage des Arbeitsge­
setzbuches und des Gesetzes über Kol­
lektivverhandlungen.

Danach besteht das Recht der Ge­
werkschaften, im Betrieb Basisorgani­
sationen mit eigenen Strukturen und 
Leitungs-Ausschüssen zu bilden. Der 
Ausschuß ist berechtigt, u.a. in Ver­
handlungen mit dem Management die 
Interessen der organisierten Mitglieder 
zu vertreten. Aus den Beiträgen ihrer 
Mitglieder können die Basisorganisa­
tionen die Freistellung z. B. ihrer Vorsit­
zenden für Betreuungstätigkeiten im 
Betrieb finanzieren. Die Gewerkschaf­
ten sind berechtigt, Verhandlungen um 
Kollektivverträge, in denen Arbeitsbe­
dingungen und Entlohnung; geregelt 
werden, auf zwei Ebenen zu führen :

a) auf Branchenebene
Die Metallgewerkschaft in der Slowa­

kei hat Branchenkollektivverträge für

Fortsetzung nächste Seite

D
ie Tarifauseinandersetzung bei 
Fiat (s. Politische Berichte 4/96) 
ist zu Ende. Die vier verhan­
delnden Metallgewerkschaften haben - 

bei unterschiedlicher Beurteilung des 
Ergebnisses - unterschrieben. FIM, 
UILM und FISMIC beurteilen das Er­
gebnis - ein faktisches Ultimatum des 
Fiat-Konzerns, der wohl rechtzeitig vor 
der Parlamentswahl am 21. April zu ei­
nem Abschluß kommen wollte - posi­
tiv. Die mehr linksstehende FIOM kri­
tisiert das Ergebnis, hat aber auch kei­
ne andere Möglichkeit gesehen als zu 
unterschreiben.

Der Abschluß verlagert die Lohnent­
wicklung vom Branchentarif auf das 
Unternehmen. Diese Entwicklung hat 
sich in Italien seit Jahren angebahnt 
und ist auch in anderen westeuropäi­
schen Ländern im Gange; auch in der 
BRD mit betrieblichen Sonderregelun­
gen, Tarifflucht und einer Diskussion 
der Unternehmerverbände über die 
Zweckmäßigkeit von Branchentarifen. 
Hier dürfte das Beispiel Fiat interes­
siert aufgenommen werden.

Niemand weiß aus der 81seitigen Ver-

Tarifabschluß bei Fiat 
gekoppelt an Ertrag, Produktivität ..

einbarung, wie sich die Löhne und Ge­
hälter über die Laufzeit der vier Jahre 
bis Ende 1999 entwickeln werden. Klar 
ist nur, daß die Jahreseinkommen in
1996 um brutto 850000 Lire (das sind 
im Monat ca. 80 DM) erhöht werden 
sollen. Die Lohnentwicklung der Jahre
1997 bis 1999 ist dann an vier betriebli­
che Faktoren geknüpft: Produktivität, 
Rentabilität sowie zwei Qualitätskenn- 
ziffem (darunter die telefonische Ab­
frage der Kundenzufriedenheit).

Über die Lohnentwicklung nach die­
sen Faktoren darf nun spekuliert wer­
den. Fiat hat äußerst optimistische 
„Projektionen“ vorgelegt, die über die 
Erfahrungswerte aus der Vergangen­
heit hinausgehen. Die Gewerkschaften 
FIM, UILM und FISMIC haben diese 
Einschätzungen übernommen. Mo­
dellrechnungen der FIOM liegen dage­
gen deutlich niedriger: Während Fiat 
die Erhöhung der Jahreseinkommen 
bis 1999 auf 1800 000 Lire (ca. 1640 DM) 
veranschlagt, kommt die FIOM gerade 
auf 1350000 Lire; das sind 74% der 
Fiat-Schätzung.

Löhne und Gehälter entwickeln sich 
damit nicht mehr nach verbindlichen 
Festlegungen, die den Beschäftigten 
eine Kalkulation der Einkommensent­
wicklung ermöglichen. Die Entwick­
lung der Reproduktionskosten der Ar­
beitskraft, die Teuerung, tritt in den 

Hintergrund. Bilanzzahlen, Produkti­
onskennziffern usw. entscheiden über 
die Lohnentwicklung. Bedenkenlose 
Loyalität gegenüber den Untemeh- 
menszielen soll an die Stelle von soli­
darischem Handeln treten.

Eine Mehrheit der gewerkschaftli­
chen Delegierten (661 Ja bei 558 Nein 
und 19 Enthaltungen) hat sich den­
noch für die Annahme des Ergebnisses 
ausgesprochen. Da mag die Einschät­
zung eine Rolle gespielt haben, daß die 
Verhandlungen ausgereizt waren und 
Kampfmaßnahmen vielleicht nicht zu 
einem wesent­
lich anderen 
Ergebnis ge­
führt hätten. 
Außerdem 
dürfte die gute 
Fiat-Konjunk­
tur noch Hoff­
nungen ge­
nährt haben, 
die in Krisen­
unternehmen 
nicht aufge­
kommen wä­
ren. Die nötige 
Mindestzahl 
für einen Ab­
schluß (670 Ja- 
Stimmen) wur­
de trotzdem 

nicht erreicht. Die Gewerkschaft FIOM 
hat daraufhin die Einberufung gemein­
samer Mitgliederversammlungen ge­
fordert, die in diesem Fall satzungs­
gemäß entscheiden müßten. Davon 
wollten die anderen Gewerkschaften 
nichts wissen, sondern unterschrieben 
gleich.

Obwohl die Auflösung des Branchen­
tarifs die Metall-Gewerkschaften in ih­
rer Existenz bedroht, haben sie dazu 
keine gemeinsame Position. Im Gegen­
teil, sie sind über das Ergebnis und den 
Verlauf der Fiat-Auseinandersetzung 
zerstritten wie seit langem nicht. Der 
linke Flügel, die FIOM, aber auch die 
neben den Gewerkschaften agierenden 
Basiskomitees (Cobas), bekämpfen 
diese Entwicklung, können sie aber ge­
genwärtig nicht aufhalten. (rok)

Quellenhinweis: il manifesto, verschiedene 
Ausgaben
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den Maschinenbau, das Hüttenwesen, 
die Elektroindustrie und für die Bran­
che Gießerei und Schmieden abge­
schlossen.

b) auf Betriebsebene
Die Kollektiwerträge auf Betriebse­

bene müssen nach Gesetz besser sein 
als der Branchenkollektiwertrag. Im 

-Gesetz über Kollektiwerhandlungen 
gibt es eine Klausel, wonach im Falle, 
daß mehrere Gewerkschaften im Be­
trieb existieren, diese Einigung über die 
Verhandlungsziele herzustellen haben. 
Die Gewerkschaft KOVO spricht von 
Mißbrauch dieser Klausel durch die Ar­
beitgeber. Vermittels von Minigewerk­
schaften (z. B. Christliche Gewerk­
schaft) würden Kollektivverträge um­
gangen werden, KOVO fordert deshalb 
eine Novellierung des Gesetzes dahin­
gehend, daß die größte Gewerkschaft 
Verhandlungsführer ist.

KOVO sieht als größtes Problem die 
vielen kleinen Betriebsstätten, in denen 
keine Gewerkschaft existiert bzw. in de­
nen die Gründung von Gewerkschaften 
von den Arbeitgebern bekämpft wird, 
und in denen größte Ausbeutung der Ar­
beitskraft herrsche. KOVO strebt hier 
die Bildung von Gebiets- oder Regio­
nalgewerkschaften an.

Interessanterweise bestehen auch 
heute noch teilweise auf Ebene der 
früheren großen Kombinate einheitli­
che Betriebsgewerkschaften, die für alle 
Gewerkschaftsmitglieder, auch wenn 
sie mittlerweile verschiedenen Betrie­
ben angehören, die Verhandlungen um 
einen einheitlichen Kollektivvertrag 
führen. Das ist insofern von großer Be­
deutung, als z. B. gerade deutsche Kon­
zerne in der Slowakei im Regelfall ein­
zelne Betriebsteile aus früheren Kom­
binaten herausschneiden konnten.

Gesetzlich festgelegt ist, daß die Be­
triebe einen Sozialfonds in Höhe von 1 % 
der Lohn- und Gehaltssumme zur Ver­
fügung stellen müssen. Auch gibt es ge­
setzliche Auflagen für Betriebskanti­
nen, wonach die Arbeitgeber den Wert 
der Lebensmittel selbst erbringen und 
die Lebensmittel weiter verarbeiten 
müssen.

Die Transformation der 
Lohnhierarchie •
In der alten realsozialistischen Lohn­
hierarchie gab es keine so starke Diffe­
renzierung der Einkommen wie in 
Deutschland. An der Spitze der Lohn­
hierarchie standen Spezialisten aus 
dem Handarbeitsbereich (Facharbei­
ter). Schwerarbeit wurde besonders 
prämiert.

Heute wird die Lohnhierarchie ge­
spreizt und auf den Kopf gestellt. Es 
wird eine einheitliche Tarifskala für Ar­
beiter und Angestellte mit 12 Stufen an­
gewandt. Arbeiter befinden sich in den 
Stufen 1 - 8, Angestellte in den Stufen 
1 - 12. Sieht man davon ab, daß in der 
BRD zwei getrennte Lohn- und Ge­
haltsskalen angewandt werden, so dürf­
te von der absoluten Lohn- und Ge­
haltshöhe und den Relationen zwischen 
den Lohnstufen her eine Anpassung an 
die westliche Lohnhierarchie erfolgt 
sein. Von den slowakischen und tsche­
chischen Gewerkschaftern wurde da­
von gesprochen, daß die Unternehmen 
Angestellte durch eine beträchtliche 
Erhöhung der Gehälter auf ihre Seite 
gezogen hätten und Angestellte darauf­
hin aus der Gewerkschaft ausgetreten 
seien. Das wird als Methode, die Ge­
werkschaften zu schwächen, empfun­
den.

Wie die gewerkschaftliche Einheit und 
ein relativ hoher Organisationsgrad bei 
den Angestellten über diesen Transfor­
mationsprozeß hinweg von KOVO be­
hauptet werden kann, Ist sicher ein we­
sentliche Frage für die Entwicklung der 
Gewerkschaft. 
(Quclio: ci- NeU)

Folter in Spanien Europarat legt 
Bericht vor

Anfang März wurde von der Antifolter­
kommission des Europarates der Be­
richt über die Menschenrechtssituation 
in Spanien und die Folter an Gefange­
nen veröffentlicht. Spanien war der ein­
zige Staat, der die Veröffentlichung des 
Berichts bislang verweigerte. Dieser 
umfangreiche Bericht offenbart grausa­
mes und bestätigt alle Vorwürfe gegen 
den spanischen Staat.

So werden in den Kasernen und Ge­
fängnissen der Guardia Civil Gefangene 
die mit ETA-Vorwurf festgenommen 
wurden, systematisch mißhandelt und 
gefoltert. Die Folterpraktikeri gehen 
von Elektroden im Genital­
bereich über Betäubungs­
gas bis zu Plastiktüten, die 
den Ausgelieferten bis kurz 
vor dem Erstickungstod 
über den Kopf gezogen wer­
den. Gefangene werden mit 
Eisenringen an Betten und 
Tischen gefesselt, geschla­
gen und verbrüht. Die Aus­
sagen von Folteropfem wur­
de in dem Bericht ausdrück­
lich für glaubwürdig erklärt. 
Bislang wurde immer ver­
sucht die Berichte als Pro­
paganda aus dem ETA-Um­
feld anzutun.

Doch offenbart dieser Be­
richt nicht nur die Folter­
praktiken in Spanien, er 
zeigt zugleich die Kompli- nuar antwortete die spanische Regierung, durch die Kritik des Europarats unter 
zenschaft der deutschen Druck, zunächst mit Zusagen, die sie dann jedoch nicht einhielt. Am 15.2. nah- 
Behörden an der Folter. Der men die Gefangenen deshalb ihren Hungerstreik wieder auf. Bild: Solidarität- 
Bericht der deutschen Bot- saktion in der BRD mit dem Hungerstreik 1989. 
schäft, vom letzten Jahr, der 
vom Außenministerium bestätigt wur­
de, macht dies deutlich. In knappen 
Sätzen wurde damals behauptet, es 
gäbe keine Erkenntnisse über Folter 
und Mißhandlungen in Spanien. Und 
wenn, stammten diese Berichte ledig­
lich aus dem ETA-Umfeld und entbehr­
ten der Glaubwürdigkeit. Dies war zu

Schulterschluß Israel - Türkei
Acht Militär- und Wirtschaftsabkommen abgeschlossen

Gleich acht Abkommen haben die isra­
elische Regierung und das türkische Re­
gime bei dem Besuch einer großen tür­
kischen Delegation unter Staatspräsi­
dent Demirel Mitte März unterzeichnet. 
Das Handelsblatt schreibt: „Dieser um­
fassende Schulterschluß zwischen ei­
nem stark moslemisch geprägten Land 
und dem jüdischen Staat ist vor dem 
Hintergrund der dramatischen Verän­
derungen in Nahost und der Unterbre­
chung der Friedensverhandlungen zwi­
schen Damaskus und Jerusalem von be­
sonderer Bedeutung.“ Mit anderen Wor­
ten : Das Abkommen richtet sich u. a. 
gegen Syrien, das im Süden an Israel 
grenzt, im Norden an die von der Türkei 
kontrollierten kurdischen Gebiete. 
Aber nicht nur gegen Syrien. Das Ab­
kommen richtet sich auch gegen die 
kurdische Bevölkerung und ihren Be­
freiungskampf gegen das türkische Re­
gime. „Unter den Verträgen, die der tür­
kische Vize-Generalstabschef unter­
zeichnet, ist auch ein Abkommen zur 
Schaffung einer regionalen strategi­
schen Arbeitsgruppe... Ankara und Je­
rusalem einigten sich darüber hinaus 
auf die Intensivierung des gegenseiti­
gen Informationsaustauschen der Si­
cherheitsdienste beider Länder. Israel 
wird bei der Ausrüstung türkischer Mi­

diesem Zeitpunkt bereits gelogen, da 
bereits Berichte der UN und von Amne­
stie International über die Folter in Spa­
nien vorlagen. Doch im Interesse der eu­
ropäischen Zusammenarbeit im Be­
reich der inneren Sicherheit, an der ins­
besondere die BRD Interesse hat und 
Vorreiter ist, wird auch Folter gedeckt. 
Auch das Berliner Kammergericht hat­
te im Auslieferungsverfahren von Ben­
jamin Ramos Vega in seiner Entschei­
dung vom Dezember '95 alle Bedenken 
über die Folter Spanien vom Tisch ge­
wischt, als es der Auslieferung bedin­
gungslos zustimmte. Für die BRD ist die

Auf einen Hungerstreik der politischen Gefangenen aus PCE(R) und GRAPO im Ja-

Veröffentlichung dieses Berichtes da­
mit sowohl ein Schlag in Gesicht des 
Außenministeriums als auch des Kam­
mergerichts, und sie zeigt, wie sich die 
BRD ganz offen zum Gehilfen der Fol­
terknechte in Spanien gemacht hat.

Daß der Bericht des Europarates nun 
doch veröffentlicht wurde, ist zweifellos 

litär- und Grenzschutztruppen, die in 
südöstlichen Landesteilen zum Einsatz 
kommen, behilflich sein. Außerdem 
wurde vereinbart, daß die Israel Aircraft 
Industry 54 Phantom F4E-Maschinen 
der türkischen Luftwaffe umrüsten und 
modernisieren wird.“

Mit anderen Worten: Das israelische 
Militär beteiligt sich an der Ausbildung 
und Ausrüstung der türkischen Spe­
zialtruppen, die gegen den kurdischen 
Befreiungskampf eingesetzt werden. 
Der israelische Geheimdienst hilft bei 
der Ausbildung der türkischen Folterer. 
Die Türkei bezahlt mit kurdischem Was­
ser: „Einen hohen Stellenwert erhält 
jetzt das (türkische, Anm. d. Red.) Süd­
ostanatolien-Projekt, das die Errich­
tung von Staudämmen (in kurdischen 
Gebieten, Anm. d. Red.) zur Erweite­
rung fruchtbarer Anbaugebiete vor­
sieht ... Im Gespräch sind auch Pläne, 75 
bis 100 Mill, cbm Süßwasser pro Jahr 
aus der Türkei durch eine Pipeline oder 
in besonderen Behältern nach Israel zu 
transportieren“, schreibt das Handels­
blatt. Die „besonderen Behälter“ wer­
den Schiffe sein, denn die Wassermen­
gen, die das türkische Regime den kur­
dischen Bauern rauben will, hält es auch 
der syrischen Landwirtschaft durch die 
Stauung von Euphrat- und Tigris-Was­

*.»%■
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auch auf öffentlichen Druck zurückzu­
führen. Dennoch bleibt trotz dieser Ver­
öffentlichung ein bitterer Beige-1 
schmack. Der Bericht wurde nur zwei' 
Tagen nach der Wahl in Spanien veröf­
fentlicht. Es ist also davon auszugehen, 
daß dieser Zeitpunkt nicht zufällig ge-1 
wählt wurde und die politisch Verant-1 
wörtlichen der Folterpraktiken vor der 
Wahl gedeckt werden sollten. Zudem! 
geht der Bericht in Spanien bei den Dis-1 
kussionen um eine neue Regierungsbil­
dung innenpolitisch unter und führt da-1 
mit nicht zu Konsequenzen.

Der Bericht der Antifolterkommission 
des Europarates wird auch 
für das weitere Ausliefe­
rungsverfahren von Benja­
min Ramos Vega in Berlin 
eine wichtige Rolle spielen. | 
Das Bundesverfassungsge- ! 
richt, vor dem das Ausliefe­
rungsverfahren von Ramos | 
Vega zur Zeit geprüft wird.l 
hat sich die Unterlagen der 
Antifolterkommission be­
reits angefordert. Ein ent­
scheidender Punkt, mit dem 
die Verfassungsklage von Ra­
mos Vega begründet wurde, i 
waren die Vorwürfe der Folter 
in Spanien, unter der die be­
lastenden Aussagen gegen 
ihn zustande gekommen 
sind, sowie die Befürchtung» 
daß er selbst in Spanien im 
Falle einer Auslieferung der 
Folter ausgesetzt sein wird. 
Es bleibt zu hoffen, daß das 
Verfassungsgericht vor dem

Hintergrund dieser Fakten eine Ent­
scheidung zugunsten von Ramos Veg* 
fällt und nicht ebenfalls aus Opportu­
nitätsgründen umfällt. Jedenfalls ver­
bessert dieser Bericht seine Ausgangs' 
läge und bietet gewichtige Argumenta­
tionsgründe gegen eine Auslieferung.

Rote Hilfe Berti*1

ser vor. Unter solchen Umständen 
kaum damit zu rechnen, daß die syd' 
sehe Regierung ruhig zusehen wird, 
Wasser, das sonst der syrischen Land' 
wirtschaft zur Bewässerung entlang 
phrat und Tigris dient, jetzt in der Tüf' 
kei gestaut und dann per Pipeline nad1 
Israel geliefert wird.

Schon fast zynisch mutet es da ah» 
wenn die Zeitung berichtet, daß israe^ 
sehe Touristen jetzt die türkisch^ 
„Bettenburgen und Spielkasinos“ 
len. 1995 kamen bereits 303000 Tou£ 
sten aus Israel in die Türkei, der LU*\ 
verkehr zwischen beiden Staaten hat* 
dadurch „enormen Auftrieb“ gehabt.

Neben dem türkischen Regime, 
Regime Saddam Husseins und den 
nischen Mullahs, der NATO in Gest^ 
der US-„Schutztruppe“, die angebk 
die Kurden vor Saddam schützen so 
in Wirklichkeit ihre Guerilla für die tw, 
kische Armee ausspäht, hat es der L 
dische Befreiungskampf damit a^ 
jetzt auch noch mit dem israelisch 
Militär und dem israelischen GeheJ1 
dienst zu tun. Alle Mächte des 
Schritts im Nahen Osten scheinen 
gegen das kurdische Volk verschwo^f 
zu haben, um seinen Befreiungskan1^ 
niederzuwerfen. (f*1
Quelle: Hondelsblntt, 22. März 1996



' ___________________________ _______________ • _________ Auslandsberichterstattunq 7

Warum solche Aufregung über den Dumabeschluß, 
die Auflösung der UdSSR für ungültig zu erklären? 
von Prof. Ernst Laboor

1

l,

I

l

Am 15. März hat die russische Staats­
duma auf Initiative der kommunisti­
schen Fraktion mit 250 gegen 98 Stim­
men die am 12. Dezember 1991 erfolgte 
Zustimmung des Obersten Sowjets zu 
der von den Präsidenten Rußlands, der 
Ukraine und Belorußlands ausgespro­
chenen Aufkündigung des Vertrages 
über die Gründung der Union der So­
zialistischen Sowjetrepubliken von 1922 
für ungültig erklärt. Mit 252 gegen 33 
Stimmen und 5 Enthaltungen bestätig­
ten die Volksvertreter die Resultate des 
Referendums vom 17. März 1991, in dem 
sich die Mehrheit der wahlberechtigten 
Bürger der Sowjetunion für die Erhal­
tung des sowjetischen Unionsstaates 
als einer erneuerten Föderation gleich­
berechtigter souveräner Republiken 
ausgesprochen hatte, in der die Rechte 
und Freiheiten des Menschen einer je­
den Nationalität in vollem Maße ge- • 
währleistet sein sollten. Daß die Macht­
haber in allen Nachfolgestaaten der 
UdSSR protestieren werden und dabei 
der Unterstützung ihrer Standesgenos- 
sen aus dem Westen gewiß sein durften, - 
werden die Initiatoren vorausgesehen 
haben. Aber auch in Kreisen der eu­
ropäischen Lanken - darunter auch in 
der PDS - wird Unverständnis, gar Ent­
setzen über diesen Schritt der russi­
schen Kommunisten geäußert.

Was ist geschehen? 1991 gingen regio­
nale Kräfte, daran, den sowjetischen 
Unionsstaat zu demontieren, um ihre 
Macht zu installieren. Boris Jelzin war 
ihr sichtbarster Repräsentant. In dem 
genannten Referendum wandten sich 
76,4 % der Wahlberechtigten der SU und 
71,3% der Abstimmenden in Rußland 
bei einer Wahlbeteiligung von 80,0% 
bzw. 75,4 % .gegen diese Pläne und be­
kundeten ihren Willen, in der Sowjet­
union weiter leben zu wollen. (In den 
baltischen Republiken hatte sich die 
große Mehrheit für eine Sezession ent­
schieden). Nachdem sich Jelzin unter 
Ausnutzung der Lage an die Macht ge­
putscht hatte, demonstrierte er am 8. 
Dezember im Bunde mit seinem Kiewer 
Und Minsker Kollegen in der sogenann­
ten Belowesher Vereinbarung seine 
Mißachtung der Volksentscheidung. Sie 
setzten gegen den erklärten Willen des 
Volkes den Unionsvertrag von 1922 

lu dor Demonstration gogon don Krieg gegen Tschetschenien hatte die Kommunistische Partei aufgo- 
rufen. Bild: Demonstranten vergleichen Jelzin mit Hitler.

außer Kraft und bildeten den slawi­
schen Dreierbimd und am 21. Dezember 
in Alma Ata gemeinsam mit weiteren elf 
Regierungschefs die Gemeinschaft Un­
abhängiger Staaten (GUS). In Moskau 
ratifizierte der Oberste Sowjet am 12. 
Dezember die Abmachung der slawi­
schen Präsidenten - ein doppelter Ver­
fassungsbruch. Drei Präsidenten hat­
ten kein Recht, einen Staat und damit 
auch seine Verfassung zu liquidieren, 
den sie gar nicht vertraten und der sei­
ne eigene - wenn auch miserable - Re­
präsentanz besaß. Denn entsprechend 
der russischen Verfassung stand es 
nicht dem Obersten Sowjet, sondern 
ausschließlich dem Volksdeputierten­
kongreß zu, über das’ Schicksal des 
Staates zu entscheiden. Der aber wur­
de'absichtlich übergangen, seine Zu­
stimmung wäre mehr als ungewiß ge­
wesen.

Die Euphorie, die viele glauben mach­
te, daß die Trennung von dem von Mi­
chail Gorbatschow erbarmungswürdig 
repräsentierten Unionszentrum günsti­
gere Startbedingungen in eine neue 
Etappe der nationalen Entwicklung si­
chere, ist nach dem Zusammenstoß mit 
den harten Realitäten des täglichen Le­
bens schon längst verflogen. Nicht in er­
ster Linie Nostalgie, sondern nüchterne 
Einsicht in die Vorzüge einer historisch 
gewachsenen Arbeitsteilung zuerst im 
alten russischen Imperium und dann 
vor allem in der Sowjetunion, in die Not­
wendigkeit des friedlichen Zusammen­
lebens der vielfach ökonomisch, geopo­
litisch, kulturell, familiär und anderwei­
tig verbundenen Völker in diesem ge­
waltigen Raum haben nicht nur in Ruß­
land eine verbreitete Stimmung er­
zeugt, die ganz allgemein auf Reinte­
gration zielt und bei einer immer größer 
werdenden Teil der Bevölkerung auf die 
Errichtung eines Unionsstaates, der 
aber die schlimmen Defizite der UdSSR 
nicht wiederholen soll.

Worüber also ist man entsetzt? Die 
Aktion der Kommunistischen Partei der 
Russischen Föderation im Parlament 
könnte die politische Lage im Lande am 
Vorabend der Präsidentenwahlen dra­
matisch zuspitzen. Gewiß war der of­
fensive Schritt mit Risiken verbunden. 
Aber es bedurfte seiner nicht, allen Sei­

ten klar zu machen, daß es bei der Prä­
sidentenwahl um eine generelle Rich- 

.tungsentscheidung über die künftige 
Entwicklung Rußlands geht. Macht und 
Opposition sind im Kampf um die Prä­
sidentschaft zum Äußersten entschlos­
sen. Brisante Fragen umgehen, stillhal­
ten hieße, politisches Terrain zu ver­
spielen. Der Dumabeschluß bietet da­
gegen die Chance, den dem Volke als 
Hauptschuldigen an der Zerschlagung 
der UdSSR zu zeigen, der mit allen Mit­

teln seinen Platz auf dem Präsidenten­
stuhl erhalten will, und zu demonstrie­
ren, daß die Kommunisten politische 
Ziele nicht nur vor den Wahlen verkün­
den, sondern sie auch durchzusetzen 
versuchen. Die Dumawahlen haben ge­
rade davon Zeugnis abgelegt, daß die 
Wähler nur jene Parteien unterstützen, 
die ihre politischen Aussagen präzise 
formulieren und bei ihrer Umsetzung in 
die Praxis Beständigkeit an den Tag le­
gen.

Allein die Ankündigung, daß das The­
ma der Aufhebung der Belowesher Ver­
einbarung auf die Tagesordnung der 
Duma gesetzt wird, brachte Jelzin in 
Zugzwang und veranlaßte ihn zu ris­
kanten, weil durchschaubaren Täu­
schungsmanövern. Am 14. März ver­
suchte er, sich in einem bestellten und 
zur besten Sendezeit ausgestrahlten 
Femsehinterview als Verteidiger der 
Sowjetunion hinzustellen. Er hatte die 
Stirn zu behaupten, er habe beim Refe­
rendum für die Erhaltung der Sowjet­
union gestimmt und die Kommunisten 
schöben das Problem nur aus Gründen 
der politischen Konjunktur während 
der Wahlkampagne in den Vordergrund.

Die Tatsachen, die Jelzin aus dem Ge­
dächtnis tilgen möchte, sprechen eine 
andere Sprache.Anfang 1991 waren er 
und die Bewegung „Demokratisches 
Rußland“ die eifrigsten Agitatoren ge­
gen die Sowjetunion. In seiner Rede 
vom 9. März 1991 im Zentralen Haus des 
Kinos wetterte Jelzin gegen das Zen­
trum des Unionsstaates und drückte die 
Hoffnung aus, die Bewegung „Demo­
kratisches Rußland“ möge sich zu einer 
mächtigen, organisierten Partei entwik- 
keln, und rief diese geradeheraus dazu 
auf, beim Referendum mit „Nein“ zu 
stimmen. Auf dem III. Volksdeputier­
tenkongreß - schon nach dem Referen­
dum - forderte Jelzin bereits einen 
Bund souveräner Staaten.

Die KPRF ist dagegen seit ihrer Grün­
dung Anfang 1993 in allen ihren pro­

grammatischen Erklärungen unver­
rückbar für die etappenweise Wieder­
herstellung eines erneuerten sowjeti­
schen Unionsstaates auf ausschließlich 
freiwilliger Grundlage eingetreten. Be­
reits am 18. März 1994 hat Anatolij Luk­
janow beantragt, die Aufhebung des Ra­
tifizierungsbeschlusses des Obersten 
Sowjets auf die Tagesordnung zu set­
zen. Die KPRF hat rund zehnmal den 
gleichen Antrag gestellt, zuletzt auf der 
letzten Sitzung der ersten Duma. Die

Die beabsichtigte 
NATO-Osterweite- 
rung bedroht Ruß­
land. Besonders bri­
sant sind die Versu­
che insbesondere 
der USA und der 
BRD, festen Fuß in 
der Ukraine zu fas­
sen. Zwischen Ruß­
land und der Ukrai­
ne gibt nach wie vor 
Konflikte u.a. über 
die Krim. Bild: Mini­
ster Rühe bei der 
ukrainischen Armee.

Zahl der sie unterstützenden Abgeord­
neten ist in diesem Zeitraum von an­
derthalb Jahren vom 176 auf 209 ge­
wachsen. Nun hat sie die Chance ge­
nutzt, eine Mehrheit der Abgeordneten 
(mindestens 226 Stimmen) zu gewin­
nen, und sie war erfolgreich.

Man hat das Vorgehen der KPRF als 
fast so einseitig und selbstherrlich wie 
das der drei slawischen Präsidenten ge­
nannt. Aber der Beschluß der Duma ist 
eine politische Willenserklärung. Er ist 
kein Gesetz und schafft noch keine neu­
en rechtlichen Gegebenheiten, legt aber 
Grundlagen, künftig solche zu gestal­
ten. Und schon erörtert das Parlament 
der Ukraine die gleiche Frage. Noch 
bleiben die ukrainischen Kommunisten 
erfolglos wie die russischen in der 
Duma. Aber der Beschluß eröffnet rei­
che Möglichkeiten, ihre Position zum er­
neuerten Unionsstaat und zu den We­
gen dahin einer aufmerksam geworde­
nen Öffentlichkeit darzulegen. Dazu 
gehört auch, daß sie die Bemühungen 
der russischen und der belorussischen 
Führung um eine stärkere Integration 
als Schritt in die richtige Richtung un­
terstützt.

Die Liberaldemokraten stimmten in 
der Duma für den kommunistischen An­
trag, versuchten aber zugleich, die 
Schuld für den Untergang der Sowjet­
union von Jelzin auf dessen früheren 
Vertrauten Anatolij Tschubai abzuwäl­
zen, von dem sich der Präsident inzwi­
schen distanziert hat.

Die KPRF hat deutlich gemacht, daß 
ihre politischen Ziele ernst gemeint sind 
und mit der Bewerbung Gennadij Sju­
ganows um das Präsidentenamt. der 
Versuch unternommen wird, sie zu ver­
wirklichen. Der Dumabeschluß traf 
Volkes Meinung. Er könnte Ausgangs­
punkt einer Volks- und Völkerbewegung 
hin zu einem erneuerten Staatenbund 
werden - weit über die Wahlbewegung 
hinausgreifend,
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Deutsche Täter nicht erwünscht
Der gescheiterte Versuch, Opfer zur Täterin zu machen

Hattingen. Am 19. März sprach das Es­
sener Landgericht Frau Ü. vom Vorwurf 
der schweren Brandstiftung frei. Bis zu­
letzt hatte die Staatsanwaltschaft be­
hauptet, sie hätte am 5.6.1993 - eine Wo­
che nach den Morden in Solingen - ihr 
Haus in Hattingen, in dem sie in dieser 
Nacht zusammen mit ihren drei Kin­
dern schlief, selbst in Brand gesteckt. 
Schon im Ermittlungsverfahren gab es 
keinerlei Beweise. Im Prozeß bestätigte 
sich dies. Das Gericht stellte fest, daß es 
bei ihr weder ein Motiv noch sonstige 
konkrete Anhaltspunkte für eine solche 
Tat gab und sie deshalb eindeutig frei­
zusprechen war. Es stellte weiter fest, 
daß nach den gefundenen Spuren 
Fremdtäter ins Haus gelangen und die 
Brände legen konnten.

Trotz der Beweissituation wollte die 
Staatsanwaltschaft eine Verurteilung 
durchsetzen und stellte den Brand als 
Inszenierung von Frau Ü. dar. Das un­
terstellte Motiv: Sie wollte mit dem 
Brand die Rückkehr in die Türkei ge­
genüber ihrem Mann durchsetzen, weil 
sie sich nach Solingen hier nicht mehr 
sicher fühlte. Diese zynische Argumen­
tation bedarf keiner Kommentierung.

Es stellt sich die Frage, warum ist es 
überhaupt zum Prozeß gekommen? 
Warum konnte der Vorwurf über 2 1/2 
Jahre aufrechterhalten werden? Warum 
ist gegen die Ermittlungen so wenig pro­
testiert worden ?

Rufen wir uns die gesellschaftliche 
Situation im Mai / Juni 1993 ins Ge­
dächtnis zurück. Nach Solingen stiegen 
die Brandanschläge von 33 im Mai auf 
76 im Juni 1993 an. Die Zahl der Strafta­
ten aus dem Motiv Ausländerhaß stieg 
von 400 im Mai auf 1 307 im Juni (Bun- 
deskriminalamt vom 29.7.1993). Gesell­
schaftlich wird seit 1990 offensiv Ver­
treibung und Deportation gefordert. 
Äußerungen, die in den 70er und 80er 
Jahren noch mit einem Tabu belegt wa­
ren, werden heute freimütig formuliert. 
Menschen mit rechter Gesinnung 
fühlen sich wie Fische im Wasser.

In der Mobilisierung zum Prozeß 
machte die Prozeßgruppe zum Fall Hat­
tingen die Erfahrung, daß auch Grup­
pen, die diese Entwicklung kritisieren 
und wegen Unterstützung angespro­
chen wurden, Veranstaltungen nicht 
durchführten, weil die „Widersprüche“ 
zu groß seien. Es gab kein Interesse oder 
Vorbehalte, die Einseitigkeit der Er­
mittlungen öffentlich zu machen und 
politisch zu diskutieren. Zu wissen, daß 
die Polizei bei Brandanschlägen keine 
deutschen Täter finden will (80% als 
fremdenfeindlich erkannte Brandan­
schläge werden nicht aufgeklärt), wäre 
mit einer eigenen politischen Verant­
wortung verbunden, sich gegen diese 
Entwicklung zu stellen. Die deutsche 
Bevölkerung will - bis weit hinein in sog. 
fortschrittliche Kreise - von der eigenen 
Verantwortung losgesprochen werden 
und die Klärung allein der Justiz über­
lassen.

Dieses Entlastungsbedürfnis, das mit 
unserer Geschichte des Nationalsozia­
lismus zu tun hat, schlug sich in diesem 
Verfahren in vielen Details nieder: In 
den konkreten Formen der Ermittlun­
gen der Polizei, in der Presseerklärung 
der Essener Staatsanwaltschaft zu Hat­
tingen 10 Tage nach dem Brand, in der 
Frau Ü. zur Täterin gestempelt wurde, 
und im Schweigen der Mehrheit.

Ohne diesen Entlastungswillen wären 
Frau Ü. fast drei Jahre Angst, falsche 
Beschuldigung, Ausgrenzung und Ver- 

‘ treibung aus Hattingen erspart geblie­
ben. Hattingen zumindest war ganz be­
gierig darauf, diese Täterinkonstrukti­
on als Wahrheit aufzusaugen.

Nach Rechts nicht ermittelt
Zurück zum Prozeß: Der Chefermittler 
der Hagener Sonderkommission, die 
sich mit fremdenfeindlichen Anschlä­
gen beschäftigt, Herr Neufeld, vermit­
telte im Prozeß seine persönliche Hal­
tung zum Brandanschlag und erklärte 
den Ermittlungsgang. Die Verteidigung 

hatte ihm Einseitigkeit vorgeworfen, v. 
a. Ermittlungen in die rechte Szene na­
hezu völlig unterlassen zu haben. Neu­
feld versuchte seine zweigleisige Bear­
beitung - Innentäter und Fremdtäter - 
darzustellen, was ihm* nicht gelang. 
Nachdem am Morgen nach'dem Brand 
alle von einem Brandanschlag ausgin­
gen, „wollte“ er dieser Tendenz „die 
Spitze nehmen“, sagte er wörtlich:

Es stellte sich heraus, daß Neufeld in 
seinen Vernehmungen versucht hatte, 
Frau Ü. mit falschen Vorhaltungen und 
starkem psychischem Druck zwei Stun­
den lang zu einem Geständnis zu „zwin­
gen“. Frau Ü., die keinerlei Erfahrungen 
mit, noch Kenntnisse über Polizei und 
Ermittlungsbehörden besaß und ohne 
anwaltliche Beratung war, widerstand 
diesem Druck, unterschrieb nichts und 
blieb bei ihrer Aussage, daß sie das Feu­
er nicht gelegt hat.

Noch am letzten Prozeßtag wurde 
durch die Polizei ein Zeuge präsentiert, 
der das Ruder herumreißen sollte. Wenn 
nicht Frau Ü. Täterin sein konnte, dann 
zumindest ein anderer Türke. Dem Zeu­
gen, einem Feuerwehrmann, der den 
Brand mit gelöscht hatte und sich hier­
zu vor Gericht kaum noch an Einzelhei­
ten erinnern konnte, war danach noch 
etwas ganz Wichtiges eingefallen: Nach 
21/2 Jahren erinnerte er sich zum ersten 
Mal daran, daß ihn ein Türke aufgefor- 
dert hätte, auch einen Brand im Keller 
des Hauses zu löschen. Dies konnte ein 
Außenstehender zu dieser Zeit nicht 
wissen.

Brisant war diese angebliche Infor­
mation, weil sie einen Türken mit Tä­
terwissen in den Prozeß einführte. Da­
bei setzte sich der Zeuge in Widerspruch 
zu seinen früheren Aussagen. Alle, die 
im Gericht saßen, bewerteten die un­
glaubliche Geschichte als dilletanti- 
schen Versuch, zur Entlastung deut» 
scher Täter beizutragen. Sie erinnert an 
den Prozeß zu Solingen, als in einer ei­
desstattlichen Erklärung behauptet 
wurde, türkische Täter hätten den

Foto af/mz

Brand gelegt. Und sie erinnert auch an 
Lübeck. '

Bei dem Brandanschlag am 18. Ja* 
nuar 1996 in Lübeck führte die Aussage 
eines Sanitäters zur Verhaftung von Saf- 
wan E. Dutzende von entlastenden Aus­
sagen der Flüchtlinge werden von den 
Ermittlungsbehörden abgetan.

Immer neue Konstruktionen müssen 
herhalten, um die weitere Haft von Saf- 
wan zu rechtfertigen. Auch hier dürfen 
es keinesfalls deutsche Täter sein. Saf- 
wan E. ist selbst den Flammen entkom­
men, rettete noch andere und soll jetzt 
lebenslang hinter Gittern verschwin­
den.

Wer meint, die deutsche Justiz würde 
es schon richten, unterstützt das rassi­
stische Verfolgungsinteresse. Der rassi­
stische Konsens in der Gesellschaft, der 
in Hattingen die Anklage ermöglicht 
hat, darf sich in Lübeck nicht wieder­
holen.

Prozeßgruppe Hattingen, 
aus Lokalberichte Essen

>3710 B.

y.»n
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Schwerpunktthema:

Und...
> Fragwürdiges
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fr Polizei und

Fremde
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Dio Zeitung dor Bundesar- 
beitsgemoinschaft Kritis- 
schor Polizistinnen und Po­
lizisten ist zu beziehen 
übor:
GHH Verlag
Zülpicher Straße 7 
50674 Köln
Tölofon 0221-212158
Fux 0221-21 53 73

Kanther muß sich erneut mit 
dem Fall Simsek befassen 
Augsburg. Wie erst im März bekannt 
wurde, beschloß der Bundestag am 1. 
Februar, die Petition zugunsten der Fa­
milie Simsek an das Bundesinnenmini­
sterium sowie das Bundesamt für Aner­
kennung ausländischer Flüchtlinge zu 
überweisen. „Wir erwarten jetzt, daß der 
Bundesinnenminister der Familie die 
Rückkehr in die Bundesrepublik er­
möglicht,“ erklärte daraufhin Pfarrer 
Peter Brummer, der Frau und Kinder 
von Fariz Simsek zusammen mit vielen 
Steppachem bis zu ihrer Ausreise nach 
Holland im Kirchenasyl unterstützt 
hatte.

„Es wird allzu leichtfertig mit dem 
Schicksal, der körperlichen Unversehrt­
heit und dem Leben eines Menschen 
umgegangen,“ so lautet die Kritik des 
Bundestags nach Behandlung der Peti­
tion. Es sei nicht festzustellen, daß der 
Kurde seine Erlebnisse in der Türkei 
vage und widersprüchlich geschildert 
habe. „Äußerst fragwürdig“ erscheine 
auch, daß die von Simsek vorgelegten 
Beweismittel Fälschungen seien, der 
ablehnende Bescheid des Bundesamtes 
sei zu pauschal und stehe im Wider­
spruch zur Genfer Flüchtlingskonvcnti- 
on.

Das bayerische Innenministerium be­
hauptet aber weiterhin, man könne da 
überhaupt nichts ändern, denn „die 
Ausreise von Fariz Simsek ist in über , 
zehn gerichtlichen Verfahren bestätigt ' 
worden.“ Man will nichts ändern, des­
halb beschäftigt man sich mit dem Vo­
tum des Petitionsausschusses einfach 
nicht. Dieser hat ja gerade kritisiert, daß 
die vielen Gerichtsentscheidungen im­
mer wieder auf die gleiche asylrechtli­
che Entscheidung des Bundesamtes 
zurückgreifen. Diese asylrechtliche 
Entscheidung greift der Ausschuß an- 
Es ist das erste Mal, daß sich der Petiti­
onsausschuß so detailliert mit einem 
Verwaltungsakt des Bundesamtes aus- 
einandersetzt. Wenn das Bundesamt 
seine Entscheidung nach dieser KiitiK 
ändert, kann die Familie Simsek asyr 
rechtlich anerkannt werden. W

Veranstaltung zur Situation 
der Frauen in Kurdistan
Sohwcinrurt. Im voll besetzten Ge‘ 
meindesaal der Dreieinigkeitskirclie bC' 
grüßte Pfarrer Rainer Oechslen über 10" 
Besucherinnen, darunter erfreulich yic' 
le deutsche Frauen, und drückte scipc 
Solidarität mit den berechtigten AnÜc’ 
gen des kurdischen Volkes aus. Dann bc'
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Nun reicht’s
GEW und Schülerinnenkammer bereiten Aktionen vor

Safwan Eid weiter in Haft
Rassistische Windungen und Wendungen der Justiz

Hamburg. Die Unruhe im Bildungsbe­
reich kocht hoch: Schülerinnen verlie­
ren ihre gewohnten Lehrerinnen, weil 
500 Lehrkräfte hur aus Einsparungs­
gründen zwangsweise von einer Schule 
an die andere teilumgesetzt werden, das 
heißt sie müssen zwei bis neun Stunden 
in einer Schulart unterrichten, für die 
sie nicht ausgebildet wurden. So finden 
sich denn Lateinlehrer der gymnasialen 
Oberstufe plötzlich in der Unterstufe 
wieder. Trotzdem fällt Unterricht aus, 
wird nach veralteten Lehrbüchern - vie­
le sind mittlerweile 10 Jahre im Ge­
brauch! - oder überholten Landkarten 
und Atlanten erteilt: Da sind Staaten 
verzeichnet, die gibt es gar nicht mehr! 
Die Schulgebäude in Hamburg haben 
einen Renovierungs- und Erweite­
rungsbedarf von 2 Mrd. DM - weil 15 
Jahre am Schulbau gespart wurde. Die 
Auslese wird, z.B. durch Anhebung von 
Zensurenhürden wie in der Handels­
schule, verschärft. Berufstätige Eltern 
müssen wählen, ob sie ihr Kind im Kin­
dergarten oder der Vorschule anmelden 
- denn sogenannte „Doppelnutzer“ soll 
es aus Kostengründen nicht mehr ge-

Die Firma zeigt Nervosität 
„Boykottiert Shell“ Aktion in Köln

Köln. Mitte März fand eine Veranstal­
tung der Anti-Shell Kampagne / Kölner 
Südafrikakomitee statt. Schon im Vor­
feld erreichte die Organisatorinnen ein 
Schreiben der Firma Shell, in dem sie 
versuchte klarzumachen, daß sie mit 
den Hinrichtungen des Schriftsteller 
Ken Saro Wiwa und seinen Freunden in 
Nigeria nichts zu tun hat.

Die Veranstaltung war mit 70 Teilneh­
merinnen, darunter auch eine Reihe Ni­
gerianerinnen, gut besucht. Der Vertre­
ter der nigerianischen Opposi-tion, Pe- 
ter Donatus, referierte die Geschichte 
der Auseinandersetzung der Ogonis mit 
der Firma Shell und dem nigerianischen 
Militärregime. Der Journalist G. Bergs­
trassen der sich bereits mehrere Male 

ben. Bisher konnte die alleinerziehende 
Mutter entscheiden, daß ihr Kind so­
wohl die Vorschule wie anschließend 
den Kindergarten besuchen konnte. 
Dies alles Folgen der Kürzungen im Bil-' 
dungsetat.

Darum ist es gut, daß nun Schülerin­
nen und.Lehrerlnnen auf die Straße ge­
hen wollen, um ihre Forderungen zu prä­
sentieren. Wie in Berlin, wo kürzlich 
5000 demonstrierten, und wie in Bre­
men, wo 3000 Schülerinnen auf die 
Straße gingen, werden am 3. April von 
der GEW und der Schülerinnenkammer 
Schülerinnen, Lehrerinnen und Eltern 
aufgerufen, für mehr Schulqualität und 
einen entsprechenden Bildungsetat auf 
den Rathausmarkt zu ziehen.

In Potsdam, in Leipzig und Kassel - 
überall haben vor allem Schülerinnen 
die Initiative ergriffen, um öffentlichen 
Protest anzumelden. Sie verdienen die 
Unterstützung aller Linken, finden sie 
sich doch nicht mit dem angeblichen 
Sachzwangargument ab, es sei kein 
Geld da.

Horst Bethge, gekürzt 
aus: Lokalberichte Hamburg

im Fördergebiet aufgehalten hatte, lie­
ferte viele Fakten, die das kriminelle En­
gagement von Shell verdeutlichten.

In der folgenden Diskussion outete 
sich ein Teilnehmer mit den Worten - „so 
viel Scheiße habe ich schon lange nicht 
über meine Firma gehört“ - als Vertre­
ter von Shell, nahm dann an der weite­
ren Diskussion, trotz Widerstände eini­
ger anderer Besucher, schlecht und 
recht teil. Gegen Ende des Abends war 
vorgesehen, die nächsten Aktionen ge­
gen Shell abzusprechen. An diesem 
Punkt wurde die Forderung, daß der 
Vertreter von Shell bei aller Pluralität 
nun verschwinden müsse, unüberhör­
bar.

resch, gekürzt, Lokalberichte Köln

Hamburg. Wir veröffentlichen eine 
Pressemitteilung der „AG zu antirassi­
stischen Ermittlungen beim Antirassi­
stischen Telefon“ Hamburg vom 20. 
März 1996. An diesem Tag fand der Haft­
prüfungstermin gegen den libanesi­
schen Flüchtling Safwan Eid statt, ge­
gen den die Staatsanwaltschaft uner­
träglich einseitig und vorurteilsbela­
den wegen des Brandes in der Asylbe­
werberunterkunft in der Lübecker Ha­
fenstraße ermittelt.

Haftbefehl gegen Safwan Eid 
wurde umgestellt
Um das zusammengebrochene Kon­
strukt der Staatsanwaltschaft zu ret­
ten, hat der zuständige Untersu­
chungsrichter den Haftbefehl gegen 
Safwan Eid im heutigen Haftprüfung­
sterin geändert: Der Beschuldigte Saf­
wan soll Benzin „im rechten Gang des I. 
OG“ ausgeschüttet und angesteckt ha­
ben; gesichert sei nicht mehr die unter­
stellte Brandlegung vor der Tür von Gu­
stave Sousou. ' •

Safwan Eid soll diesen Brand nicht al­
leine gelegt haben, sondern „mit ande­
ren“; diese anderen sind nicht genannt; 
die Ermittlungen werden erneut aufge­
macht gegen alle Bewohnerinnen des 
Hauses.

Sein/Ihr Motiv für die Tat sei ein Streit 
„mit irgendjemand aus dem Haus“ ge­
wesen; diese Person(en) werden nicht 
genannt: Den Spekulationen in alle 
Richtungen wird erneut Raum gegeben.

Er/Sie hätten nicht unbedingt mit 
Mordabsichten gehandelt, aber gewußt, 
was sie tun, und damit den „Tod billi­
gend in Kauf genommen“. Die Staats­
anwaltschaft redet von „Eventualvor­
satz“. Damit findet die Linie rassisti­
scher Ermittlungen, die unter den Op­
fern jetzt erneut die Täter sucht, ihre 
Fortsetzung.

Alte Unterstellungen werden fal­
lengelassen
Keine Rolle spielt mehr der unterstellte 
eifersüchtige Streit um eine Frau zwi­

schen Safwan Eid und Gustave Sousou. 
Staatsanwaltschaft und Gericht geste­
hen die Haltlosigkeit dieser leeren, aber 
wirksamen demoralisierenden Behaup­
tung nicht ein.

Keine Rolle spielt mehr das angebli­
che Eingeständnis seiner Schuld aus 
den rechtswidrig aufgezeichneten Ge­
sprächen zwischen Safwan und seinem 
Bruder Bilal. Noch vor zwei Wochen soll­
ten sie - als vorläufig letzter Rettungs­
anker - das Konstrukt halten.

Keine Rolle spielt mehr das konstru­
ierte sogenannte Täterwissen des Be­
schuldigten Safwan Eid. Diese Kon­
struktion widerspricht mittlerweile zu 
eindeutig dem eigenen Landeskriminal­
amt-Gutachten zur Entstehung und 
Ausbreitung des Brandes, das Safwan 
entlastet.

Brandgutachten soll 
nachgebessert werden
Das Brandgutachten, das den Beschul­
digten belasten sollte, hat festgestellt, 
daß kein Brandbeschleuniger im ersten 
Obergeschoß zur Brandlegung ver­
wandt wurde.

Auch die lückenlos untersuchte Klei­
dung Safwan Eids weist keine Spuren 
von Benzin oder anderen brennbaren 
Flüssigkeiten auf.

Das Gegengutachten, das von Profes­
sor Achilles für Monitor erstellt wurde, 
widerlegt ebenfalls die Version der vor­
sätzlich belastenden Ermittlungen ge­
gen Safwan Eid; demnach ist der Brand 
im Erdgeschoß gelegt worden und hat 
sich über die Holzverbindung ins erste 
Obergeschpß hochgefressen.

Das haltlose Landeskriminalamt- 
Gutachten soll daher durch ein Ergän­
zungsgutachten des Landeskriminal­
amt nachgebessert werden, um die Wi­
dersprüche zur Entstehung und Aus­
breitung des Feuers auszuräumen.

Das Bundeskriminalamt (BKA) in 
Karlsruhe soll durch eine Computersi­
mulation den Brand nachstellen, um die 
Version der Staatsanwaltschaft zu stüt­
zen.

gekürzt aus: 
Lokalberichte Hamburg

gann die Referentin Heidi Lankisch, 
eine unabhängige Journalistin, mit 
ihrem Vortrag über die Situation der 
Frauen in den vier Teilen Kurdistans.

In Nordkurdistan bestimmt der Krieg 
das Leben der Frauen. Sie leiden am 
meisten darunter. Die türkische Armee 
Vernichtet die Dörfer und vertreibt die 
Menschen. Diese fliehen in die türki­
schen Großstädte. Hier finden die Frau­
en in der Regel keine Arbeit und sind 
voll von ihren Ehemännern abhängig. 
Sie sind ans Haus gefessselt und füllen 
nur ihre Mutterrolle aus. Einige Frauen 
gehen deshalb zur Guerilla, weil sie dort 
die meisten Chancen haben, gleichbe­
rechtigt neben den Männern zu leben. 
Fallen sie der türkischen Armee in die 
Hände, werden sie wie Kriegsbeute be­
handelt.

In Südkurdistan, d.h. im autonomen 
Gebiet Nordirak zeigen sich ansatzwei­
se Möglichkeiten, jedoch durften die 
Frauen, z.B. bei den letzten Wahlen 
dicht mitwählen.
. Etwas besser ist die Lage der Frauen 

syrischen Teil, dort herrscht etwas 
diehr Liberalismus.

Insgesamt besteht wohl in allen Teilen 
Kurdistans für die Frauen nur die Chan- 
pe, sich noch stärker in die Politik ein- 
^umiscben und ihre Rechte geltend zu 
diachen. jüw

Odins Rache brachte fünf 
Menschen um
Wuppertal. Er sah sich von „Germanen­
gott Odin zur Rache berufen“. Er war 
aber offenbar auch durch die Schwarzen 
Listen „Einblick“ inspiriert, jene nazi­
stischen Mordlisten, die „für mehrere 
Jahre“ angelegt sind, um denen nach 
dem Leben zu trachten, die den Fa­
schismus heute öffentlich machen: „Wir 
werden tunlichst vermeiden, zur Gewalt 
im Sinne von Körperverletzung, Tötun­
gen usw. gegenüber unseren Gegner 
aufzurufen. Jeder von uns muß selbst 
wissen, wie er mit den ihm hier zugäng­
lich gemachten Daten umgeht.“'

Thomas Lemke, 27jähriger Arbeitslo­
ser aus Gladbeck, ging so damit um: Er 
erschoß seinen 26jährigen Freund Mar­
tin Kemming aus Dorsten, der als Aus­
steiger aus der Neonazisszene eine vier­
köpfige Todesliste für den Raum Glad­
beck anführte. Martin Kemming hatte 
Neonazis geoutet. Da traf ihn Odins Ra­
che, deren Vollstrecker, „Thomas L., bei 
seiner Lebensgefährtin im sauerländi­
schen Altena festgenommen wurde“, 
wie die Polizei Recklinghausen mitteil­
te.

Martin Kemming war nicht das einzi­
ge Opfer. Mindestens vier weitere Men­
schen hat Thomas Lemke auf dem Ge­

wissen: Die Mordserie begann im Juli 
1995, als die 25jährige Dagmar K. aus 
Dortmund umgebracht wurde. An der 
Tat beteiligt gewesen sein soll auch sei­
ne Lebensgefährtin Bianka W. (25). Dag­
mar mußte sterben, weil die Gefahr be­
stand, daß sie den mit Haftbefehl ge­
suchten Lemke verraten könnte...

Motiv für die nächste Bluttat im 
Herbst 1995: Lemke wollte einmal einen 
Schwarzen erschießen ... Im Februar 
1996 in Bergisch-Gladbach wurde eine 
weitere Mordtat begangen, diesmal ge­
meinsam mit dem Kumpan Marcel M., 
mit dem zusammen der Mörder die al­
leinstehende Patricia Wright aufge­
sucht hatte. Die 22jährige wurde mit 91 
Messerstichen im Rücken aufgefunden. 
Ihr „Verbrechen“: Sie hatte einen Auf­
kleber „Nazis raus“ auf ihrer Kleidung.

Der am Sonntag in Altena von einem 
Riesenaufgebot an Polizei festgenom­
mene schwerbewaffnete Lemke hatte 
seinen letzten Mord begangen, nach­
dem sein früherer Gesinnungsgenosse 
Martin Kemming nicht bereit war, eine 
in einem noch nicht abgeschlossenen 
Gerichtsverfahren gemachte Aussage 
zurückzunehmen, die Lemke schwer 
belastete.

Lemke ist ein alter Bekannter in den 
NRW-Justizvollzugsanstalten und in 
den Neonaziorganisationen. Er gehörte 

der DVU des Herrn Dr. Frey, der verbo­
tenen Deutschen Alternative und der 
ebenfalls im Untergrund wirkenden Na­
tionalistischen Front an. Im Februar 
1993 schrieb Lemke an die „Liebe Ka­
meradin Ursel Müller“, die in Mainz die 
Hilfsgemeinschaft Nationaler Gefange­
ner (HNG) und deren Info-Dienst be­
treibt ....

Die HNG und ihre Anführer Christian 
Worch und Hans Eberhard Hefendehl 
wurden immer wieder mit der Drohliste 
„Einblick“ in Verbindung gebracht. He­
fendehl wurde im Februar vorigen Jah­
res zu der lächerlichen Geldstrafe von 
4000 DM verurteilt, weil er die Liste ver­
vielfältigt hatte, die dann von Däne­
mark aus verbreitet wurde...

Klaus Habert, Bundesgeschäftsführer 
der WN-BdA, legte Inzwischen der Öf­
fentlichkeit Fakten über Lemkes Kon­
takte zu Günter Reinthaler vor, der in 
Österreich wegen Neugründung der 
NSDAP - zusammen mit Neonazis 
Gottlieb Küssel - und wegen Brandan­
schlägen einsitzt. Ferner über den Haft­
betreuer Lemkes aus seiner Zeit in der 
Justizvollzugsanstalt Schwerte. Erhard 
Kemper aus Münster ist Ingenieur und 
war HNG- und FAP-Mitglied.

Ulrich Sander 
Pressesprecher VVN-BdA NRW 

gekürzt
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D
er 5. Mai 1996, der Tag der Volks­
abstimmung über den Fusions­
vertrag Berlin-Brandenburg, 
rückt immer näher. Pros und Kontras 

werden immer lauter. Der Berliner Se­
nat und die Brandenburger Landesre­
gierung scheuen keine Kosten, um ihren 
Plan den Bürgern schmackhaft zu ma­
chen. Für die Kampagne werden trotz 
leerer Kassen 4,5 Millionen DM zum Fen­
ster hinausgewoifen, und sie wird ein­
seitig geführt: Geredet wird nur über 
Vorteile, die Nachteile fallen unter den 
Tisch.
Aber auch die Gegner des vorliegenden 
Fusionsvertrages sammeln sich. Die 
Grünen in Brandenburg stimmen ein­
deutig gegen den Vertrag. Die PDS hielt 
am letzten Wochenende in Perleberg 
(Land Brandenburg) einen gemeinsa­
men Berliner und Brandenburger Par­
teitag ab, auf dem sie nochmals ihre Po­
sition bekräftigte: Kein gemeinsames 
Land Berlin-Brandenburg! (Red.)

Es gibt viele gute Gründe, die Fusion der 
Länder Berlin und Brandenburg unter 
den Vorzeichen des am 5. Mai zur Ab­
stimmung stehenden Vertrages abzu­
lehnen.

Neben dem in der Öffentlichkeit regi­
strierten Einwänden der PDS-Fraktion 
gegen den verfassungsrechtlichen Weg 
haben wir stets inhaltliche Gründe ge­
gen den Vertrag genannt. Das Urteil zur 
Klage der PDS-Landtagsfraktion vor 
dem Landesverfassungsgericht ist zu­
dem nicht mehr als die Bestätigung der 
Rechtmäßigkeit des von der Landesre­
gierungvorgegebenen Weges zur Fusion 
als einzige Alternative. Das Gericht hat 
ausdrücklich nicht die Qualität des Ver­
trages bewertet und wörtlich unsere 
Vermutung bestätigt, daß am 5. Mai 
1996 über die Abwicklung der Branden­
burger Verfassung abgestimmt wird.

Wo liegen aber nach unserer Meinung 
die wesentlichen Unzulänglichkeiten 
des Vertrages?

Da ist vor allem seine Unkonkretheit, 
die zeigt, wie weit entfernt die Regie­
rungen von einem einvernehmlichen 
partnerschaftlichen, auf das Wohl der 
ganzen Region gerichteten Handeln 
sind. Sind die Interessenkonflikte und 
Spannungen zwischen Großstadt und 
dem umgebenden Umland plötzlich per 
Vertrag aus der Welt?
. Können all die drängenden Probleme 
weiter auf die lange Bank geschoben 
werden, bis es zur Fusion 1999 oder gar 

Nein zu diesem Vertrag!
Anita Tack zur Volksabstimmung über die 
Länderfusion Berlin-Brandenburg am 5. Mai

erst 2002 kommt? Soll mit der vagen 
Versprechung, ein gemeinsames Land 
löse alles, weiterhin auf Zusammenar­
beit verzichtet werden?

Was ist bisher passiert?
Die Brandenburger Landesregierung 
und der Berliner Senat hatten zum 
Ende des Jahres 1992 ein Aktionspro­
gramm beschlossen, das ausdrücklich 
das Ziel hatte, die Zusammenarbeit bei­
der Länder zu intensivieren. In rund 200 
Punkten wurden konkrete Vorhaben ge­
nannt, deren Ergebnisse in Staatsver­
trägen und in Verwaltungs- und Koope­
rationsvereinbarungen münden sollten.

Das Funktionieren des Aktionspro­
grammes sollte laut Ministerpräsident 
Stolpe die Nagelprobe des beiderseiti­
gen guten Willens zur Zusammenarbeit 
sein. -

Im Laufe der Zeit wurde mit abneh­
mender Intensität öffentlich auf das Ak­
tionsprogramm Bezug genommen. Der 
Landesregierung war es lieber, daß kei­
ner fragte, denn das Aktionsprogramm 
hatte sie inzwischen sang- und klanglos 
im Zusämmenhang mit den Vorberei­
tungen des Neugliederungsstaatsver­
trages mit Berlin beerdigt.

Die Nachfragen der PDS an die Lan­
desregierung zur Umsetzung des Ge­
meinsamen Aktionsprogrammes emp­
fand sie, namentlich der Chef der 
Staatskanzlei, Herr Dr. Linde, als ziem­
lich störend, was wohl daran lag, daß es 

keine nennenswerten Fortschritte in 
der beiderseitigen Zusammenarbeit 
gab. Für Linde war das der beste Beweis 
dafür, daß es so nicht ginge und demzu­
folge man (die • Landesregierung) die 
schnelle Vereinigung von Berlin und 
Brandenburg wolle. Zum Jahresende 
1995 stellte die PDS im Landtagsaus­
schuß Brandenburg-Berlin letztmalig 
die Frage nach dem Erfüllungsstand des 
Aktionsprogrammes. Herr Linde erklär­
te, wenn auch sehr widerwillig: Jetzt, da 
der Fusionsvertrag beschlossen sei, 
brauche man kein Aktionsprogramm 
mehr. Es fände auch keine Zusammen­
arbeit zwischen den Ministerien beider 
Länder statt. Die Ministerien warten 
nur darauf, daß sie nach der Fusion end­
lich zusammengefügt würden.

Später äußerte Linde, selbst die Ge­
meinsame Landesplanungsabteilung 

würde wieder aufgelöst, wenn es nicht 
zur Fusion käme — und ließ damit er­
neut erkennen, daß er nicht verstanden 
hat, worum es bei der Entwicklung der 
Region geht. Es geht eben nicht nur um 
eine Zusammenführung von Behörden, 
sondern um Zusammenarbeit zum Wohl 
der gesamten Region.

Zu Stolpes Maßstab, das Aktionspro­
gramm sei die Nagelprobe des beider­
seitigen guten Willens, können wir nur 
sagen, guten Willen gab es wenig: Na­
gelprobe nicht bestanden. Schlimmer 
noch, der Brandenburger Landesregie­
rung und ihrer Mehrheitsfraktion im 
Landtag fehlt es am politischen Willen 
zur Gestaltung der Beziehungen mit 
Berlin. Für uns heißt enge Kooperation 
zuallererst vertrauensvolle Zusammen­
arbeit auf der Grundlage von gleichbe­
rechtigt ausgehandelten Verträgen und 
ein gemeinsames Agieren zur Entwick­
lung gleichwertiger Lebensbedingun­
gen in allen Regionen.

Stattdessen tritt die Brandenburger 
Landesregierung die Flucht nach vorne 
an, setzt mit dem Prinzip Hoffnung auf 
eine erfolgreiche Zeit nach der Fusion 
und fordert die Bevölkerung von Bran­
denburg auf, mit der Zustimmung zum 
Neugliederungsstaatsvertrag für die 
Abschaffung des Landes Brandenburg 
und seiner modernen Verfassung beizu­
tragen. Für solche konkreten Fragen 
wie Wohnungs- und Arbeitsmarktpoli­
tik und den Erhalt des sozialen Stan­
dards sollen die Bürgerinnen und Bür­
ger mit dem Vertrag die Katze im Sack 
kaufen, denn dazu gibt es keine Rege­
lungen im Staatsvertrag.

Für mich bleibt daher nur: Nein zu die­
sem Vertrag!

Anita Tack ist stellvertretende Landes­
vorsitzende der PDS-Brandenburg und 
Abgeordnete im Landtag Brandenburg

Gegen Rot­
stiftpolitik
Zehntausende geben 
Berliner Senat Kontra

Die Woche hatte es in Berlin in sich: 
Schülerdemo in Kreuzberg „gegen 
Sparwahn im Kinder-, Jugend-, und So­
zialbereich“ mit 3.000 Demonstranten, 
Studenten besetzen SPD-Bundeszen­
trale in Berlin und protestieren gegen 
Abbau von Bildung und sozialer Grund­
sicherung, Besetzung des Alex-Brun- 
nens im Berliner Zentrum durch Ju­
gendliche und mehr als 10.000 Schüler 
und Eltern sagen vor dem Roten Rat­
haus „Wir sind keine Sparschweine!“.

Anlaß zu diesen Protesten gibt die bil­
dungsfeindliche Politik der Großen 
„Spar“-Koalition. Im Eiltempo will der 
Senat Gelder im Bildungswesen ein­
sparen und sieht dafür umfassende Kür­
zungen in allen Bereichen vor: Abbau 
von 3.500 Lehrerstellen gleich 18,9 Mio. 
DM Einsparung, 450 Referendare wer­
den zum 1. Mai nicht eingestellt gleich 
8,1 Mio. DM Einsparung, Anhebung der 
Preise für das Schulessen auf 4,40 DM 
gleich Mehreinnahmen von 5 Mio. DM, 
Erhöhung der Kosten für die Hortbe­
treuung gleich 10 Mio. DM Mehrein­
nahmen, Streichung der Investitionen 
für Schulneubauten, Reduzierung des 
Zuschusses für Lehrerfortbildung um 
1,5 Mio. DM, Streichung von Zuwen­
dungen von 7,7 Mio. DM. Ein Haus- 
haltsloch von 5,3 Mrd. DM soll gestopft 
werden. Das beabsichtigt der Senat auf 
Kosten der Berliner zu bewerkstelligen.

Die Auswirkungen sind schon sicht­
bar: ausfallender Unterricht, Klassen-

fahrten fallen weg, Arbeitsgemeinschaf­
ten lösen sich auf, Sanierungsarbeiten 
bleiben liegen, einzelne planmäßige 
Fächer (Musikunterricht z.B.) werden 
nicht mehr besetzt, steigende Kosten 
für den Einzelnen, Studiengebühren für 
die Studenten usw. Die Bezirke müssen 
bis zum 31. Mai einen Nachtragshaus­
halt vorlegen, der bei Erfüllung der er­
teilten Auflagen Schließung von ganzen 
Einrichtungen bedeutet und umfassen-, 
de Teuerungen für Jugend und Famili­
en ihit sich bringt.

Dieser Politik des Senats will ein Ak­
tionsbündnis von über 100 Vereinen, 
Gruppen und Projekten entschiedene 
Abfuhr erteilen. Dieses Bündnis war es 
auch, das die Schüler- und Elternde- 
monstration vor dem Roten Rathaus 
zustande brachte. Herr Diepgen und 
Frau Stahmer, die die Demonstranten 
sehen wollten, ließen sieh nicht blicken. 
Sie wußten sicher warum. Drängt doch 
ihre Sparpolitik viele Kinder und Ju­
gendliche an den Rand der Gesellschaft 

und benachteiligt sie, wenn in Schule, 
Ausbildung, Studium, Freizeit- und 
Kulturangebot gespart wird und die fi­
nanziellen Belastungen auf sie abge­
schoben werden. Sogar die Eintritts­
preise für Schwimmhallen und Badean­
stalten sollen erhöht werden!

Diese Aktionswoche war ein erster 
Höhepunkt gegen die Sparpolitik des 
Senates. Es werden weitere folgen. Die 
Kürzungen von Zuschüssen und Förde­
rungen haben vielfältige Wirkungen. Die 
Sparpolitik trifft ganz Berlin und alle 
Berliner. Die BVG kündigte die Strei­
chung des Sozialtickets an. AB-Maß- 
nahmen werden nicht verlängert. Die 
Kürzung der Wohnungsbauförderung 
wird Auswirkungen auf die Mieten ha­
ben. Die Stellenstreichungen (22.000 bis 
1999) werden die Arbeitslosenzahlen er­
höhen und zu schlechteren Leistungen 
für die Bürger führen. Die vorgesehenen 
Streichung von Investitionen betreffen 
keineswegs die großen Renommierob­
jekte (Ex-Olympiahallen, Messeaus-

Etwa 30.000 Menschen be* 
teiligten sich am 27. Mäd, 
am Vorabend der Verab* 
schiedung des Nachtrags* 
haushalts der neuen Lab* 
desregierung, an der bis* 
lang größten Protestde* 
monstration (Bild) gegen 
diese Rotstiftpolitik. Aal' 
grufen hatte ein Bündnis 
von ca. 120 Gruppen und 0f* 
ganisationen. Am Vormittag 
hatten bereits cp. 10.000 
Schülerinnen und Schülßl 
erneut gegen die Haus* 
haltskürzungen protestiert

bau), sondern Investitionen in Schulen» 
Renovierungsarbeiten, Krankenhäuser 
und die Kürzung dringend erfordern' 
eher Sozialbauten.

In Berlin mangelt es nicht am Gelet 
sondern am Willen der Regierenden,e 
geeignet anzuwenden. Denn nieman^ 
hört etwa von Plänen, den Bau des 
gartentunnels einzustellen oder die i*** j 
Zuge des Regierungsumzugs geplante 
riesigen Finanzausgaben neu zu durch' 
denken und dem Hauptstadtwahn 
zubauen. Die Kosten tragen die sozi^ 
Schwächeren, die Kinder und Jugend^' 
chen, die Arbeitslosen, die Sozialhü*6 
empfänger, die Behinderten.

Berlin wird eine zweigeteilte Haup* 
Stadt in neuer Form abgeben: Nicht h 
Ost und West, sondern in Reich 
Arm, in Regierungsviertel und Randg0' 
biete, in weniger Kultur und Bildu*1; 
und mehr sozialen Abbau und Krimi*111 
lität, in weniger Sein und mehr Scheiß 
Mehr Kreuzberg und Prenzlauer Bcr* 
und mehr Lafayette! (cib^
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Belegschaft brutal erpreßt
Burda-Konzern bricht Tarifgesetz

D
urch wüste Erpressung der Be­
legschaften in den Werken Of­
fenburg, Darmstadt und Vieux 
Thann (Elsaß) will der Burda-Konzern 

auf dem Tiefdruckmark noch konkur­
renzfähiger werden. Obwohl er in allen 
drei Werken schwarze Zahlen schreibt 
und die Auftragslage gut ist, will er das 
Werk in Darmstadt mit 600 Beschäftig-, 
ten schließen und die Produktion zum 
größten Teil nach Offenburg, zum klei­
neren nach Vieux Thann verlagern.

Mit dem Offenburger Betriebsrat 
schloß Burda ein „Bündis für Arbeit“ der 
besonderen Art: Es verspricht, die 1200 
Arbeitsplätze in Offenburg bis zum Jahr 
2000 zu sichern, wenn die Belegschaft ei­
nem Haustarifvertrag zustimmt, der 
Schichtpläne rund um die Uhr an sieben 
Wochentagen vorsieht. Gleichzeitig soll 
die Arbeitszeit ohne Lohnausgleich wie­
der verlängert werden. 30 Millionen 
Mark Personalkosten will der Burda- 
Konzern nach eigenen Angaben auf die­
se Weise einsparen.

Die Offenburger Betriebsvereinba­
rung liegt im Tresor der Geschäftslei­
tung, trotzdem sollen alle Beschäftigten 
sie einzeln per Revers unterschreiben; 
wenn nicht - droht der Konzern - sollen 
in Offenburg 400 Arbeitsplätze wegfal­
len. In Offenburg ist Burda der größte 
Arbeitgeber, für arbeitslose Drucker be­
stehen dort keinerlei Aussichten. Nach 
Angaben der Lokalpresse haben bisher 
900 Beschäftigte den „Geheimvertag“ 
unterschrieben.

Die IG Medien hat bisher vergeblich 
versucht, den Text des erpresserischen 
Haustarifvertrags zu bekommen. Ob­
wohl der Offenburger Betriebsrat mehr­
heitlich gewerkschaftlich organisiert 
ist, hat er die Verhandlungen ohne In­
formation oder Beteiligung der Ge­
werkschaft geführt; eine Betriebsver­
sammlung dazu führte er auch nicht 
durch. Am 16. März veranstaltete die IG 
Medien in Grießheim bei Darmstadt 

eine Solidaritätsveranstaltung für die 
Darmstädter Belegschaft, an der sich 
Delegationen aus allen Burda-Werken 
beteiligten. Die IG Medien will gegen die 
Vereinbarung klagen. Zunächst ver­
sucht sie, durch Gerichtsentscheid die 
Vereinbarung zu bekommen. Außerdem 
bietet sie den Offenburger Beschäftig­
ten Beratungsgespräche an. 300 Be­
schäftigte verlangen jetzt in einer Reso­
lution eine Betriebsversammlung.

’. / •. - (ulk)

Dokumentierti.Flugblatt der IG Medien
Was Recht ist, 
muß Recht bleiben
Das Tarifvertragssystem in Deutsch­
land ist weltweit einzigartig, weil es den 
Tarifvertragsparteien (Arbeitgeber und 
Gewerkschaften) faktisch gesetzgeben­
de Gewalt gibt. Unabhängig und unbe­
einflußt von der Politik sollen Arbeitge­
ber und Gewerkschaften wichtige Fra­
gen wie Urlaub, Bezahlung, Jahresson­
derleistungen, Arbeitszeit und anderes 
mehr vereinbaren. Ausdrücklich verbie­
tet das Gesetz den Betriebsräten, diese 
Dinge anstelle der Gewerkschaft in ei­
ner Betriebsvereinbarung zu regeln. Mit 
gutem Grund. Der Gesetzgeber hat be­
reits 1952 eingeschätzt, daß ein einzel­
ner Betriebsrat erpreßbar sei und damit 
die flächendeckende Wirkung von Tarif­
verträgen unterlaufen würde.

Der Tarifvertrag regelt Mindestbedin­
gungen. Das heißt, daß kein Arbeitge­
ber, der tarifgebunden ist, ihn unterlau­
fen darf. Ebensowenig können Beschäf­
tigte auf tarifliche Rechte verzichten.

Nun kann man natürlich sagen, wen 
interessiert schon das Tarifvertragsge­
setz? Mit der gleichen Argumentation 
kann man aber auch seinen Nachbarn 
totschlagen - nach dem Motto, wen in­
teressieren schon Strafgesetze. Ein 

Rechtsstaat wird nur dann funktionie­
ren, wenn alle Beteiligten die Spielre­
geln enthalten. Insofern ist die Verteidi­
gung von Tarifrechten keine Frage der 
Ideologie, sondern eine Frage wohlver­
standener Rechtsstaatlichkeit.

Für die Beschäftigten bei Burda gilt, 
was für alle Beschäftigten, die Mitglied 
einer Gewerkschaft sind, gilt: Niemand 
kann ihnen tariflich gesicherte Rechte 
wegnehmen. Konkret bedeutet das: Je­
der Beschäftigte, der seine Rechte ein­
klagt, wird auch Recht bekommen. Die 
IG Medien hat einen Freiburger Rechts­
anwalt eingeschaltet, der allen mit Rat 
und Tat zur Seite steht.

Zum Glück leben wir in einem Staat, 
in dem Recht und Gesetz noch gelten. 
Und die neuen Arbeitszeiten?
Wie werden die neuen Arbeitszeiten 
aussehen, fragen sich viele in diesen Ta-'- 
gen. Erste Modelle werden von Abtei­
lungsleitern in die Diskussion gebracht. 
Einiges gibt es bereits auf dem Papier - 
natürlich nur „Modelle“ und nur „zum 
Nachdenken“.

„Mit diesem Schichtplan sehe ich mei­
ne Kinder nur noch sechs Wochenenden 
pro Jahr“, schimpfte • ein Kollege « 
empört, dem eines dieser Modelle vor­
getragen wurde.

Das kann zum Beispiel so aussehen:
Modell A: Es wird grundsätzlich von 

der Sechs-Tage-Woche ausgegangen. 
Alle zwei Tage erfolgt der Schichtwech­
sel (2 F, 2 S, 2 N, 2 Frei). Ein kurzer 
Schichtwechsel mag - wie ein Teil der 
Arbeitswissenschaftler behauptet - ge­
sundheitlich erträglicher sein als der 
wochenweise Wechsel. Für Menschen 
mit Familie, Freunden, Freundinnen 
und Hobbys ist ein derartiges Schicht- ’ 
System unerträglich. Unsozialer geht es 
fast nicht mehr. Oder das Modell B: Es 
wird am Stück 17 Tage gearbeitet (4 N, 
7 S, 5 F, 4 Frei). Ab der 13. bis zur 16. Wo­
che werden dann größere Freizeitblöcke 
eingeräumt. An freie Wochenenden ist 
nicht mehr zu denken; selbstverständ­
lich wird von einer Arbeitszeit rund um 
die Uhr von Montag bis Sonntag ausge­
gangen.

Oder nehmen wir Modell C: In diesem 
Modell wird folgender Schichtwechsel 

angedacht: 4 F, 4 N, 4 S, 4 Frei. Auch hier 
wird regelmäßig Samstag und Sonntag 
durchgearbeitet. Wie heißt es noch so 
schön im § 9 des Arbeitszeitgesetzes: 
„Arbeitnehmer dürfen an Sonn- und ge­
setzlichen Feiertagen von 0.00 bis 24.00 
Uhr nicht beschäftigt werden.“ Aber 
wen kümmert bei Burda noch Recht 
und Gesetz?

Oder das Modell D: 6 F, 2 Frei, 6 N, 2 
Frei, 6 S, 2 Frei

Kolleginnen und Kollegen - schaut der 
Geschäftsleitung auf die Finger. Die Ge­
staltung von Schichtplänen ist mitbe­
stimmungspflichtig. Ohne Zustimmung 
des Betriebsrats geht gar nichts. Ihr 
solltet Euch rechtzeitig einmischen ... 
Es geht um Eure Arbeits- und Lebens­
zeiten.
Auf was soll verzichtet werden?
Die Geschäftsleitung behauptet: Die 
Leute verlieren ja gar kein Geld! (...)

Die Geschäftsleitung verschweigt, 
was sie zahlen müßte, wenn alles mit 
rechten Dingen zuginge:

Im Tiefdruck sollen offenbar 5,5 Stun­
den unbezahlt länger gearbeitet werden 
(tariflich gesicherte Bezahlung der 
Drei-Schichter-Pause fällt weg plus zu­
sätzlich drei Stunden unbezahlter Ar­
beit).

5,5 Stunden unbezahlte Arbeit pro 
Woche bedeutet einen Verlust von etwa 
7.200 DM pro Jahr. Auf drei Jahre be­
rechnet mehr als 21.000 DM. Die Zula­
gen und Zuschläge sollen etwa um die 
Hälfte reduziert werden - so will es die 
Geschäftsleitung. Heute betragen sie 
nach Aussage der Geschäftsleitung im 
Tiefdruck in der Lohngruppe VI etwa 
22.700 DM. Verzicht pro Jahr: Etwa 
10.000 DM - in drei Jahren 30.000 DM. 
Das ist also die Wahrheit: 
Der geforderte Gesamtverzicht pro 
Jahr beträgt bei einem Tiefdrucker in 
der Lohngruppe VI etwa 17.000 DM - in 
drei Jahren 50.000 DM. Bei Kollegen mit 
höheren Zuschlägen ist der Verlust 
natürlich noch größer. Und zum Nach­
denken: Völlig unberücksichtigt sind 
bei unserem Rechenbeispiel Mehrar­
beitszuschläge sowie alle anderen ge­
planten Streichungen von sozialen Lei­
stungen geblieben.

Imeldungen aus betrieben und Gewerkschafter!

FÖRDEN ERHALT DES
LADENSCHLUSSCESETZES: 
WIRTUN ETWAS DAFÜR

Kundgebung für Ladenschluß
Die Gewerkschaften HBV, NGG und 
Bag rufen für den 28. April- zu einer 
Großkundgebung nach Bonn zur Ver­
teidigung des Ladenschlußgesetzes auf. 
Der Protest richtet sich gegen einen Ge­
setzentwurf der Bundesregierung, der 
badenöffnungszeiten von montags bis 
freitags von 6 bis 20 Uhr sowie samstags 
bis 16 Uhr vorsieht. Die Bundesländer 
Sollen die Möglichkeit erhalten, Laden- 
Schlußzeiten am Samstag zwischen 14 
Und 18 Uhr festzuschreiben. Der Ge­
setzentwurf wird nach Ostern in den 
Bundestag eingebracht.

Die traurigen Auswüchse des 
„Bündnis für Arbeit“
Am 24. März 96 gab die Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung ihr ausgehandeltes 
„Bündnis für Beschäftigung und Aus­
bildung“ unter dem Motto „Alle reden - 
wir handeln“ bekannt. Lohn und Gehalt 
und Ausbildungsvergütungen werden 
um 1,5% erhöht, Laufzeit 12 Monate, Er­
folg: Es gibt keine Nullmonate. Das Ver­
tragswerk betont wiederholt die Siche­
rung der internationalen Wettbewerbs­
fähigkeit, zahlreiche Regelungen wer­
den auf die Betriebsparteien übertra­
gen . In den letzten drei Jahren wurden 
in der Textilindustrie 100000 Arbeits­
plätze beseitigt. Unternehmen in nicht 
näher definierter „schwieriger wirt­
schaftlicher Situation können durch 
freiwillige Betriebsvereinbarung“ die 
kümmerliche Tariferhöhung für läng­
stens ein Jahr ganz oder teilweise aus­
setzen. Voraussetzung dafür ist ledig­
lich eine „Beschäftigungszusage“. Bei 
günstiger wirtschaftlicher Lage sollen 
die Betriebsparteien freiwillig für die 
Dauer der Vertragslaufzeit nur den 
Lohn etwas höher anheben, „insbeson­
dere im Rahmen betrieblicher Vermö­
gensbildung“.

Die Jahresarbeitszeit kann um maxi­
mal 130 Stunden erhöht oder auch ge­
senkt werden (entspricht ca. 16 Tagen 
je 8 Std). Von einem Lohnausgleich ist 
keine Rede. Wird die Jahresarbeitszeit 
gesenkt, sind in diesem Zeitraum be­

triebsbedingte Kündigungen ausge­
schlossen. Die Betriebsparteien werden 
angehalten, für mehr versicherungs­
pflichtige Teilzeitarbeitsplätze zu sor­
gen. Auf regionaler Ebene sollen Rege­
lungen getroffen werden, die Sonntags­
arbeit ermöglichen, „um im internatio­
nalen Wettbewerb mithalten (zu) kön­
nen“, nachdem dies auf Bundesebene 
nicht zustande kam. Großzügigerweise 
verzichtet die Arbeitgeberseite vertrag­
lich auf Kündigung von Tarifverträgen 
und „wird keine Forderung auf Senkung 
von Einkommensbestandteilen erhe­
ben“ (Punkt 7). Der Gesetzgeber wird 
aufgefordert, die gesetzlichen Lohnne­
benkosten zu senken. - (frr)

Kooperationsvereinbarung zur 
Fusion Berlin-Brandenburg 
abgeschlossen
Am 28. März wurde die „Vereinbarung 
über die Kooperation zur sozialverträg­
lichen Personalzusammenführung und 
die Arbeitsplatzsicherheit bei der Län­
derfusion Berlin-Brandenburg (Koope­
rationsvereinbarung)“ unterzeichnet 
nach monatelangen Verhandlungen 
und quasi 5 vor 12 Uhr. Die wesentlichen 
Inhalte sind: die Einrichtung eines Ver­
einigungspersonalrates, der bei der Ge­
staltung der Verwaltungs- und Perso­
nalstrukturen beteiligt werden muß; es 
wird eine gemeinsame SteUenbörse ein­
gerichtet; die Rechtsvereinheitlichung 
wird rechtzeitig unter Beteiligung der 
Gewerkschaften und Berufsverbände 

vorbereitet; die bis zur Bildung des ge­
meinsamen Landes erworbenen Quali­
fikationen werden anerkannt; bei der 
Erstbesetzung der Stellen in der Lan­
desverwaltung werden die Beschäftig­
ten beider Länder entsprechend ihrem 
Anteil berücksichtigt.

Bei den beiden wichtigsten Themen, 
Arbeitsplatzsicherheit und Tarifgleich­
heit, wurden Teilerfolge erzielt: Den Ar­
beitnehmern und Auszubildenden, die 
gegenwärtig unter den Tarifkreis Ost 
fallen, wird zugesichert, daß sie ab Bil­
dung des gemeinsamen Landes eine zu­
sätzliche Zahlung erhalten, um die 100 
Prozent zu erreichen. Darüber hinaus 
wird angestrebt, eine manteltarifliche 
Angleichung (z.B. bei der Arbeitszeit) 
bis zur Fusion zu erreichen. Eine echte 
Gleichstellung ist also nicht gegeben. 
Betriebsbedingte Kündigungen mit 
dem Ziel der Beendigung eines Arbeits­
verhältnisses, der Herabgruppierung 
oder der Verringerung der Arbeitszeit 
sind zwar ausgeschlossen, sofern sie 
durch die Fusion bedingt sind. Andere 
betriebsbedingte Kündigungen sind 
dagegen nur „grundsätzlich zu,vermei­
den“. Da im sog. Fusionsstaatsvertrag 
ein Privatisierungsgebot verankert ist, 
sind Auseinandersetzungen vorherseh­
bar.

Erst ganz zum Schluß der Verhand­
lungen wurde ein Abschnitt gestrichen, 
der die Gewerkschaften nach Abschluß 
dieser Vereinbarung verpflichten sollte, 
ihre Mitglieder zur Teilnahme an der 
Volksabstimmung und zur Zust immung 
zur Fusion aufr.urufcn.

- (har)
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Sozialpartnerschaftlich ins deutet auf schwere Niederlage für die 
IG Chemie hin / Lohnkürzungen für lonnpoilliscne jammer lal weniger als ein Linsengericht verkauft

I
n der dritten Verhandlungsrunde 
schloß die diesjährige Tarifführerin, 
die IG Chemie, plötzlich ab und hat 
damit allen nachfolgenden Tarifver­

handlungen eine schwere Hypothek 
aufgebürdet.

Zwei Tage zuvor hatte es auf einer 
Funktionärskonferenz in Ludwigshafen 
noch eine hitzige Diskussion und hefti­
gen Widerstand von Seiten der BASF- 
Mitglieder in der rheinland-pfälzischen 
Verhandlungskommission gegen die 
Absicht gegeben, den laufenden Man­
teltarifvertrag in die Verhandlungsmas­
se einzubeziehen und der Bundesbe­
gleitkommission bei den regionalen Ver­
handlungen mehr als beratende Kom­
petenzen einzuräumen. Beides hatte 
der Hauptvorstand von der eiligst ein­
berufenen Bundes-Manteltarifkommis- s 
sion beschließen lassen - mit den einzi­
gen beiden Gegenstimmen aus Lud­
wigshafen. Dem gegenüber stand der 
Verhandlungsauftrag: 6 Prozent mehr 
Lohn und Beschäftigungssicherung. 
Beim Pfälzer Bezirksleiter Wolf, damals 
noch Verhandlungsführer, lagen die Ak­
zente schon deutlich auf der Beschäfti­
gungssicherung, der Lohn erschien nur 
noch als Beiwerk.

Vor allem die Chemiefunktionäre aus 
der BASF forderten ganz massiv eine 
deutliche Lohnerhöhung, nachdem ge­
rade erst auf der Bilanzpressekonferenz 
des BASF-Vorstands eine Gewinnstei­
gerung vor Steuern im Konzern um 98 
Prozent und in der AG in Ludwigshafen 
um über 58 Prozent sowie eine Dividen­
denerhöhung um 40 Prozent bekannt­
gegeben worden war. Sie standen unter 
ganz erheblichem Erwartungsdruck der 
Belegschaft und verlangten deshalb, 
daß bei einer derartig geänderten Aus­
gangslage erneut mit der Basis disku­
tiert werden müsse, denn für Eingriffe in 
den Manteltarif liege kein Mandat vor.

Wie präsentiert die IG Chemie 
das Ergebnis?
Laut Pressemitteilung des IG Chemie 
Hauptvorstands und des Bezirks Rhein­
land-Pfalz vom 29.3.96

„Die Tarifvertragsparteien der chemi­
schen Industrie für Rheinland-Pfalz ha­
ben nach einem 20stündigen Bera­
tungsmarathon in der dritten Verhand­
lungsrunde am Freitagmorgen (29.3.96) 
den Durchbruch geschafft. Schwer­
punkt des Tarifvertrages für Rheinland- 
Pfalz ist ein umfassendes Paket be- 

schäftigungssichemder und -aufbauen­
der Maßnahmen. Mit dem Pilotab­
schluß sollen in der chemischen Indu­
strie Westdeutschlands innerhalb eines 
Jahres insgesamt 25000 neue Arbeits­
plätze geschaffen werden.

Die Entgelte der 85000 Chemiearbeit­
nehmer in Rheinland-Pfalz werden vom 
1.3.96 um 2 Prozent erhöht, die Ausbil­
dungsvergütungen um 25 DM angeho­
ben. Der Vertrag hat eine Laufzeit von 
12 Monaten und kann zum 28.02.97 
gekündigt werden. IG Chemie und Che­
miearbeitgeber haben vereinbart, den 
Abschluß in Rheinland-Pfalz auf die 
übrigen Tarifbezirke in den alten Bun­
desländern mit rund 605000 Arbeitneh­
mern in 1600 Betrieben zu übertragen.

Hans Terbrack, im geschäftsführen­
den gcpk-Hauptvorstand für die Tarif­
politikverantwortlich: „Wir haben unse­
ren 1992 begonnen Weg der Beschäfti­
gungssicherung und des Aufbaus von 
Beschäftigung fortgesetzt. Im Rahmen 
der Kanzlerrunden und im engen Zu­
sammenhang mit dem,Bündnis für Ar­
beit’ haben wir belastbare und über­
prüfbare Vereinbarungen getroffen, mit 
denen 25000 neue Arbeitsplätze entste­
hen sollen. Die Arbeitgeber sind im 
Wort. Außerdem ist es gelungen, die Ta­
rifeinkommen weiterzuentwickeln und 
einen wichtigen Beitrag zum Erhalt des 
Flächentarifvertrages zu leisten. Vor 
dem Hintergrund der Massenarbeitslo­
sigkeit sind die ChemieTarifvertrags- 
parteien ihrer Verantwortung gerecht 
geworden.“

Der Abschluß im einzelnen:
• Altersteilzeit /gleitenden Übergang 

in die Rente: Auf Basis der geplanten ge­
setzlichen Neuregelung der Altersteil­
zeit haben die Vertragsparteien verein­
bart, das Entgelt der betroffenen Ar­
beitnehmer zusätzlich aufzustocken. 
Gesetzlich vorgesehen ist lediglich, daß 
Arbeitnehmer vom 55. Lebensjahr, an 
bei einer um die Hälfte reduzierten Ar­
beitszeit 70 Prozent (50 Prozent Arbeit­
geber, 20 Prozent BfA) des bisherigen 
Nettoentgelts erhalten. Die tarifver­
tragliche Regelung der Chemiever­
tragsparteien stellt sicher, daß betroffe­
ne Arbeitnehmer mindestens 85% des 
bisherigen Nettoentgelts erhalten. Die­
se Regelungen sind verknüpft mit der 
Wiederbesetzung frei werdender Stel­
len.

• Mehrarbeit durch Freizeitausgleich: 
IG Chemie und Chemiearbeitgeber ha­
ben sich weiter darauf verständigt, den 

Handlungsspielraum der Betriebspar­
teien bei der Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen verbindlich zu er­
weitern. Ein wichtiger Meilenstein auf 
dem Weg ist der Ausgleich der unab­
dingbar notwendigen Mehrarbeit in 
Freizeit., der grundsätzlich und ver­
bindlich mit einem Ausgleichszeitraum 
von einem Monat festgelegt wurde. 
Auch diese Maßnahmen haben einen 
beschäftigungspolitischen Effekt.

• Teilzeit/ befristete Arbeitsverträge/ 
Langzeitarbeitslose: Die Chemiearbeit­
geber erklärten, sich außerdem bereit, 
mehr Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen 
und verstärkt befristete Arbeitsverträ- 
ge in unbefristete umzuwandeln. Von 
den 1993 getroffenen und 1995 fortge­
schriebenen Regelungen zur Einstel­
lung von Langzeitarbeitslosen soll in ei­
nem erheblichen stärkeren Maß als bis­
her Gebrauch gemacht werden.

• Ausbildungsplätze: Die 1995 gestar­
tete Ausbildungsplatzinitiative wird 
fortgesetzt. Die Arbeitgeber haben sich 
verpflichtet, die Ausbildungskapazitä­
ten erneut deutlich zu erhöhen. In 
Rheinland-Pfalz sollen 1996 über 5% zu­
sätzliche Ausbildungsplätze geschaffen 
werden.

Im Ergebnis des 1995er-Tarifabschlus- 
ses wurden im Bundesdurchschnitt 
(West) rund 13% mehr Ausbildungs­
plätze als 1994 geschaffen. In Rhein­
land-Pfalz war ein Plus von 17% zu regi­
strieren. Die Chemiearbeitgeber im Ta­
rifbezirk Rheinland-Pfalz sagten zu, 
90% der Auszubildenden zu überneh­
men.“

Wie’s die BASF sieht...
Soweit die Presseerklärung der IG Che­
mie. Was die Gewerkschaft verschweigt, 
deckt die Pressemitteilung der BASF 
AG zum Abschluß auf. Einiges hört sich 
da ganz anders an.

Von wegen verbindliche Arbeitsplatz­
zusagen, und noch weniger kann man 
von zusätzlichen Arbeitsplätzen reden. 
Die Vorstellungen über den Abschluß/ 
klaffen auseinander.

Nicht zusätzliche Stellen, sondern 
„Stopp des Personalabbaus“ heißt es in 
der BASF-Erklärung: „In einer Beschäf­
tigungserklärung geben die Chemiear­
beitgeber ihrer Erwartung Ausdruck, 
daß der Beschäftigungsabbau in der 
westdeutschen Chemie bis zum 1. Juli 
1996 zum Stillstand gebracht wird.“ Bis 
dahin wird also noch kräftig abgebaut. 

„Der zu diesem 
Zeitpunkt er­
reichte Personal­
stand soll bis zum 
Ende der Laufzeit 
am 28.02.97 (nur) 
nicht unterschrit­
ten werden. Be­
reits jetzt verein­
barte Personalre­
duzierungen, z.B. 
im Rahmen von 
Sozialplänen, die 
nach dem 1. Juli 
1996 zum Zuge 
kommen, werden 
nicht mitgerech­
net.“

„Das Chemiesy­
stem der beschäf- 
tigungsfördem- 
den Maßnahmen 
mit abgesenkten 
Einstellbezügcn 
wird fortgesetzt. 
So gelten für

Langzeitarbeitslose im ersten Beschäf­
tigungsjahr die verminderten Einstell­
bezüge von 90 Prozent.“ - Die abge­
senkten Einstiegslöhne wurden also 
gemäß der in der zweiten Verhandlung 
bereits erhobenen Forderungen der Un­
ternehmer um weitere 5% reduziert.

„Die Chemiearbeitgeber haben er­
klärt, daß die Zahl der neuen Ausbil­
dungsplätze im Jahr 1996 im westdeut­
schen Durchschnitt auf dem bereits 
1995 erhöhten Niveau gehalten wird. Sie 
rechnen 1996 erneut-mit einer Über­
nahmequote von 90 Prozent.“ Neue 
Ausbildungsplätze werden danach 
nicht geschaffen, dies steht gegen die 
Mitteilung der IGCPK. Auf die verbind­
lichen meßbaren Zahlen darf man in der 
Vertragsgestaltung gespannt sein.

„IG Chemie und BAVC haben als So­
zialpartnererklärung eine Initiative zur 
Standortsicherung und Beschäfti­
gungsförderung beschlossen. Sie knüp­
fen damit an die bisherigen Empfehlun­
gen aus den Jahren 1994 und 1995 an. 
Sie appellieren darin an die Betriebs­
parteien, die Empfehlungen verstärkt 
umzusetzen. Das gilt insbesondere für 
die Nutzung der flexiblen Arbeitszeiten, 
die Arbeitszeitdifferenzierung, die För­
derung der Teilzeitarbeit und die mög­
lichst weitgehende Übernahme von 
Ausgebildeten.“

Daneben werden erneut Runde Ti­
sche für Arbeitsmarktfragen eingerich­
tet. Für die durch Altersteilzeit freiwer­
denden Arbeitsplätze sollen „nach Mög­
lichkeit junge Arbeitnehmer eingestellt 
werden“.

Offenbar soll die Belegschaft weite! 
verjüngt, ältere hinausbefördert und 
olympiareif gestylt werden.

Noch ein besondere Bonbon sind die 
Überstundenzuschläge. Sie sollen näm­
lich künftig entfallen. „Mehrarbeit ist 
nunmehr in einem Zeitraum von einem 
Monat zuschlagsfrei durch Freizeit aus­
zugleichen“, erläutert uns die BASF und 
verschweigt die IG Chemie.

Ob die Tarifkommissionsmitgliedef 
der BASF mit der zusätzlichen ,,Bß' 
schäftigungszusage der BASF“ alle!' 
dings die empörten Gemüter wird be­
ruhigen können, ist fraglich. Viele gß' 
werblich Beschäftigten hielten seiner 
zeit die Lohnforderung von 6 Prozem 
für zu niedrig.

Nach der Zusatzvereinbarung solle*1 
am 28.2.97 ca. 41500 Standortbeleg' 
Schaftsmitglieder und zusätzlich c* 
1000 befristete Arbeitsplätze zur Verfd' 
gung stehen.

Das hat die Geschäftsführung nicht* 
gekostet, bei der Bilanzpressekon#' 
renz hatte sie angekündi^t, sie kön*1 
sich steigende Beschäftigungszahlß 
vorstellen. Das Ergebnis ist außerdem 
weit von dem entfernt, was die B 
triebsratsspitze in einem „Acht-Pun* 
te-Katalog“ für ein Bündnis füf Arbß 
auf Betriebsebene einen Tag vor d 

, Verhandlungen öffentlich gefordert ha 
te. Nämlich:

• Belegschaftsaufstockung auf. 435 
Beschäftigte, derzeit sind es ca. 4100 
was bereits um mehr als 200 unter dß, 
Planzielen des Vorstands liegt. VoHü 
Jahren waren es noch mit Teilzeith
schäftigten und Azubis 58909.

• Sofortige Überführung der befrist 
te Beschäftigten in ein Dauerarbeit 
Verhältnis.

• Übernahme aller Auszubildender* c
• Verzicht auf die tarifvertragli^V

Möglichkeit der Erhöhung der fL* 
mäßigen Arbeitszeit auf 40 Stunde*1, 
u.a.m. - (edc)
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Auf höchster Ebene in Sackgasse gesteuert
Emil Hruska zum Stand der offiziellen deutsch-tschechischen Verhältnisse

D
er tschechische Innenminister
Jan Ruml, der als rechter „Fun­
damentalist“ bekannt ist, hat 

der tschechischen Regierung den Ent­
wurf vorgelegt, die Partei der tsche­
choslowakischen Kommunisten 
(PTschK) zu verbieten. Diesen außer­
ordentlichen Schritt hat er damit be­
gründet, daß „die PTschK nachgewie­
sen hat, daß sie keine Partei im Sinne 
der Registration ist, sondern daß es 
sich um die Nachfolgepartei der un­
tergegangenen Kommunistischen

Der tschechische Innenminister will Partei der 
tschechoslowakischen Kommunisten verbieten

Partei der Tschechoslowakei 
(KPTsch) handelt“. Ruml hat diese 
Begründung auf das PTschK-Wahlpro- 
gramm gestützt, in dem steht: 
„Die PTschK knüpft an die fort­
schrittliche Tradition ' unseres 
Volkes, an die KPTsch, an ihre po­
litische, ideelle und moralische 
Grundlage an. Wenn es ihnen 
früher besser gegangen ist, war 
das Verdienst der KPTsch und des 
Volkes, das sie unterstützt hat. 
Deshalb ist es notwendig, die 
Chance der Partei und den Men­
schen zurückzugeben, die sich an 
den sozialistischen Gedanken und 
an die Realität der Vor-November- 
zeit immer mehr erinnern.“

Diese Erklärung ist laut Ruml 
„gesellschaftlich gefährlich“, so 
daß die PTschK keinen Anspruch 
auf weitere Existenz hat. Die ideo­
logische, aber auch die rechtliche 
Unterstützung gibt Ruml - aber 
auch der gesamten tschechischen 
Rechten - dabei auch solche Ra­
rität wie das „Gesetz über die 
Rechtswidrigkeit des kommuni­
stischen Regimes und den Wider­
stand dagegen“ das die rechtsori­
entierten Abgeordneten im Juli 
1993 verabschiedet haben. Dieses 
Gesetz (es hat eigentlich mehr 
oder weniger einen deklarativen
Charakter, „damit die Lehrerinnen 
wissen, was sie den Kindern sagen sol­
len“) erklärte die KPTsch und andere 
Organisationen für „verbrecherisch 
und verabscheuungswürdig“.

N
ach jüngsten Meinungsumfra­
gen beurteüen immer mehr 
Tschechen die Beziehungen zu 
Deutschland pessimistisch. Nicht we­

nigen gilt der große Nachbar offenbar 
sogar wieder - oder noch - als Feind. 
Laut dem tschechischen Institut für 
Meinungsforschung brachte 1995 eine 
beunruhigende Wende.

Ein trauriges Ergebnis: Angst vor Deutschland

B
is 1994 gaben immer mehr 
Tschechen an, sie hielten die of­
fiziellen Beziehungen zu 
Deutschland, aber auch die Kontakte 

zu einzelnen Deutschen für „eher gut“. 
Das hat sich innerhalb eines Jahres 
deutlich geändert.

„Es ist eine Weltrarität, kurz vor den 
Wahlen über das Verbot einer politi­
schen Partei zu verhandeln“, sagt 
Miroslav Stepan, PTschK-Generalse­
kretär (bis November 1989 KPTsch- 
Sekretär in Prag, nach dem Umbruch 
inhaftiert). „Ich sehe keinen anderen 
Grund für ein solches Vorgehen des Mi­
nisteriums als die Absicht, unsere Teil­
nahme an den Wahlen zu verhindern. 
Unsere Partei macht aber nichts 
Rechtswidriges.“ Stepan meint auch, 
daß in der Tschechischen Republik ein 

neues Phänomen aufgetreten ist. „Es 
beginnt eine neue Etappe der Politik 
der Revanche und Rache“, sagt der

Miroslav Stepan, Generalsekretär der PTschK

PTschK-Generalsekretär.
Die Partei der tschechoslowakischen 

Kommunisten wurde im März 1995 ge­
gründet. Sie ist - neben der Kommu­
nistischen Partei Tschechiens und

B
efanden 1994 und 1995 9% der 
Befragten, daß sich die Bezie­
hungen verschlechterten, wa­
ren es dieses Jahr mit 26% fast dreimal 

soviel. Auch die persönlichen Kontak­
te zu Deutschen wurden pessimisti­
scher bewertet. 22% der Befragten sa­
hen im Vorjahr eine negative Entwick­
lung, 1996 sind es 42%. Nur 14% be­

kannten sich zu guten Erfahrungen, 
gegenüber immerhin 46% vor zwölf 
Monaten.

A
uch die deutsche Wirtschaft 
flößt Tschechen Angst ein. 48% 
der Befragten sehen ihren Ein­

Mährens, dem Linken Block und der 
Partei der demokratischen Linken - 
eine der Parteien, die aus der damali­
gen KPTsch entstanden ist. Auf dem 
letzten PTschK-Parteitag (März 1996) 
wurde gesagt, daß „die PTschK sich als 
die einzige berechtigte Nachfolgerin 
der KPTsch ansieht“. Ziel der PTschK, 
die angeblich 20.000 Mitglieder hat, ist 
„Sozialismus und Wiederherstellung 
der Tschechoslowakei“.

Während der große Teil der tsche­
chischen Politszene die PTschK für

„politische Folklore“ hält, sieht die Lei­
tung der Kommunistischen Partei 
Tschechiens und Mährens in der

PTschK die Bemühungen, „ihre 
Einigkeit zu stören und die tsche­
chische Linke zu diskreditieren“, 
und das Vorgehen des Innenmini­
sters versteht sie als Bemühen, 
„die Wähler der KPTM zu einer 

. scheinbar radikaleren und verfolg­
ten Partei zu locken“. Kontakte 
zwischen der PTschK und anderen 
linken Parteien gibt es offiziell kei­
ne.

Der Versuch der tschechischen 
Rechten, die PTschK zu verbieten, 
hat offenbar tiefere Zusammen­
hänge und paßt in den Kontext der 
Verfolgung der tschechischen Lin­
ken (allgemein, abgesehen von 
den Problemen, die die Linken un­
tereinander haben). In der Tsche­
chischen Republik gibt es nicht 
nur das schon erwähnte „anti­
kommunistische Gesetz“, sondern 
auch ein agiles „Amt für die Doku­
mentation und Ermittlung der 
Verbrecher des Kommunismus“. 
Es gibt immer mehr Signale dafür, 
daß das Amt politische Prozesse 
anstrebt, wobei es eine ganze Rei­
he von Menschenrechten verletzt 
(z.B. Mißbrauch der Psychiatrie). 
Als Reaktion auf solche Tatsachen 

wollen einige linke Abgeordnete und 
Politiker das Komitee zum Schutz von 
ungerecht Beschuldigten und Verfolg­
ten gründen.

(e.h.)

fluß als „entschieden ungünstig“ oder 
„eher ungünstig“.

E
ine andere Agentur für Mei­
nungsforschung - GfK - fragte 
nach „Feinden der Republik“. 
Mit 27% lag Deutschland an der Spit­

ze, knapp ein Prozent vor Rußland.
Nach der politischen Orientierung 

der Befragten halten den deutschen 
Einfluß für positiv vor allem die Sym­
pathisanten der rechten Regierungs­
parteien ODS (70%) und ODA (52%). 
Bel den Kommunisten und anderen 
linken Personen sind es nur 16%.

<e.h i 

Im folgenden veröffentlichen wir - zu­
sammen mit inzwischen Dazugekom­
menem - einen Beitrag, den Dr. Emil 
Hruska, Partei Linker Block, als Gast 
auf der Bundeskonferenz Westdeutscher 
Kommunisten am 9.HO. März in Köln 
hielt. Genosse Hruska gehört auch zum 
Gründungskreis von Zetkany, Gesell­
schaft für tschechisch-deutsche Freund­
schaft, und bereitet das Seminar zur Ge­
schichte der deutsch-tschechischen Be­
ziehungen (Ankündigung nächste Sei­
te) mit vor.

Die offiziellen deutsch-tschechischen 
Verhältnisse, also die Verhältnisse auf 
der höchsten Ebene, sind wenigstens 
zur Zeit in eine Sackgasse geraten. Man 
kann auch den Ausdruck eines tsche­
chischen Journalisten verwenden, daß 
die deutschen und tschechischen Poli­
tiker „eine Konserve voll Würmer geöff­
net haben“. Es sei bemerkt, daß sie die­
se Konserve gemeinsam vor längerer 
Zeit geöffnet haben und nur die tsche­
chischen Politiker sich die Illusion ge­
macht haben, daß sie wohlriechende 
Nahrung finden werden.

Die tschechische rechtsorientierte po­
litische Garnitur zahlt drauf für ihre ent­
weder naive oder absichtlich opportu­
nistische Politik der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber. Wenn ich sage 
absichtlich opportunistisch, dann ist 
dieser Aspekt hier vielleicht wichtiger 
als die Naivität. Die oppositionellen, vor 
allem linken Politiker und Journalisten 
stellen die Frage, wie es möglich ist, daß 
die Regierungen von Rußland, USA und 
Großbritannien objektiv die tschechi­
schen nationalen Interessen viel mehr 
wahren als die tschechische Regierung. 
Die Ursache sieht man dann vor allem 
in der Interesseneinbindung mit den / 
starken deutschen Kapitalgruppen, die 
bei der sogenannten großen Privatisie­
rung einen beträchtlichen Teil des 
tschechischen Nationaleigentums ge­
wonnen haben. Franz Neubauer, der 
Sprecher und Vorsitzende der Sudeten­
deutschen Landsmannschaft, sagte 
kennzeichnenderweise mehrfach nach 
1989, daß die Sudetendeutschen den 
Kampf gegen die Kommunisten unter­
stützt haben, und daß er deshalb glaubt, 
daß es mit der neuen tschechoslowaki­
schen und später tschechischen 
Führung möglich wird, die sudeten­
deutschen Ansprüche zu erfüllen. Er 
meint also damit die Verpflichtungen 
für die vorangegangene Unterstützung.

Einen harten Schlag für die tschechi­
sche internationale Politik bedeutete 
die neue öffentliche Infragestellung der 
Beschlüsse von Potsdam, mit der im Ja­
nuar Klaus Kinkel gekommen ist. Ich er­
wähne nur, daß Kinkel sagte, der deut­
schen Seite zufolge bedeute die Pots­
damer Konferenz keine rechtliche An- 

. erkennung der Vertreibung, es handle 
sich nur um eine politische Erklärung. 
Kinkel sagte noch, daß seine Pflicht sei, 
in die gemeinsame deutsch-tschechi­
sche Erklärung das Unrecht an den Su­
detendeutschen hineinzubefördern.

Dies Infragestellen hatte in der Tsche­
chischen Republik eine große negative 
Wirkung, und man kann sagen, daß sie 
beträchtlich das Vertrauen der Bürger 
zu Deutschland verringert hat. Dieser 
Versuch der Revision der Abkommen 
kam, kurz nachdem Kinkel bei den Ver­
handlungen mit dem tschechischen 
Außenminist er Zieleniec einen Teil des 
schon verabredeten Textes der gemein­
samen Erklärung verworfen hatte; - 
welchen, das weiß man aber nicht, weil 
die tschechische Regierung den Inhalt
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der Verhandlungen vor der Öffentlich­
keit streng geheim hält. Und die rechts­
gerichteten Abgeordneten haben im 
Parlament den Vorschlag des Linken 
Block und der Sozialdemokraten abge­
lehnt, daß die Regierung über die 
deutsch-tschechischen Verhandlungen 
informieren soll.

Auf die skandalösen Äußerungen von 
Klaus Kinkeireagierte die tschechische 
Seite sonderbarerweise fast nicht (der 
Ministerpräsident Klaus sagte sogar, 
auf diese Aussprüche wird er deshalb 
nicht regieren, um die deutsch-tsche­
chischen Verhältnisse nicht zu dramati­
sieren, und daß er eigentlich „kein Wort 
aus dem Mund der deutschen Regie­
rungsvertreter über Zweifel an der Gül­
tigkeit des Potsdamer Abkommens 
gehört habe“. (1) Was die oppositionel­
len Parteien angeht, die KPCM (Kom­
munistische Partei Tschechiens und 
Mährens) ist mit der Erklärung aufge­
treten, „Kinkel bestreitet die Grundla­
ge des Prozesses von Helsinki“ und daß 
es sich um die „ungehobelte Einmi­
schung in die inneren Angelegenheiten 
der Tsch. Republik, aber auch um eine 
Stellungnahme gegen die Nachkriegs­
ordnung in Europa handelt.“ (2) Für 
den Linken Block’sage sein Ehrenvor­
sitzender Prof. Mlynar, daß „die deut­
sche Seite mit diesem Schritt auch bei 
anderen europäischen Staaten die Fra­
ge hervorrufen wird, wie weit eigentlich 
die BRD die Resultate des zweiten Welt­
kriegs anerkennt. Die Bestreitung des 
Potsdamer Abkommens beweist, daß 
die Verhandlung über die. deutsch­
tschechischen Verhältnisse nicht nur 
eine zweiseitige Angelegenheit ist.“ (3) 
Der Vorsitzende der Tschechischen so­
zialdemokratischen Partei Milos Zeman 
erklärte, daß es sich „um die grundsätz­
liche Veränderung der deutschen Poli­
tik handelt, die einen Versuch bedeutet, 
die Resultate des zweiten Weltkriegs zu 
bestreiten. Wir könnten erleben, daß 
Deutschland nicht europäisch wird, daß 
aber Europa deutsch wird“. (4)

Klaus Kinkel war nicht der einzige, der 
in der Beziehung zur Tschechischen Re­
publik die Resultate des zweiten Welt­
kriegs bestritt. Die tschechische Tages­

zeitung PRAVO (Das Recht) 
informierte im Februar über" 
eine Rede Karl Lammers im 
Deutschlandfunk. Lammers 
sagte angeblich, die Ursache 
der derzeitigen Verschärfung 
des deutsch-tschechischen 
Dialogs sei nicht die unter­
schiedliche Stellung Prags 
und Bonns zum Potsdamer 
Abkommen, sondern „die feh­
lende Bereitschaft der Tsche­
chen, sich mit der eigenen Ver­
gangenheit auseinanderzu­
setzen und anzuerkennen, 
daß die Vertreibung der Sude­
tendeutschen ein Unrecht 
war. Wir wollten von den 
Tschechen nicht hören, wie 
sie sich um Potsdamer Ab­
kommen stellen, sondern wie 
sie sich zur Vertreibung stel­
len. Die deutsche Stellung­
nahme ist und bleibt die glei­
che: das Potsdamer Abkom­
men rechtfertigt nicht die Ver­
treibung. Es wird nirgendhin 
führen, wenn die Tschechen 
sich hinter dem Potsdamer 
Abkommen verstecken wer­
den“, sagte Lammers. (5) Es 
sei gesagt, daß sich deutsche 
Politiker gegenüber keiner 
vergangenen tschechoslowa­
kischen oder tschechischen
Regierung und auch keinem 
anderen Staat gegenüber so etwas er­
laubten.

Wenn Kinkel sagte, daß es seine Pflicht 
ist, in die Gemeinsame Erklärung das 
Unrecht gegenüber den Sudetendeut­
schen hineinzubefördem, dann ist das - 
wenn wir aus dem Status quo nach dem 
Krieg herausgehen - ein Zweckunsinn. 
Die Deutschen, die nach dem Krieg aus 
der Tschechoslowakei und anderen 
Ländern nach Deutschland umgesie­
delt wurden, sind kein Problem für die 
Gegenwart. Das ist endgültig abge­
schlossen. Der deutschen Regierung 
geht es aber um die Belebung dieses 
Themas mit dem Ziel, ein Instrument 
und ein Mittel für politischen Zwang ge­
gen die Tschechische Republik zu ge­
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winnen. Die absichtlich benutzen Kate­
gorien wie z.B. „die Vertreibung“, „das 
Unrecht“ usw. dienen dazu, daß die 
tschechische Regierung auf diese Kate­
gorien sich im Text der gemeinsamen 
Erklärung einläßt. So würde sich die 
Tschechische Republik eigentlich 
Deutschland bei der Revision des Pots­
damer Abkommens in der Frage des 
Transfers anschließen.

Es wäre dann möglich, die Tschechi­
sche Republik als ein Land zu bezeich­
nen, das zwar das erste Opfer des Na­
zismus war, aber jetzt, am Ende des 
Jahrhunderts, sein „Unrecht bei der Ver­
treibung“ anerkennt. Die Tschechische 
Republik hat aber keinen Grund, die 
Umsiedlung der meisten Sudetendeut­

schen außerhalb des Rahmens der LÖ' 
sung der gesamten Kriegsfolgen zu bß' 
urteilen. Die Umsiedlung gehört orga­
nisch zu den Maßnahmen, die Quelle11 
von Faschismus und Expansion vei" 
nichten sollten.

Im Zusammenhang mit solchen Pro­
blemen muß auch- die sogenannt6 
bayerische Karte in den deutsch-tschß' 
chischen Beziehungen erwähnt werden* 
Übrigens: der deutsche Außenminister 
nimmt einen Blickwinkel an, der diß 
CSU-Politiker die Sprache der Amts' 
träger der Sudetendeutschen Lands' 
mannschaft zu sprechen zwingt. 1^ 
September vorigen Jahres sagte dßr 
bayerische Ministerpräsident Stoibßf 
der Prager Tageszeitung PRAVO, d^

Z
etakny, die „Gesellschaft für 
tschechisch-deutsche Freund­
schaft“, ist aus Begegnungen 
und Zusammenarbeit zwischen der 

PDS Bayern und der Partei Linker 
Block aus der Tschechischen Republik 
entstanden. Schon bei früheren Tref­
fen war angesprochen worden, daß die 
Geschichte der tschechisch-deut­
schen Beziehungen jedenfalls auf der 
deutschen Seite fast ganz von reak­
tionären Ideologen geschrieben wor­
den ist, und daß es angebracht wäre, 
durch eine gemeinsame Anstrengung 
dem fest verankerten rechten Ge­
schichtsbild miteiner linken Kritik ent­
gegenzutreten. Inzwischen ist dieses 
Anliegen dringlich geworden. Die deut­
sche Außenpolitik versucht mittler­
weile systematisch, aus der offiziellen, 
reaktionären und unzutreffenden Ge­
schichtsauslegung politischen Nutzen 
zu ziehen. Die deutsche Seite agiert in 
Verhandlungen mit der Tschechischen 
Republik mit sogenannten An­
sprüchen der Sudetendeutschen. Aus 
den Berichten über die im Detail ge­
heimgehaltenen Verhandlungen laßt 
sieh schließen, daß die deutsche Seite 
versucht, als Repräsentant „sudeten­
deutscher“ Ansprüche und vermittels 
von Ansiedlern in die Tschechische Re­
publik dauerhaft hineinzuregieren. 
Diese außerordentlich anmaßende Po­
litik wird in der deutschen Öffentlich­
keit durch eine Reihe von systematl- 
schon Geschichtslügen zu einer ge­
rechten Sache stilisiert, Die Gc- 

für tschechisch-deutsche Freundschaft

schichtslegende, die von den tsche­
chisch-deutschen Beziehungen auf der 
deutschen Seite eingeschärft wird, läßt 
für die Entwicklung solidarischer oder 
friedlich nachbarschaftlicher Bezie­
hungen keine Chance übrig. Sie muß 
deswegen aufgeklärt werden, und das 
ist eine gemeinsame Aufgabe tsche­
chischer und deutscher Linker. Wir 
freuen uns sehr, daß wir unter Beteili­
gung tschechischer Genossinnen und

ZETKANY
Gesellschaft
lädt ein zum Seminar über 
deutsch-tschechischen

Genossen ein Seminar zu diesen Fra­
gen in deutscher Sprache durchführen 
können.

Wir stellen uns vor, zu Brennpunkten 
der deutsch-tschechischen Bezie­
hungsgeschichte ausgewählte Doku­
mente der Zeitgeschichte mit kurzen 
Einleitungsvorträgen in ihrem Kon­
trast zur offiziellen Auslegung zu dis­
kutieren. Es wird angestrebt, aus Do­
kumenten, Erläuterungen und Diskus­
sionsbeiträgen den Grundstock für 
eine Broschüre zu gewinnen, die die 
Problematik einem breiteren Kreis zu­
gänglich machen hilft.

Wie sieht die Geschichtslegcndc aus, 
auf die sich die deutsche Außenpolitik 

beruft? Ungefähr so: Nach dem I. Welt­
krieg hätten die Siegermächte den Völ­
kern Europas das Selbstbestim­
mungsrecht zugesichert. Den Deut­
schen, die auf dem Gebiet der neu ent­
standenen Tschechoslowakischen Re­
publik ansässig gewesen sind, sei dies 
Selbstbestimmungsrecht jedoch ver­
weigert worden. Von da her nehme das 
Unrecht an den Deutschen seinen 
Lauf. In der tschechischen Republik

>
die Geschichte der

Beziehungen

seien dieDeutschen vielfältig benach­
teiligt und unterdrückt worden. Das 
Münchner Abkommen sei deswegen' 
als rechtmäßiger Versuch zu werten, 
das Selbstbestimmungsrecht dieser — 
deutschen — Minderheit zu verwirkli­
chen, es sei lediglich dadurch hinfällig 
geworden, daß Hitlerdeutschland kurz 
darauf die ganze Tschechoslowakische 
Republik als Protektorat annektierte. 
Allerdings sei es in der Protektorats­
zeit der tschechischen Bevölkerung al­
les in allem gar nicht so schlecht ge­
gangen. Der tschechische Nationalis­
mus jedoch habe die Taten der Faschi­
sten zum Vorwand genommen, um sein 
lange gehegtes Ziel, die Deutschen ir­

gendwie zu vertreiben, nun endlich ; 
verwirklichen zu können. Die Aussied­
lung der Deutschen sei also ein von Un­
taten begleiteter, von langer Hand vor­
bereiteter Racheakt gewesen, der ge- . 
schichtlich und rechtlich keinen Be­
stand haben dürfe. Folglich sei es ge­
radezu die sittliche Pflicht der deut­
schen Außenpolitik, diesen Geist der 
Rach'e und der Abrechnung bei den | 
Tschechen zu brechen, alles andere 
wäre eine Gefährdung des künftigen 
Zusammenlebens in Europa.

So ähnlich lautet die durch vielfälti­
ge Publikationen breit unterbaute, in 
Lehrplänen und Büchern amtlich ab­
gesicherte Legende, die aus einem Wie­
deraufleben des Reichsgedankens in 
Deutschland und imperialistischen 
Ambitionen einen edlen Streit für das 
Menschenrecht macht.

Wer in einem längerfristigen Zusam- 
menhang mitarbeiten will, diese Le­
gende abzutragen, ist herzlich zur Se- 
minarveranstaltung am Samstag, den 
20. April in München eingeladen. Über­
nachtungen können organisiert wer- 
den.Das Seminar wird von der Freund­
schaftsgesellschaft ZETKANY getra­
gen, das Regionalbüro von Eva Bul- 
ling-Schröter und die AG BWK in und 
bei der PDS Bayern helfen bei der Vor­
bereitung.

Anmeldungen bitte über das Büro 
von MdB Eva Bulling Schröter, 85051 
Ingolstadt, Balmhofstraße 5, Stefan 
Straub, Tel 0841/76542, Fax: 0841/77181 
oder über die BWK-AG-By. (merf
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weder der Bundeskanzler noch der 
deutsche Außenminister eine Entschei­
dung hinnehme, die im Widerspruch 
zum Standpunkt des bayerischen Mini­
sterpräsidenten stehe. „Sie können si­
cher sein, daß man keine Entscheidung 
erreichen kann zwischen Deutschland 
und der Tschechischen Republik ohne 
die Münchner Zustimmung“, sagte da­
mals Stoiber (6). Ein wenig später be­
merkte aktuell die bayerische Tageszei­
tung Frankenpost: in Prag weiß
Vaclav Klaus, daß die Eintrittskarte für 
Europa nicht ohne Helmut Kohl und 
Edmund Stoiber zu haben sein wird.“ 
(7) Und kurz darauf hat sich Stoiber für 
die Unterbrechung der Verhandlungen 
ausgesprochen - und wie es sich zeigt, 
sein Wort hat wirklich ein Gewicht. In 
diesem Zusammenhang sei es bemerkt, 
daß die bayerische Regierung eigentli­
che die Pflicht hat, die Interessen des 
„vierten bayerischen Stammes“ zu ver­
teidigen. In der Urkunde über die 
Schirmherrschaft Bayerns über die „su-. 
detendeutsche Volksgruppe“ steht: 
„Die Bayerische Staatsregierung... be­
kennt sich zum Heimat- und Selbstbe­
stimmungsrecht der Sudetendeut­
schen, das sie jederzeit mit dem ganzen 
Gewicht ihres Einflusses vertreten will. 
Sie wird stets bestrebt sein, das Volks­
tum der Sudetendeutschen zu erhalten 
Und ihre Landsmannschaft und deren 
Einrichtungen als Vertretung der sude­
tendeutschen Volksgruppe bei der 
Wahrnehmung der heimatpolitischen, 
kulturellen und sozialen Aufgaben 
ideell und finanziell zu fördern.“ (8)

Die angeführten Stellungnahmen und 
Schritte der deutschen Politiker haben 
einen großen Einfluß auf die Aktivierung 
Und Radikalisierung der Sudetendeut­
schen Landsmannschaft. In breiteren 
Zusammenhängen gesehen, wie der 
BdV-Funktionär Latussek geschrieben 
hat: „... mit der Vereinigung von West- 
Und Mitteldeutschland und damit ver­
bunden mit dem Wegfall des Eisernen 
Vorhangs sind nunmehr neue Bedin­
gungen für eine selbständige deutsche 
Politik in Europa entstanden, die auch 
der Vertriebenenpolitik neue Möglich­
keiten schaffen (...) Gelingt die Vereini­
gung Europas unter Einbeziehung Ost­
europas, so bleibt insbesondere für die 
Polen und die Tschechen nur die Auf­
gabe, nach rechtsstaatlichen Grundsät­
zen eine Wiedergutmachung an den Ver­
triebenen vorzunehmen und ihnen das 

Recht auf ihre HeimaFzu gewähren. (...) 
Deutschland will und soll aus diesem 
Grund die Beitrittsbestrebungen der 
osteuropäischen Länder unterstützen.“
(9) -

Franz Neubauer hat sich gegenüber 
Kinkel sehr dankbar erwiesen. Die 
Schwierigkeiten in den deutsch-tsche­
chischen Beziehungen haben laut Neu­
bauer klare Ursachen. Prag fordert von 
Bonn alles - die Absage an die Rechte 
der Sudetendeutschen und dazu noch 
die Entschädigung für die tschechi­
schen Naziopfer (die als einzige in Eu­
ropa unentschädigt blieben), ist aber 
„nicht bereit, etwas zu geben, nicht ein­
mal, sich moralisch von den sogenann­
ten Benes-Dekreten zu distanzieren.“
(10) Ende Januar beantwortete Neu­
bauer die Fragen seines Blattes, der Su­
detendeutschen Zeitung.- Eine der Fra­
gen lautete: „Außenminister Kinkel hat 
von der tschechischen Seite eine „mo­
ralische“ Distanzierung von „der mehr 
als fragwürdigen Amnestieregelung 
und den Benes-Dekreten zur Enteig­
nungsproblematik verlangt. Bedeutet 
das nicht den Verzicht auf jede wirkliche 
Eigentumsrückgabe?“ - „Wir haben im­
mer selbst die Auffassung vertraten, 
daß zunächst in einem ersten Schritt 
eine moralische Distanzierung erforder­
lich wäre“, sagte Neubauer“. „Was nun 
an praktischen Konsequenzen erfolgen 
könnte und müßte, wäre dann Gegen­
stand vernünftiger Gespräche ...“(11)

Auf dem Standpunkt der aktuellen su­
detendeutschen Politik der Tschechi­
schen Republik gegenüber steht, der 
Aufmerksamkeit wert, die XI. Bundes­
versammlung der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft. Ähnlich wie im Fall 
der Sudetendeutschen Tage kann es 
auch hier eine symbolische Bedeutung 
haben, daß diese Versammlung Sieg­
fried Zoglmann eröffnet hat - Zoglmann 
wurde seinerzeit SS-Offizier und HJ- 
Führer im Protektorat Böhmen und 
Mähren. „Der tschechischen Seite sei es 
vor allem um einen „dicken Schluß­
strich“ und die Hinnahme der jetzt ge­
gebenen Verhältnisse gegangen“, sagte 
Zoglmann. „Die Schlußstricher auf allen 
Seiten erweisen sich als kleinkariert und 
geschichtslos“, denn „die Geschichte 
kennt keine Schlußstriche“. (12) Das 
SL-Vorstandsmitglied Franz Longin er­
klärte dann, „wir erwarten von den 
Tschechen eine Distanzierung von den 
Vertreibungsfakten. Wir erwarten eine 

Entschuldigung von Volk und Staat“. 
(13) In den Entschließungen der Bun­
desversammlung steht u.a.: „Wir danken 
dem Bundeskanzler, dem bayerischen 
Ministerpräsidenten als Schirmherm 
der Sudetendeutschen und dem Bun­
desaußenminister, daß sie am Recht 
festhalten und eine direkte oder indi­
rekte Legalisierung dieser „ethnischen 
Säuberung“ verweigern. Ein Staat, der 
noch heute die Entscheidungen einer 
„ethnischen Säuberung“ als rechtsgül­
tig erachtet und sich weigert, davon ab­
zurücken, kann nicht Mitglied der Eu­
ropäischen Union werden“. (14) Was die 
konkreten taktischen Schritt der SL der 
tschechischen Republik gegenüber be­
trifft, hat der Sprecher Neubauer „die 
Politik der kleinen Schritte“ (15) her­
vorgehoben. Das ist aber keine Neuheit. 
Schon vor der Bundesversammlung 
sagte einer der besten „Taktiker“ der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft, 
Staatssekretär a.D. Wolfgang Egerter, 
daß „der Tschechischen Republik auf­
grund der objektiven Interessenkon­
stellation auf ihrem Weg in die Europäi­
sche Union zwangsläufig an einem gu­
ten Verhältnis zum deutschen Nach­
barn gelegen sein müsse.“ (16) Er ver­
trat dabei die Auffassung, daß „von da­
her zumindest eine Teillösung der Su­
detendeutschen Frage, die Beseitigung 
der „Leiche im Keller“ des sudeten­
deutsch-tschechischen Verhältnisses 
möglich sein kann, wenn die Repräsen­
tanten der sudetendeutschen Volks­
gruppen keine Maximalpositionen 
durchzusetzen versuchen, wenn sie 
statt eines kollektiven etwa nur ein in­
dividuelles Rückkehrecht anstreben 
würden.“

Quellen:
1/ Pravo, 14.2.1996 
2/Pravo, 2.2.1996 
3/ Pravo, ebenda 
4/ Pravo, 3.2.1996 
5/ Pravo, 19.2.1996 
6/Pravo, 26.9.1995 
7/ Frankenpost, 29.9.195 
8/ Unter dem weißblauen Schild. München 

1984, s. 15
9/ Antifaschistische Nachrichten Nr. 26/95, S.8 
10/ Pravo. 19.1.1996
11/ Sudetendeutsche Zeitung 26.1.1996 
12/ Sudetendeutschc Zeitung 16.2.1096 
13/ ebenda 
14/ ebenda 
15/ ebenda
16/ Sudetendeutsche Zeitung 10.1.1906
17 ebenda

TERMINE
5.bis8.April: OSTERMÄRSCHE: 
(ausführlich Ausgabe 5/96)

3.-5J5. Berlin: Tagung „Frieden denken • 
Frieden leben“ zum 25. Bestehen der 
Zeitschrift „Antimilitarismus informatio- *> 
nen (ami), Kontakt: ami, Elssholzstr. 11, 
10781 Berlin, TeL/Fax: 030/2151035

5.5. : Volksabstimmungen in Berlin und 
Brandenburg über die „Länderfusion“

11.5. : Der Vorstand der Bundeskonferenz 
BWK tagt in Köln

8.-15.5. bundesweit: Aktionstage „Bun­
desrepublik ohne Armee“, Kontakt: 
DFG/VK By, Alte Allee 48, 81245 Mün­
chen, Tel.: 089/8342693, Fax: 089/8341518

16.-19.5. Heidelberg: 20. Bundeskongreß 
Entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, 
Kontakt: BuKo, Nemstweg 32-34,22765 
Hamburg, Tel.: 040/393156, Fax: 
040/3907520

1J2.6. Braunschweig: Bundeskongreß der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregi­
mes, Bund der Antifaschisten (WN/BdA)

Juni: a.o. DGB-Jugendkongreß, u.a. mit 
Beratung über den Entwurf des neuen 
DGB-Grundsatzprogramms.

1.6. : 4. Linkes Medienspektakel in Suhl* 
(Thüringen) .Kontakt: PDS Suhl, AG Lin­
kes Mediensp., 98527 Suhl, TelJFax 
03681-28562

3.6. : NATO-„Frülyahrstagung“ in Berlin.

.7. bis 9.6: FDP-Bundesparteitag in Karls­
ruhe mit Beschluß über das neue Grund­
satzprogramm

10.6. Präsidentschaftswahlen in Rußland

14.-16.6. Erftirt: Kommunalpolitischer 
Kongreß von Bündnis 90/Grüne in Erfurt

14.-16.6. Ort noch unbekannt: Bun­
destreffen der Föderation der Gewaltfrei­
en Aktionsgruppen (FöGA), Kontakt: 
FöGA, Graswurzelwerkstatt, Scham­
horststr. 6, 50733 Köln, 0221/765842, Fax 
0221/765889

26J27.6.: G-7-Gipfel in Lyon, Frankreich.

1.-4.8.: „Sommertreffen“ der Bundesar­
beitsgemeinschaft der Sozialhilfeinitiati­
ven. Näheres bei BAG-SHL, Moselstr. 25, 
60329 FfM, Tel. 069/250030, Fax: 
069/235584.

1.-4.8. Schnepfenthal: Sommerkurse der 
„Linken Schule“ in Schnepfenthal, Thür.

14.8. In Lüneburg beginnt der Prozeß ge­
gen die Göttinger „Autonome Antifa“ (17 
Angeklagte) wegen angeblicher Mitglied­
schaft bzw. Unterstützung einer „krimi­
nellen Vereinigung“ (§129 StGB)

14.9. Der Vorstand der Bundeskonferenz 
BWK tagt in Köln

15.9. : Kommunalwahlen in Niedersachsen

28.9. -4.10.Stuttgart: Gewerkschaftstag 
der ÖTV

25.-27.10. Nürnberg: IPPNW-Kongress 
„Medizin und Gewissen“ - 50 Jahre nach 
den Nürnberger Ärzteprozeß, Infos: IPP- 
NW-Kongreßbüro, Körtestr. 10,10967 
Berlin, Tel.: 030/6930244, Fax: 030/6938166

12J13. Oktober: Herbsttagung der Bun­
deskonferenz BWK in Köln

Nov.: Präsidentschaftswahlen in den USA

14.-16. November: a.o. DGB-Bundeskon­
greß in Dresden mit Beschluß über ein 
neues Grundsatzprogramm

ERGEBNISSE
und
MATERIALIEN

der (Frühjahrs) -Bundeskonferenz 
BWK wird in der zweiten Aprilwoche 
ausgeliefert.



Technik

Interessante technische Neuerungen fürs schnelle 
Flugblatt, billige Broschüren und kleine Zeitungen

D
ie GNN-Verlage haben in den 
letzten Jahren verschiedene 
technische Änderungen vorge- 
nommen, die wir - nachdem sie zu einem 

gewissen Abschluß gekommen sind - 
den Leserinnen und Lesern der Politi­
schen Berichte vorstellen möchten.

Austausch 
per Mailbox
Die GNN-Verlage bieten den Redaktio­
nen und Autoren der bei ihnen verleg­
ten Zeitschriften die Benutzung einer 
Mailbox an. Mailbox, auf deutsch Brief­
kasten, ist ein Computer, der rund um 
die Uhr über ein Modem an das Tele­
fonnetz angeschlossen ist. Auf der Fest­
platte dieses Computers sind Nachrich­
ten gespeichert, und zwar inhaltlich sor- v 
tiert in sogenannten „Brettern“; z.B. 1 
enthält das Brett „GNN/Politische Be- 
richte/Aktuelles-“ Nachrichten, die den 
Teil Aktuelles der Zeitschrift Politische 
Berichte betreffen.

Wer ebenfalls über einen Computer, 
ein Modem und das entsprechende 
Computerprogramm (es heißt Cross­
point oder abgekürzt XP) verfügt und 
als Benutzer eingetragen ist, kann an 
diese Mailbox Texte schicken. Hierfür 
gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder 
werden diese Texte als öffentliche Tex­
te für ein Brett gekennzeichnet,' dann 
werden sie an eine ganze Gruppe von 
Benutzern weitergeleitet, nämlich an 
alle, die dieses „Brett“ besteht haben. 
Oder der Text kann auch gezielt nur an 
eine Person gerichtet sein, das ist dann 
die persönliche Nachricht („PM“).

Bei jedem Telefonanruf mit dem 
Crosspoint-Programm findet ein Da­
tenaustausch statt: die Texte, die man 
in den Nachrichtenverbund einspeisen 
will, werden gesendet, zugleich erhält 
man die Nachrichten zurück, die für ei­
nem selber bestimmt sind, also jene 
Brettnachrichten, die man besteht hat, 
sowie eventueh persönliche Nachrich­
ten von anderen Benutzern der Mail­
box.

Dieses Verfahren ermöglicht also:
a) Die einfache Übermittlung eines 

Textes, der in einer bestimmten Zeitung 
erscheinen soh, durch Einsenden ent­
weder als PM an den jeweiligen Verlag 
oder ins betreffende Brett (z.B. dieser 
Text wäre an GNN/Politische Berichte/ 
Diskussion zu senden).

b) Die Beteiligung an der Redaktions­
arbeit: Artikelvorschläge und die Pla­
nung der Zeitung werden in dem ent­
sprechenden Brett veröffentlicht. Jeder 
Benutzer ist Sender und Empfänger, ein 
tatsächlicher Austausch ist möglich.

c) Austausch zwischen qwei Benut­
zern durch Adressierung einer Nach­
richt als PM; der Text geht bei der Mail­
box ein und kann dann dort zur beliebi­
gen, dem Empfänger passenden Zeit ab­
geholt werden.

d) Zugang zu druckgelegten Texten. 
Für die nahe Zukunft ist der Aufbau ei­
nes Archivs geplant. Bis in etwa einem 
halben Jahr sollen alle Zeitschriften des 
Verlags, die das wünschen, nach der 
Drucklegung abrufbar sein. Redaktio­
nen, die daran Interesse haben, sollen 
sich melden!

Wie kommt man ins Netz?
Die Mallbox LINK-S wird vom GNN Ver­
lag Süd In Stuttgart betrieben (Adres­
se unw. siehe nebenstehendes Impres­
sum). Wer sich telefonisch oder schrift­
lich dorthin wendet (oder an eine der 
sonstigen Vcrlagsadretmcn), erhalt eine 

Benutzerkennung sowie das Programm 
Crosspoint zugesandt. Wer sich mit ei­
nem Terminalprogramm auskennt, 
kann auch per E-Mail anmelden: Tele­
fonnummer 0711-612857 wählen und 
mit Gast einloggen und Antrag stellen.

Was kostet die Mdilbox-Nutzung?
Die Kosten für die Benutzung der GNN- 
Bretter bei der LINK-S werden durch 
die Verlage getragen. Es fallen also nur 
die Telefonkosten an, die sich in aller 
Regel aber auf ein bis zwei Einheiten je 
Datenaustausch beschränken. (Werdas 
komplette Angebot der LINK-S benut­
zen will, also CL, Solinet, PDS/LL, Grü­
ne, Z-Netz und Versenden von PM an an­
dere Mailboxen, bezahlt 4 DM monat­
lich, näheres auf Anfrage). 

Welche technische Ausrüstung?
Notfalls läuft das Programm Crosspoint 
auch auf einem XT-Rechner, sofern er 
über.eine Festplatte mit etwa 4 Mega­
byte freiem Platz verfügt. Notfalls reicht 
auch ein Modem mit einer Übertra­
gungsrate von 2400 Baud (ca. 240 Zei­
chen pro Sekunde); die Mailbox erlaubt 
alle analogen Übertragungsarten sowie 
ISDN.

Drucken direkt 
vom Computer
Die GNN-Verlage können inzwischen 
ein kostengünstiges Verfahren zur Ver­
vielfältigung von Flugblättern, Zeitun­
gen und nicht allzu umfangreichen Bro­
schüren im Auflagenbereich von 50 bis 
etwa 3000 Stück im Format A4 anbieten.

Das Druckverfahren ist ein Schablo­
nendruckverfahren; von der Druckvor­
lage wird in einer Folie aus Pflanzenfa­
sern durch Einbrennen mittels Ther­
mokopf ein Abbild erzeugt. Durch die 
Löcher in dieser Folie wird die Druck­
farbe gepreßt und aufs Papier aufgetra­
gen. Da der Preis dieser Druckfolie weit 
unter dem sonst üblichen Preis für me­
tallene Druckplatten liegt und auch kei­
ne zusätzlichen Einrichtungen wie Ko­
pie und Entwicklung nötig sind, ist die­
se Druckverfahren für kleine Auflagen 
günstig. Durch den Einsatz verschiede­
ner Farbtrommeln ist die Verwendung 
von Schmuckfarben möglich. Bei der 
jetzigen Generation dieser Druckma­
schinen hat der Hersteller durch Ver­
besserungen bei der Auflösung und des 
Farbauftrags eine ausreichende Qua­
lität bei der Wiedergabe von Bildern er­
möglicht. Außerdem ist bei dieser 
Druckmaschinengeneration eine direk­
te Ansteuerung des Thermokopfes vom 
Computer aus möglich; d.h. ein fertig 
gestalteter Text kann ohne Umweg über 
ein anderes Ausgabegerät direkt an die 
Druckmaschine geschickt werden; was 
wiederum Zeit und Kosten spart.

Die Verlage können mit dieser Technik 
das schnelle Flugblatt, die billige Bro­
schüre, die örtliche Zeitung erstellen. 
Texte werden als Diskette oder - viel 
schneller - per Mailbox übermittelt. Ge­
schieht das abends (oder nachts), kann 
tags darauf gedruckt werden und das 
Flugblatt am folgenden Tag als Postpa­
ket beim Empfänger sein.

Die Reprokamera 
für zu Hause
Bis vor einiger Zeit war die Bearbeitung 
von Bildern bei den Verlagen aus­
schließlich beim Verlag in Köln möglich

war, weil nur dort eine Reprokamera mit 
der dafür nötigen Umgebung (Dunkel­
kammer, Entwicklergerät) zur Verfü­
gung stand. Inzwischen gibt es soge­
nannte Scanner, mit denen Bilder zur 
weiteren Verarbeitung in der Druckvor­
lage aufgenommen werden können. Sie 
sind bereits für um die 500 Mark in aus­
reichender Qualität, einschließlich da­
zugehöriger Programme, zu erwerben. 
Die Fertigkeiten für die einfache Bild­
wiedergabe mit Vergrößern, Verklei­
nern, Ausschnitte u.ä. sind relativ ein­
fach zu erlernen. Inzwischen stehen in 
allen Verlagen die Möglichkeiten zur 
Bildbearbeitung zur Verfügung; z.B. 
werden die Druckvorlagen der Seiten 
dieser Zeitung an insgesamt fünf ver­
schiedenen Orten vollständig angefer­
tigt, einschließlich der Bilder, und dann, 
per Datenübertragung am Druckort zu­
sammengeführt.

Weil billig und einfach zu bedienen, 
scheint es uns auch möglich, daß sich 
die eine oder andere örtliche Zeitung ei­
nen Scanner zulegt und damit die Bild­
bearbeitung selber übernimmt.

Texte bearbeiten 
und gestalten
Ein bekannt schwieriges Thema ist die 
Frage nach „dem richtigen Programm“ 
für die Textverarbeitung und Textge­
staltung.

Die Verlage hatten lange Jahre selbst 
eine Textverarbeitung mit der Möglich­
keit zur Gestaltung angeboten („GNN- 
Text“), weil u.a. für die damals billigen 
Computer und Drucker keine Program­
me in ausreichender Qualität zum gün­
stigen Preis (bzw. für den von uns be­
nutzten Fotosatzbelichter überhaupt 
nicht) vorhanden waren.

Inzwischen sind gewisse Fortschritte 
zu verzeichnen. Das Problem, daß für je­
des einzelne Ausgabegerät, sei es 
Drucker oder Belichter, ein unter­
schiedliches Satzprogramm nötig war, 
ist durch eine gewisse Standardisierung 
gelöst. Viele Ausgabegeräte, z.B. die von 
uns benutzte Druckmaschine ebenso 
wie der Belichter im Satzstudio, in dem 
die Druckvorlage für die Politischen Be­
richte hergestellt wird, verarbeiten 
Textdateien im sogenannten Post­
scriptformat. Diese Dateien enthalten 
neben dem Text und seinen Positionen 
alle Informationen über die verwende­
ten Schriften, die Bilder sowie die übri­
ge Gestaltung. Das Ausgabegerät selbst 
(oder ein Zusatzgerät) übersetzt diese 
standardisierten Angaben dann in die 
eigentliche Maschinensteuerung.

Im Prinzip können daher alle gängigen 
Programme zur Druckvorlagenherstel­
lung benutzt werden, wenn sie solche 
Postscriptdateien herstellen können. 
Aber leider steckt hier eine ganze Fami­
lie von Teufeln im Detail. Es sei nur in 
einigen Stichworten auf die Probleme 
hingewiesen: Unterschiedliche Auflö­
sung der Ausgabegeräte, was dazu 
führt, daß Vorlagen, die für einen Laser­
oder Tintenstrahldrucker erstellt wur­
den, auf der Druckmaschine mit höhe­
rer Auflösung nicht gut aussehen. Was 
für den Ausdruck auf ein A4-Blatt er­
stellt wurde, muß für die Ausgabe auf 
der Druckmaschine ins A3-Format 
montiert werden. Die Schriften, die bei 
der Erstellung benutzt wurden, müssen 
u.U. auch beim Belichter oder auf der 
Druckmaschine vorhanden sein usw.

Diese Probleme sind zwar alle 
grundsätzlich lösbar, aber es ist in je­
dem Fall eine konkrete Absprache für je­
des einzelne Produkt nötig! (alk)
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